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EIGENTUMSVORBEHALT 
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zurückzusenden. 


Editorial. 


Der hohe Gast wird vorläufig nicht kommen, Den bundesdeut- 
schen Bürgern bleibt ein weiteres peinliches politisches Ereig- 
nis erspart. - 


Der makabre Auftritt: Ehrengarde für den dienstältesten Dik- 
tator Lateinamerikas; roter Teppich für den Landesvater, der 
seine Landeskinder - die Indianer - von ihrem Land ver- 
treibt, um es dann an internationale Spekulanten und Konzer- 
ne zu verschachern; Kanzerls Händedruck mit dem Gönner und 
Spießgesellen alter Nazis; Willkommenstoast auf den General, 
der kein Federlesen kennt mit unliebsamen politischen Gegnern 
- dieser makabre Auftritt findet erstmal nicht statt. Aber das 
mindert um keinen Deut die Empörung über diese scheinheili- 
gen Repräsentanten bundesdeutscher Demokratie. 


Denn es war nicht Scham noch Einsicht, welche die Regie- 
rungsoberen in Bonn veranlaßten, auf solch unehrenhaften 
Gast zu verzichten. Auch waren es nicht die Proteste von Bür- 
gern und Solidaritätsgruppen, die die Herren Kohl und Strauß 
zum Revidieren ihrer Einladung bewegten. Nein, der Diktator 
selbst sagte seinen Besuch ab - aus ganz eigenen Gründen. 
Es gibt Konkurrenzkämpfe in seiner eigenen Partei, und da 
schien es dem Präsidenten sicherer, daheim zu bleiben, um 
die Zügel selbst in der Hand zu behalten. 


Für die westdeutsche Presse ist Paraguay stets nur von Inter- 
esse gewesen im Zusammenhang mit der internationalen Schnit- 
zeljagd nach dem KZ-"Arzt" und Verbrecher Josef Mengele. 


Dahinter verblaßte die Realität des Landes. Allenfalls zog es 
noch die Aufmerksamkeit auf sich als Paradies für flüchtige 
Wirtschaftsverbrecher, Fluchtort des Münchner "Konsuls" Weyer 
oder der koreanischen Moon-Sekte, 


Daß in diesem Land seit Jahrzehnten systematisch die indiani- 
sche Bevölkerung ausgerottet wird, daß sich weiße Soldaten 
und Siedler in Kopfjagd üben auf die Indianer, daß sie die 
von ihnen vertriebenen indigenas in Konzentrationslager zu- 
sammenpferchen, um sich ihr Land anzueignen, daß die Men- 
schen dort zu Tausenden an Hunger und Krankheit zugrunde- 
gehen - ist Alltag der Dritten Welt, Es ist den Publizisten 
keine Zeile wert, und die Christlichen Demokraten kümmert 
es nicht. 

Daß in diesem Land seit dreißig Jahren jegliche Opposition 


zerschlagen, daß soger Christdemokarten im Gefängnis lande- 
ten oder ins Exil getrieben wurden, daß Stroessner mit Terror 
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und Folter jeden Widerspruch - selbst in der eigenen Partei 
- erstickte, kann offenbar die christliche Regierung der BRD 
nicht in ihren freundschaftlichen Gefühlen irritieren. 


Noch ungeheuerlicher erscheint diese Einladung - ob sie nun 
eines Tages realisiert wird oder nicht - ‚bedenkt man, wie 
Herr Kohl dem Vizepräsidenten Nicaraguas, Ramirez, im Mai 
19865 den Empfang verweigerte und Außenminister Genscher 
meinte, dem Nicaraguaner eine Vorlesung in Sachen Demokratie 
halten zu müssen. 

Daß hinter diesen Verhaltensweisen steckende Kalkül offenbart 
sich in einer Äußerung vom ehemaligen Außenminister der USA, 
Alexander Haig: "Stroessner war mit seinem Antikommunismus 
stets der treueste Alliierte Washingtons." Gleiches kann man 
vom sandinistischen Nicaragua freilich nicht behaupten. So 
nimmt es auch nicht wunder, daß der "oberste Freiheitskämp- 
fer der westlichen Hemisphäre", Ronald Reagan, die Sandini- 
sten "wegputzen" will, koste es was es wolle. 


Daß der Ost-West-Konflikt auch in den Köpfen vieler demokra- 
tischer Abgeordneter des US-Kongresses spukt, konnte dem 
Beobachter schon Ende April klar sein, obwohl die 14 Mio Dol- 
lar für die Contra erst einmal abgeschmettert wurden. 


Heute ist die Einteilung der Weit wieder klar: Ortega besucht 
die Sowjetunion, ist also ein Vasall Moskaus. Folglich muß 
nun auch ein "aufrechter" Abgeordneter der Demokratischen 
Partei für die Contra-Hilfe stimmen; diesmal "für ein paar 
Dollar mehr", statt 14 Mio nun 27 Mio Dollar. 


"Es geht nicht mehr darum, ob die Sandinisten gestürzt wer- 
den sollen, sondern nur noch um die Art und Weise ihres 
Sturzes", wie es kürzlich ein demokratischer Abgeordneter for- 
mulierte. 


CHILE 


Die Osterinsel und der Krieg der Sterne 


Die Osterinsel, chilenisches Territorium ganz weit da 
draußen im Pazifischen Ozean, mit den 300 Moais, riesi- 
gen rätselhaften Figuren aus Tuffstein ein aufregendes 
Museum und ganz nebenbei auch noch für tausend polyne- 
sische Ureinwohner, die sogenannten Osterinsulaner oder 
Pascuenses die Heimat, ist von der US-Raumfahrtbehörde 
NASA als möglicher Notlandeplatz für Raumfähren ent- 
deckt worden, Die chilenische Regierung will jetzt in 
aller Eile entscheiden - natürlich für die Rettung der 
Weltraumfahrer und gegen die bösen Kommunisten. 


In Spanien, im Senegal, in Japan und an anderen Stellen 
der Erde ist man schon darauf vorbereitet, Raumfähren 
wie Columbia, Discovery, Challenger oder Atlantis im 
Notfall zu empfangen, wenn sie den Weg zurück nach Kap 
Kennedy in Florida oder zur Militärbase Vandenberg in 
Kalifornien nicht finden sollten. Dafür bedarf es einer 
Piste von nahezu fünf Kilometer Länge und einer ent- 
sprechenden Breite sowie ausgedehnter und ausgeklügel- 
ter technischer Installationen, die natürlich für die 
verschiedensten Zwecke nutzbar zu machen sind. 


Nun hat die NASA auch die Osterinsel entdeckt, 3.800 
km vom südamerikanischen Kontinent entfernt, von 1.000 
Polynesiern und 800 Kontinental-Chilenen bewohnt und 
nicht einmal halb so groß wie Westberlin. Schon frü- 
her, in den sechziger Jahren hatte es Versuche gegeben, 
die Insel für Satellitenbeobachtung zu nutzen. Als die 
sozialen, ökonomischen und außenpolitischen Konsequen- 
zen damals sichtbar wurden, schaffte es die christdemo- 
kratische Regierung des Präsidenten Frei gerade noch, 
die Amerikaner aus dem reichen Norden wieder hinauszu- 
komplimentieren, Heute aber drängt sich die Militär- 
Regierung geradezu danach, der US-Regierung zu Gefal- 
len zu sein. 


Es gibt eine Fülle von Argumenten, die dagegen sprechen, 
ausgerechnet auf der Osterinsel einen solchen Lande- 
platz für Raumfähren einzurichten. Viele dieser Argu- 
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mente sind in einem Leserbrief enthalten, den der ehe- 
malige Botschafter Chiles in Washington und Gegenkan- 
didat der Christdemokraten gegen Salvador Allende in 
den Präsidentschaftswahlen von 1970, Radomiro Tomic, 
an die offiziöse, liberal-konservative Tageszeitung 
"El Mercurio" geschrieben hat. Deshalb hier zunächst 
eine Übersetzung dieses Briefes: 


DER BRIEF VON RADOMIRO TOMIC 


Herr Direktor: 


Die amerikanische Bitte, den Flughafen der Osterinsel 

so herzurichten, daß er als "Notlandebahn" für die Raun- 
fähren dienen kann, wirft zwei Probleme auf; ein Ööko- 
logisches und ein militärisches, aber beide miteinander 
verbunden durch die Tatsache, daß die ausgeklügelten 
radio-elektronischen, radio-geodätischen und radio-te- 
lemetrischen Einrichtungen, die für die Raumfähre un- 
verzichtbar sind, gleichzeitig eine Kapazität für die 
kriegerische Nutzung haben. 


Ich beginne mit dem ökologischen Problem. Die Raumfäh- 
re fliegt im Weltraum mit einer Geschwindigkeit von 
30.000 Stundenkilometern ( dreißigfacher Schallgeschwin- 
digkeit ). Zur Landung muß sie die Atmosphäre mit milli- 
metergenauer Präzision durchqueren, und die Berührung 
mit der Erde erfolgt bei einer Geschwindigkeit von 350 
Stundenkilomstern. Da ihr Leergewicht 80 Tonnen beträgt 
( zweitausend Tonnen beim Aufstieg! ), muß die Lande- 
bahn, damit der Apparat nicht bei seinem Auftreffen auf 
der Piste mit 350 Stundenkilometern zerstört wird, min- 
destens fünf Kilometer ( fünftausend Meter ) lang sein. 
Alle diese Daten stammen von der NASA. 


Die Osterinsel - "das faszinierendste Freiluftmuseum 
der Welt", wie sie auf den Kongressen der Archäologen 
und Ethnologen in den Vereinigten Staaten genannt wird 

- ist ein kleines Dreieck vulkanischen Ursprungs von 

17 km Länge und 10 km Breite in ihren Hauptachsen. Wie 
die vom Militärgeographischen Institut 1966 herausgege- 
bene Karte der Osterinsel zeigt, gibt es auf dieser 
kleinen Fläche drei erloschene Vulkane und elf Felsen- 
und Lava-Hügel. Die ganze Insel paßt bequem zwischen 

die Plaza Italia, den Flughafen von Pudahuel und die 
Plaza von San Bernardo. ( Sagen wir: zwischen Tegelort, 
Nikolassee und das Brandenburger Tor. Der Übersäzzer.) 
Innerhalb dieser Fläche gibt es nicht einen Hügel Santa 
Lucia ( Nehmen wir halt den Teufelsberg! D.Ü. ), sondern 
vierzehn. Wohin soll man da eine Piste aus Stahlbeton 
von fünftausend Meter Länge ( fünfhunderttausend Quadrat- 
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meter Stahlbeton ) setzen, ohne daß das verheerende Kon- 
sequenzen für die Topographie und Ökologie der Insel 
hat? Die in "El Mercurio'! veröffentlichte Behauptung 
der NASA, wonach. *die Möglichkeit, daß Raumfähren auf 
der Osterinsel landen, außerordentlich unwahrscheinlich 
ist', und die Aussage des Generaldirektors der Chile- 
nischen Luftwaffe für Operationen, wonach diese Wahr- 
scheinlichkeit 'eins zu zehn Millionen! ist, zeigen 
deutlich, daß die Antragsteller nicht an der Landungs- 
piste interessiert sind, sondern an den zusätzlichen 
Einrichtungen höchster Technologie, die für die Raum- 
fähre benutzt werden können, aber gleichzeitig dafür 
geeignet sind, den Abschuß von nordamerikanischen Atom- 
unterseebooten aus oder den von strategischen Bombern 
aus zu lenken und auch in der Weite des Südpazifik die 
sowjetischen Unterseeboote zu entdecken, um sie zu zer- 
stören, Solche Einrichtungen wären selbstverständlich 
das erste sowjetische atomare Ziel, um den nordamerika- 
nischen Unterseebooten 'die Augen zu schließen'. 


Was die 'Dringlichkeit einer Entscheidung' angeht, so 
würde nach Meinung des Operationsdirektors der luft- 
waffe, wie sie 'ElL Mercurio' auf seiner ersten Seite 
abdruckt, nur einer von zehn Millionen Raumflügen eine 
Landung auf der Osterinsel benötigen können. Wenn es 
jeden Tag einen Raumflug gäbe, würde einer von ihnen 
nur alle zehn Millionen Tage die Osterinsel benutzen. 
Zehn Millionen Tage sind so viel wie 30,000 Jahre, und 
es ist nicht überflüssig, daran zu erinnern, daß Ko- 
lumbus Amerika vor fünf Jahrhunderten, das heißt vor 
kaum 180.000 Tagen entdeckt hat ..., klitzekleiner 
Bruchteil der zehn Millionen Tage, die nötig sind, um 
die topographische Verkrüppelung und ökologische Er- 
niedrigung des faszinierendsten Freiluftmuseums der 
Welt zu rechtfertigen. Noch genauer; Ist es nicht zum 
Lachen, daß etwas, was nur alle dreißigtausend Jahre 
geschehen kann, in Chile oder in den Vereinigten Staa- 
ten zu der Feststellung dient, daß es sich 'um eine 
Angelegenheit handelt, die dringend einer Entschei- 

rt 
Qunebedase" gez. Radomiro Tomic" 
Arsenio Rapu Pua, der Vertreter der Osterinsulaner in 
Santiago, hat sich empört darüber geäußert, daß die Be- 
wohner der Insel über ein Projekt, das das gesamte kul- 
turelle, archäologische und ökologische Erbe berührt, 
weder informiert, nooh befragt worden sind. Und auch 
die für Museen und Denkmalsschutz zuständigen Autori- 
täten sind bisher in keiner Weise in den Entscheidungs- 
prozeß einbezogen worden. 
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Für die Bewohner der Osterinsel und alle Chilenen, 

die gegenüber der Großmacht im Norden noch einen Rest 
an Selbstbewußtsein bewahrt haben, ist vor allem das 
Beispiel der Insel Diego Garcia im Indischen Ozean von 
Interesse. Dort räumte man den USA einen kleinen Lande- 
platz für Schiffe ein, und heute ist die ganze Insel 
ein Militärstützpunkt der USA, nach dessen Souveränl- 
tät zu fragen sinnlos geworden ist. 


Vizeadmiral Patricio Carvajal, der chilenische Vertei- 
digungsminister, sieht nicht einmal das Problem. Be- 
fragt nach einem möglichen Atomkrieg und dem sogenann- 
ten Krieg der Sterne, erklärte er, Chile müßte sich ei- 
nem Block anschließen, weil die Blockfreien in der Ge- 
schichte nicht überleben würden. Und wie um den mili- 
tärischen Nutzen der geplanten technischen Einrichtun- 
gen auch jedermann klarzumachen, sagte er: 


"wir sind Verbündete der Vereinigten Staaten gemäß dem 
Interamerikanischen Vertrag über Gegenseitige Hilfe. Es 
ist ein Pakt, der uns verpflichtet, uns gegenüber dem 
Angriff auf jedwedes Land Amerikas zu solidarisieren. 
Ich verstehe nicht den Schrecken darüber, daß wir uns 
einer Seite anschließen. Wir haben uns einer Seite an- 
geschlossen. Wir sind gegen die Sowjet-Union, weil wir 
seit Jahren Ziel ihres Angriffs sind." 


Daß den chilenischen und nordamerikanischen Militärs 
diese Sache so eilig ist, braucht niemanden zu wundern, 
auch wenn es, wie Tomic sagt, an sich zum Lachen ist, 
Wenn die Dimensionen dieses Projekts erst einmal welt- 
weit bekannt geworden sind, wird es kaum noch einen 
vernünftigen Menschen geben, der nicht aus irgendeinem 
Grund dagegen wäre, und sei es aus der guten alten Kon- 
Tiki-Romantik. Deshalb ist Eile geboten. 
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Aufwertung trotz Mord ? 


Das Auswärtige Amt in Bonn scheint fest entschlossen, 
wenigstens in einer Angelegenheit die US-Regierung des 
Präsidenten Reagan noch zu übertreffen, nämlich in der 
Frage der Aufwertung des Pinochet-Regimes. Und das, ob- 
wohl in Chile politische Mordtaten wieder stärker an 
der Tagesordnung sind und der Belagerungszustand nach 
wie vor gilt. 


Mehr als zwei Monate nach der Reihe von Entführungen 
und Morden an Mitgliedern und Funktionären oppositio- 
neller Organisationen ( vgl. dazu LN Nr. 137 ) ist, 
wie zu befürchten war, über die Täter nichts bekannt. 
Alle Indizien deuten aber darauf hin, daß es sich um 
ein Kommando des staatlichen Geheimdienstes handelte, 
von dem nur nicht klar ist, ob es auf eigene Faust 
oder auf Befehl von oben agiert hat. 


Daß in der zweiten Aprilhälfte gleich noch zwei wei- 
tere Entführungen - wenn auch nicht mit tödlichem Aus- 
gang - folgten, zeigt einerseits, daß sich die Täter 
unter dem Schutz der Regierung und deshalb sicher füh- 
len, macht aber andererseits auch deutlich, wie wenig 
sich der Geheimdienst von übergreifenden politischen 
Überlegungen beeindrucken läßt, denn in dem politischen 
Kalkül des nüchterneren Teils der politischen Rechten 
in Chile dürfte soviel nackter Terror gegenwärtig kaum 
Platz finden. 


Dieses Mal waren zwei Frauen die Opfer: Maria Cifuentes 
wurde nach einem Gefängnisbesuch bei einem politischen 
Gefangenen entführt, durch Schläge mißhandelt und ver- 
gewaltigt. Vier Stunden später wurde sie in der Nacht 
freigelassen. Die Entführer erklärten ihr, daß es sich 
um eine Aktion der Antikommunistischen Chilenischen Ak- 
tion { ACHA ), die schon in ihrem Namen die Erinnerung 
an das argentinische Gegenstück zwischen 1973 und 1976, 
die Terrorbande und Todesschwadron AAA unseligen Ange- 
denkens wachzuhalten versucht. 


Die ACHA mag sich nur des Schutzes des Geheimdienstes 
erfreuen, in dem anderen Fall wurden die staatlichen 
Organe offenbar selbst tätig. Die Psychologin C. A. 

Hales, die im Rahmen der katholischen Stiftung MISSIO 
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mit einer Frauengruppe arbeitet und Tochter eines Ex- 
Ministers der christ@emokratischen Regierung Frei an 
Ende der sechziger Jahre ist, wurde von ihren Entfüh- 
rern mit einer Infrastruktur konfrontiert, wie sie ge- 
wöhnlich nur Geheimdienste haben. Als sie noch am Tag 
ihrer Freilassung mit drei Kriminalbeamten ihre Ent- 
führungsfahrt rekonstruierte, kam man an einen "auf- 
schlußreichen Punkt", der aber wegen der Pressezensur 
dann nicht bekanntgegeben wurde. 


Beiden entführten Frauen mag sehr genützt haben, daß 

ihre Eltern aufgrund besonderer Umstände einen direk- 
ten Draht zum Innenminister hatten und daß dieser im 

Fall Hales sogar bereit war, diese Tatsache über die 

Medien verbreiten zu lassen. 


Sogar der "Mercurio", das Organ der chilenischen Groß- 
bourgeoisie, meint jetzt, daß es so nicht weitergehen 
könne .und daß die Entführungen und Morde der letzten 
Wochen das aufgebesserte außenpolitische Image der Re- 
gierung Pinochet zuschanden machen könnten. Gemeint 
sind damit die Erklärungen des inzwischen abgelösten 
US-Staatssekretärs Motley, wonach man die Herrschaft 
Pinochets bis 1989 als Faktum akzeptiere, und eine Ab- 
stimmung im US-Repräsentantenhaus, die zugunsten der 
chilenischen Diktatur ausfiel (22.4.85). Die von dem 
Repräsentanten Weiff und Senator Kennedy eingebrachte 
Resolution verlangte von der Regierung Reagan, die mi- 
litärische und wirtschaftliche Zusammenarbeit mit dem 
Pinochet-Regime zu suspendieren, um derart auf eine 
beschleunigte Demokratisierung zu drängen. Sie wurde 
mit 206 gegen 196 Stimmen abgelehnt.(Nach wie vor ist 
es aber der US-Regierung untersagt, dem Pinochet-Re- 
gime direkt Waffen zu liefern.) 


Das Auswärtige Amt in Bonn sieht nun unter seiner seit 
jeher wirtschaftsliberal gesinnten Spitze die Chance, 
den ähnlich gesinnten Regierenden in Santiago das Zeug- 
nis auszustellen, daß sie sich auf dem rechten Weg zur 
Demokratie befänden. Die chilenische Diktatur, die so- 
gar Ronald Reagan nicht richtig ans Herz drückt, vor 
der selbst Heiner Geißler vom Ekel befallen wird und 
die von Karol Woityla erst ganz zu allerletzt besucht 
werden wird - und das will schon was heißen, für unsere 
bundesdeutschen Liberalen ist sie der Solidarität und 
Aufwertung trotz Mord und Totschlag würdig. 
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Wahlen mit großen Hindernissen 


Was von Politikern und Zeitungen momentan als "crisis politica" be- 
zeichnet wird und dazu geführt hat, daß Putschgerüchte und General- 
streikdrohungen die Blätter füllen, ist bei näherer Betrachtung ein 
wirrer Wust von Machtkampf und Geschäft. Die Spielregeln erlauben 
fast alles, auch daß auf den Gängen des Parlaments die Abgeordneten 
mal kurz die Pistole ziehen. Man schwankt bei der Berichterstattung 
zwischen dem Gefühl, die Lächerlichkeiten, die sich da abspielen, 
seien das Papier nicht wert und dem Entsetzen über so viel Dummheit, 
Arroganz und Zynismus, die ein Land vollends auf den Hund zu brin- 
gen drohen, das es wahrhaftig bitter nötig hätte, von diesem Pack be- 
freit zu werden, welches sich seine Regierung nennt. 


Die jüngste Krise stellt vorläufig den Höhepunkt der Auseinander- 
setzungen dar, die seit Monaten um die Vorbereitung der Wahlen aus- 
getragen werden. Sie sollen im November stattfinden. Die Krise er- 
lebte ihren Auftakt am 27. März, als der Kongreß den Obersten Ge- 
richtshof wegen Verfassungsbruches absetzte und einen neuen ernann- 
te. Bei dessen Vereidigung schickte der Präsident von Honduras 

Suazo Cördova bewaffnete Polizei ins Gerichtsgebäude und ließ die 
neuen Richter verhaften. Der Vorsitzende kam ins Gefängnis, die übri- 
gen Richter unter Hausarrest im Justizpalast. Die Absetzung und Neu- 
wahl war in den Augen des Präsidenten nicht rechtens. Seither gibt 
es zwei Oberste Gerichtshöfe, den des Kongresses und den alten, von 
Suazo Cördova protegiert; arbeiten kann keiner. Im Hintergrund der 
Affäre steht ein Streit um die Wahlkommission, welche die Präsident- 
schaftskandidaten der einzelnen Parteien bestätigt. Sie wird vom 
Obersten Gerichtshof ernannt. Der alte Gerichtshof hatte nun eine 
Kommission zusammengestellt, die hundertprozentig den Kandidaten 

von Suazo Cördova bestätigt hätte. Nun gibt es aber in seiner Partei 
(Liberale) Streit um die Kandidatur. Deshalb wollten die Gegner 

des Präsidenten in der eigenen Partei sowie die oppositionellen 
Parteien einen Gerichtshof, der eine Wahlkommission eraennen würde, 
die auch ihren Kandidaten Aussicht auf Bestätigung böte. Die Libe- 
rale Partei ist derzeit in vier Strömungen gespalten, die Strömung 
von Suazo Cördova ist noch einmal zweigeteilt. Dies ist aber noch 
nicht offiziell, so daß sie weiterhin als die stärkste Fraktion 

gilt und nach den bisherigen Regeln den Präsidentschaftskandidaten 
stellen kann. Ein solcher wurde von den Anhängern Suazo Cördovas 

auf einem Parteitag auch gewählt, auf dem die übrigen Teile der Par- 
tei nicht anwesend waren. 


Diese haben sich inzwischen einstimmig dafür ausgesprochen, daß die 
Parteien künftig in internen Wahlen, an denen alle Mitglieder teil- 
nehmen, den Präsidentschaftskandidaten bestimmen sollen. 


Sowohl die Mehrheit der größten Oppositionspartei (national/reaktio- 
när) als auch die kleineren fortschrittlicheren Parteien und die 
Christdemokraten befürworten diesen Vorschlag. Er wird von den Ge- 
werkschaften und den Yolksorganisatiionen begeistert begrüßt. 


Obwohl Suazo Cördova im Kongreß in dieser Frage absolut in der Min- 
derheit ist, muß er keine plötzliche Niederlage befürchten. Ein De- 
kret zugunsten von internen Wahlen, das der Kongreß verabschiedet 
hat, wurde durch sein Vetorecht zunächst außer Kraft gesetzt. Die 
Geister für und wider den alten Präsidenten scheiden sich nun an 
den "internen Wahlen". Im Parlament wird darüber so heftig gestrit- 
ten, daß es immer wieder vorkommt, daß einzelne Abgeordnete die 
Pistole ziehen; es sei "rein zur Übung" gewesen, heißt es tags da- 
rauf in der Presse. Am ersten Mai wurden auf allen Kundgebungen und 
von allen Organisationen interne Wahlen gefordert und mit einem Ge- 
neralstreik gedroht, falls diese nicht zustande kämen. In der Haupt- 
stadt wurde die Menge gefragt, ob sie einverstanden sei und darauf- 
hin reckten sich Tausende begeisterter Arme zur Zustimmung. 


SELTSAME BÜNDELEIEN 


Als sich der Kongreß in Sachen Oberster Gerichtshof derart renitent 
verhielt, daß er den Präsidenten glatt umging, wandte sich Suazo 
Cördova an den Chef der Militärs mit der Bitte, das Parlament auf- 
zulösen. Diese Nachricht stammt aus einer nicht offiziellen, darum 
um so zuverlässigeren Quelle. Lopez Reyes sei nicht dagegen gewesen, 
der gesamte Generalstab habe aber nicht gewonnen werden können, so 
habe man den Plan fallen lassen. Dafür berief nun der Militärchef 
die Gewerkschaften, Bauern- und Volksorganisationen zu sich, um mit 
ihnen über die Krise und deren Lösung zu beraten. Sie kamen alle 
und in regierungsnahen Kreisen sprach man bereits über einen Putsch 
der Arbeiter und des Militärs. Natürlich hatte die Einladung nur 
einen demonstrativen Charakter und ist nicht mehr als eine Farce. 
Die Yolksorganisationen betrachten sie je nach politischer Orientie- 
rung mit mehr oder weniger Ernst. Die rechtslastigen Gewerkschaften 
sind eifrig dabei, Vorschläge zu machen. Der linke Dachverband FUTH 
wurde erst gar nicht eingeladen, weil er offiziell nicht anerkannt 
ist. Seitdem finden allenthalben Gesprächsrunden statt, in denen 
sich verhandlungsbereite Gewerkschafter und Vertreter unterschied- 
licher Bauern- und Volksorganisationen mit Parlamentariern und 
Kirchenleuten treffen und ‚nach jeder Runde verkündigen, demnächst 
einen Lösungsvorschlag präsentieren zu können. 


Das oberste Wahlgericht hat Anfang Mai verkündet, interne Wahlen 
seien theoretisch durchaus möglich, sie könnten aber in diesem Jahr 
aus Zeitgründen leider nicht mehr durchgeführt werden. Suazo Cördova 
hat offensichtlich die volle Unterstützung des Militärs, man hat 
den Eindruck, daß sich seine Gegner in der eigenen Partei die Zähne 
an ihm ausbeißen werden. 


re ER ESSENER VEEENBEENEE WERE << 


Die Befürworter der internen Wahlen sind sich nur in der Ablehnung 
des einen Mannes einig, ansonsten ebenso mißgesinnt wie eh und je. 
Es geht um Pfründe und Einfluß, nicht aber um die vorgeschobene 
Demokratisierung. Deshalb ist es auch nicht verwunderlich, daß das 
ganze Gerangel von Skandalenthüllungen begleitet ist, in denen ein 
Korruptionsfall den anderen jagt. So soll Suazo Cördova hohe Geld- 
summen an Offiziere verschenkt haben, damit sich diese ein Häus- 
chen bauen könnten, wird fast jeden Tag ein Abgeordneter oder hoher 
Beamter angeklagt oder kurz abgeführt. 


WAHLGETÖSE 


Neben der Forderung nach internen Wahlen versuchen die einzelnen 
Strömungen und Parteien mit nationalistischem Geschrei die Wähler 
für sich zu gewinnen. Die Entscheidung des US-amerikanischen Kon- 
gresses, die Militärhilfe für die Contra aus Nicaragua zu verweigern, 
hat die Gemüter sehr erregt. Man fürchtet,mit der Contra eine schwer 
kontrollierbare bewaffnete Kraft im Land behalten zu müssen, falls 
es ihr nicht gelingen sollte, das Nachbarland zu besiegen. Die Hetze 
gegen Nicaragua ist unbeschreiblich primitiv und demagogisch. Sie 
wird natürlich nicht von allen gleich betrieben. Die Christdemokra- 
ten und der Tinke Flügel der Liberalen (M LIDER) fordern eine poli- 
tische Lösung im Rahmen der Contadora, doch soll diese so aussehen, 
wie Arturo Cruz und die Contra sie sicn vorstellen. Anläßlich des 
Wirtschaftsembargos der USA gegenüber Nicaragua zeigte sich Außen- 
minister Paz Barnica sehr befriedigt, meinte nur, das sei natürlich 
viel zu wenig, denn die Nicas bekämen ja von den Russen, was sie 
wollten. Neben einer Lösung der Krise mit Nicaragua versprechen 

alle Parteien eine größere Unabhängigkeit von den USA. 


Da werden zu allen möglichen Anlässen Reden gegen den Imperialis- 
mus und für die Volkssouveränität gehalten. Der Außenminister hat 
die Einstellung der gemeinsamen Manöver in Aussicht gestellt. Man 
ist seit Monaten dabei, mit den USA einen Beistandspakt auszuhandeln 
für den Fall, daß Honduras von einem seiner Nachbarländer überfallen 
werde. 


Bei so viel Geschrei und Fuchtelei hat man nicht den Eindruck, daß 
es um mehr geht als um die Stimmen der Wähler, das heißt, um wort- 
gewaltige Fensterreden, um die wirtschaftliche Krise und das Elend 
insgesamt zu überschreien. 


UND DIE LINKEN? 


Am 1. Mai hat es in den beiden größten Städten des Landes Tegucigal- 
pa und San Pedro Sula jeweils zwei Demonstrationen und Kundgebungen 
gegeben. Die eine wurde von der regierungsfreundlichen Gewerkschafts- 
zentrale CTH und der uhristdemokratisch orientierten Zentrale CGT 
angeführt. Auf dieser demonstrierte auch der größte Bauernverband UNC. 
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den anderen Zug führte die oben erwähnte FUTH an. Auf dieser Demon- 
stration waren z.B. in Sam Pedro Sula Christdemokraten und Mitglie- 
der der M LIDER anzutreffen. Ansonsten viele kleine Gewerkschaften, 
Bauernyerbände, Schüler- und Studentengruppen, wovon letztere die 
Internationale spielten und den Eindruck von Kadern machten. Die 
Menschenrechtskommission und das Komitee der Angehörigen der Ver- 
schwundenen demonstrierten ebenfalls mit der FUTH. 


In den zahlreichen Reden wurde klar über die Korruption, den Schwin- 
del mit den internen Wahlen und die Besatzung durch die USA gespro- 
chen. Man erfuhr, daß während der Manöver ganze Dörfer durchsucht, 
Hunderte von Leuten verhaftet und Felder zerstört worden sind. Da- 
rüber ist in keiner Zeitung etwas erschienen. Die Durchsuchungen wur- 
den alle von Hondureniern durchgeführt, die Yankees immer schön im 


Hintergrund. Die Begründung für die Festnahmen - ohne Haftbefehl etc. - 


lauteten stereotyp: Verdacht auf Subversion. 


Keiner der Redner hat auf dieser Kundgebung am 1. Mai für. irgendeine 
Partei Reklame gemacht. In privaten Gesprächen erfuhren wir, daß 
Wahlenthaltung wohl die einzige Reaktion auf die kommende Farce sein 
könne. Man hat mit Nachdruck Aufklärung über das Schicksal der Ver- 
schwundenen gefordert. Wer sich mit den Linken unterhält, hört als 
erstes, daß die Angst vor der Repression die Arbeit lähmt. Dann er- 
fahren wir, daß von den hondurenischen Bauern nur 25% überhaupt in 
einer Organisation seien und ein Bruchteil davon in einer linken. 
Angesichts all' dessen, auch angesichts der Tatsache, daß es offi- 
ziell weder eine Kommunistische Partei noch eine Guerillaorganisation 
mehr gibt, war die Kundgebung der FUTH am 1. Mai ein Erfolg, schon 
deshalb, weil sich einige Tausend dahinbegeben und sich den Hännern 
vom Geneindienst offen zur Schau gestellt haben. 
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Honduras — nicht nur eine Bananenrepublik 


EINDRÜCKE VON EINER INFORMATIONSREISE (TEIL 1) 


Ein Sprichwort sagt, daß in Honduras "das Blei schwimmt und der 
Korken untergeht". 


Wir lernten im März 1985 tatsächlich ein Land kennen, das voller 
Absurditäten steckt, ein bedrücktes und schwerfälliges Land, aber 
auch ein Land, in dem sehr schnell alles anders sein könnte. 


Wir kamen, das versteht sich, mit einem bösen Blick. Wir wußten 
zuvor bereits, daß Honduras nicht der Vorposten von Demokratie 

und Freiheit ist, den die US-Propaganda und die hiesige Presse 

uns weismachen wollen. Wir wußten, daß das Land seit Jahrzehnten 
von US-Konzernen ausgebeutet wird, daß es weitgehend militarisiert 
ist, daß die US-Botschaft mächtiger als die Regierung ist, daß 
Menschen spurlos verschwinden, gefoltert und umgebracht werden, 
daß es zahlreiche politische Gefangene gibt. 


Wenig wußten und mehr erfahren wollten wir über das andere, ver- 

borgene Honduras, die Chancen einer Veränderung. Wir wollten Men- 
schen und Gruppen kennenlernen, die sich nicht fügen, nicht ein- 

schüchtern lassen, die sich wehren, Zeichen der Hoffnung setzen. 

Wir wollten wissen, wie sie die Entwicklung des Landes einschät- 

zen, und wie ihre Praxis aussieht. 


Unsere Erfahrungen präsentieren wir in zwei Teilen. Im ersten Teil 
werden wir einige Streiflichter auf die Absurditäten des Landes 
werfen und Eindrücke vom Leben und Widerstand der Campesinos ver- 
mitteln. Im zweiten Teil, der im nächsten Heft folgt, werden wir 
verschiedene Gruppen und Organisationen vorstellen, die zur Oppo- 
sition gerechnet werden können, und ihre Chancen einzuschätzen 
versuchen. 


STREIFLICHTER 
Mr. Bush 


Als wir nach Honduras kommen, steht gerade ein Staatsbesuch des 
US-Vizepräsidenten Bush ins Haus. Der hohe Gast aus Washington 
kommt freilich gar nicht erst in die Hauptstadt des Landes. Viel- 
mehr eilt ihm der Präsident des Landes entgegen in einen Landes- 
teil, der ganz zufällig in der Nähe der US-Militärbasis Palmerola 
liegt. 


Eine Gruppe mit einschlägigen Erfahrungen begrüßt Sefor Bush auf 
andere Weise, mit einem Offenen Brief, der in diesen Tagen an man- 
chen Häuserwänden klebt: 
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Das Komitee der Familienangehörigen der Verschwundenen in Hon- 
duras (COFADEH) bringt Ihrem Besuch in diesem Land, das durch 
die politischen und finanziellen Interessen ausgelaugt ist, die 
Sie repräsentieren, die historisch gebührende Ablehriung entge- 
gen. 


Nichts von dem, was Ihnen hier begegnen wird, wird Ihnen fremd 
erscheinen. Ihr Flugzeug wird auf einem Flugplatz "Made in USA" 
landen, Sie werden dann einen Hubschrauber "Made in USA" bestei 
gen, um sich auf englisch mit einem Präsidenten zu unterhalten, 
der vermutlich auch "Made in USA" ist. 


Sie werden Über gemeinsame Themen sprechen, vielleicht über die 
Gesundheit des Mr. Reagan, über das Geheimnis, das Triebfeder 
Ihrer ewigen Repression ist, über die "Freiheitskämpfer" und 
über die Aufstandsbekämpfungspläne für Zentralamerika. Aber das 
Land, das Sie in den gemieteten Augen erblicken werden, ist 
nicht das wirkliche Honduras, das mit unendlich blutenden Adern 
daliegt. 


Als Befehlshaber über ein Hofnarren-Parlament werden Sie die 
höchsten Würdenträger des Landes empfangen und in jedem Lächeln 
und in jedem hündischen Blick werden Sie den (US)amerikanischen 
Anteil wiedererkennen. Sie und Ihre Delegation werden niemals 
die Schwelle unserer Würde, die uns voneinander trennt, über- 
schreiten können; vergessen Sie nicht, daß wir die Opfer sind 
und Sie Teil der Legion, die uns zu Opfern machen. Die Regie- 
rung, die Sie repräsentieren, ist annähernd die letzten vier 
Jahre der Komplize bei 223 politischen Morden, 130 Fällen von 
verschwundenen Personen und mehr als 2000 illegalen Festnahmen 
gewesen. Trotz alledem tragen wir keine Trauerkleider, unsere 
Fahnen sind nicht schwarz und wir haben auch nicht unser Lä- 
cheln verloren. Wir stehen im Kampf und werden es niemals ak- 
zeptieren, Kerzen anzuzünden für unsere Toten, die Sie uns le- 
bend genommen haben. Wir wollen sie lebend wiederhaben. 


Wenn Sie abreisen, werden Sie aus Honduras die Hautfetzen mit- 
nehmen, die die Hyänen ausgerissen haben - aber das unterdrück- 
te Volk, Mr. Bush, wird sich das nationale Gewissen bewahren. 


Wir wissen weder, wie lange unser Alptraum dauern wird, noch 

“wieviele Opfer zu den bereits Gefallenen hinzukommen werden. 
Der Verteidigungsgraben der Menschenrechte wird weiterhin 
nicht zu überwinden sein, bis wir eines nicht allzu fernen Ta- 
ges in Freiheit und sozialer Gerechtigkeit leben können. Dann, 
Mr. Bush, werden Sie lediglich eine Erinnerung sein, eine 
graue und bittere. 


Fir das Leben und die Freiheit: Bis wir sie wiederhaben! 
COFADEH 
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Comayagua 


Inmitten von Honduras liegt ein Städtchen, das Comayagua genannt 
wird. Es ist im Begriff international berühmt zu werden. Seine Be- 
rühmtheit verdankt es dem Umstand, daß die US-army ganz in der 
Nähe die große Militärbasis Palmerola errichtet hat. 


Wer mag es den vielen dort eingepferchten Soldaten verdenken, daß 

sie in Comayagua ihrem Vergnügen nachgehen und mit Dollars um sich 
werfen. In so einer armen Gegend sind die Dollars begehrt. So be- 

leben sie manche Geschäfte und lassen sogar neue entstehen. 


Sollte man da nicht beide Augen zudrücken, wenn Heroin und Kokain, 
Syphillis und Tripper sich in dem Städtchen ausbreiten? Es soll 

in Comayagua vor allem Mütter und andere Frauen geben, die das al- 
a als notwendige zivilisatorische Errungenschaft hinnehmen 
wollen. 


Wachstum 


Gemessen an den popeligen 2,6 Prozent Wirtschaftswachstum, die die 
BRD letztes Jahr verzeichnete, erlebt Honduras mit seinen 4,3 Pro- 
zent jährlich (1970-80) geradezu ein Wirtschaftswunder. Wie die 
BRD verdankt auch Honduras sein Wachstum den Exportprodukten und 
Baumaßnahmen, 


Wie ist es möglich, daß in Honduras zugleich die Armut wächst, und 
zwar ziemlich rapide? Die Wachstumsbranchen sind fast vollständig 
in den Händen transnationaler Konzerne. 90 Prozent der Investiti- 
onen kommt aus den USA, die Erträge wandern dahin zurück. Für je- 
de Lempira (=0,5 Dollar), die z.B. durch den Export von Bananen 
erwirtschaftet wird, bleiben ganze 11% im Land. Die Gewinne wer- 
den nicht im Land investiert. 


Die Straßen, Brücken, Geschäftshäuser, Hotels und Häfen, die der 
Staat mit Steuergeldern bauen läßt, sind in erster Linie Dienst- 
leistungen für die ausländischen Konzerne. Sie kommen dahin, wo 
sie von den Konzernen gebraucht werden. 


Das meiste Land, das Campesinos im Zuge der Agrarreform zugeteilt 
wurde, befindet sich in Regionen, in denen es keine oder nur im 
nr befahrbare Straßen gibt, weitab von den Handelszentren des 
andes. 


Strenggenommen ist es mit dem Wachstum im landwirtschaftlichen Be- 
reicht auch nicht so weit her: ganze 1,9 Prozent in einem Land, 
dessen Bevölkerung zu 70% Campesinos sind. 


Der 16. Oktober ist in Honduras ein Feiertag. Der Tag der Ernäh- 
rung (dia de alimentaciön). Von wegen Hunger. Der Präsident des 
Landes schlägt vor, des Hungers in der Welt zu gedenken und den 
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Tag als Fastentag zu begehen. Schließlich ist Honduras ein katho- 
]isches Land. Da muß doch so was drin sein. 


Gesundheit 


Jeden Tag sterben in Honduras 50 Kinder an Hunger und Infektions- 
krankheiten. 81 Prozent der Bevölkerung werden nicht älter als 
50 Jahre. 


Für 3464 Einwohner steht ein Arzt zur Verfügung. Die statistische 
Zahl verbirgt noch, daß die Ärzte in den städtischen Zonen konzen- 
triert sind, und daß ihre Dienste meist zu teuer sind. In den 
ländlichen Zonen gibt es kaum eine medizinische Versorgung. Gut 
ausgestattet ist das private Gesundheitswesen. Zu ihr hat 1,3% 
der Bevölkerung Zugang. 


In Tegucigalpa treffen wir einen Arzt, der seit 18 Jahren ohne Be- 
zahlung in einer Klinik arbeitet. Die Regierung verweigert ihm aus 
politischen Gründen die formelle Anstellung. Warum er das trotz- 
dem macht? Aus sozialem Gewissen. Er ist zugleich in der Frie- 
densbewegung aktiv. 


Wir wollen politische Gefangene besuchen. "Geht doch einfach hin", 
sagt uns der Rechtsanwalt, den wir um Rat fragen. Vor dem (Männer) 
Knast frühmorgens eine Schlange wartender Menschen, meist Frauen 
mit Körben auf dem Kopf. Sie besuchen ihre Männer, Brüder, Söhne 
fast täglich, versorgen sie mit Essen und Getränken. 


Die Militärposten notieren die Personalien, Taschen- und Körper- 
kontrolle, und wir stehen im Gefängnishof. Er ist voller Menschen. 
Wir sind uns selbst überlassen, fragen uns durch nach den Leuten, 
die wir suchen und die wir nur mit Namen kennen. 


Wir treffen uns mit ihnen in der "Bibliothek", gleichsam der Ver- 
sammlungsort der politischen Gefangenen (offiziell gibt es sie 
nicht). Ohne Wachpersonal, ohne Trennscheibe, ohne Zeitbegrenzung. 
Im Vergleich zu bundesdeutschen Knästen ein geradezu idyllischer 
Zustand. 


Aber: Alle, mit denen wir sprechen, sind schon gequält und gefol- 
tert worden. Sie sind in Zellen untergebracht, in denen sie kaum 
genug Luft zum Atmen haben (wir haben die Zellen nicht sehen kön- 
nen). Gerade haben sie einen Hungerstreik aus Protest gegen Miß- 
handlungen und die Haftbedingungen hinter sich. Und: Keiner weiß, 
was mit den Gefangenen in der nächsten Nacht passiert, ob sie am 
nächsten Tag noch leben ... 


INTERNATIONALES MANIFEST 


der politischen Gefangenen des Zentralgefängnisses von 
Honduras 


1: 


Die Existenz politischer Gefangener in Honduras weist auf 
den Kampf hin, den die Völker Zentralamerikas seit Jahrhun- 
derten um Frieden, Gerechtigkeit und Freiheit führen. Er be- 
findet sich heute in einer der wichtigsten Phasen, die die 
Geschichte Lateinamerikas kennt. 


Der Sieg der nicaraguanischen Revolution ist ein wichtiger 
Schritt im Befreiungskampf der Völker von EI Salvador, Guate- 
mala und Honduras. Zur selben Zeit setzen die USA die blut- 
gierigste Etappe des Staatsterrorismus in Gang. Sie ist 
charakterisiert durch 
- die kriminelle Söldner-Aggression gegen das Volk von Nica- 
ragua, das mit allen seinen Kräften für den Aufbau einer 
neuen Gesellschaft kämpft; 
das Morden gegen das kämpfende salvadorenische Volk; 
den Völkermord an den Indianern und die Morde auf dem 
Land und in den Städten Guatemalas; 
die Entführung, Ermordung und Einkerkerung von Menschen, 
die in Honduras Widerstand leisten gegen die Besetzung 
des Landes durch die Invasionstruppen der USA. Die Anwe- 
senheit dieser Truppen dient dazu, unser Volk zu unter- 
drücken, das salvadorenische Heer für den Völkermord zu 
drillen und zusammen mit dem hondurenischen Heer die kon- 
terrevolutionären Banden gegen Nicaragua zu unterstützen. 


. In unserem Land lebt die große Mehrheit der Bevölkerung im 


Elend. Honduras ist eines der ärmsten Länder Lateinameri- 
kas. Unser Volk befindet sich in einem beständigen Kampf 
für eine würdige Existenz. Die in der Geschichte erfahrene 
Erniedrigung und Unterdrückung wird unter dem gegenwärtigen 
Regime von Suazo Cordova zugespitzt. Sie ist das Ergebnis 
der von den Militärs entwickelten und von der US-Botschaft 
direkt überwachten Doktrin der "Nationalen Sicherheit". Sie 
verfolgt das Ziel, alle Arten von Protest gegen das Elend, 
den Hunger, die Arbeitslosigkeit, den Analphabetismus und 
die kulturelle Marginalisierung in Tränen und Blut zu er- 
sticken, Der Mißbrauch des Landes als Plattform der Einmi- 
schung und Aggression gegen die Völker Zentralamerikas 

ruft im hondurenischen Volk Empörung hervor. 


. Die Früchte der Repressions-Politik des Regimes von Roberto 


Suazo Cordova sind international bekannt: 142 Verschwundene, 
hunderte von Ermordeten, hunderte von Folterungen und mehr 
als 128 politische Gefangene. Wir sind der lebende Beweis, 
daß man in Honduras aus politischen Gründen Menschen ver- 
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folgt und verschwinden läßt. Bevor wir in die o i \ 

| Strafgefängnisse kamen, sind wir monatelang in geheimen Ge 

ängni h hier 
fängnissen festgehalten und gefoltert worden. Aber auc 
erfahren wir jede Art von Gewalttätigkeit und Verletzung der 
Menschenrechte. In den Gerichten verweigert, man uns das 
Recht, uns zu verteidigen, und verletzt alle juristischen 
Normen, die die Verfassung der Republik enthält. 


i ti i ]gefängnis 
4. Das Komitee der Politischen Gefangenen im Zentra 
appelliert im Namen aller politischen Gefangenen von Hondu- 
ras an die Völker und Regierungen Europas, 1m besonderen an 
das deutsche Volk: 


- Fordert von der Reagan-Administration und der Regierung 

von Honduras das Ende der Unterdrückung und der Aggres- 

sion gegen unser Volk; 2 

order die Freiheit für die a ala Gefangenen und 

Aufklärung über die 142 Verschwundenen; . 

- fordert = Ende der kriminellen Einmischung der USA in 
Zentralamerika. 


i ö ) he Volk sol]- 
Die Völker Europas und insbesondere das deutsc 
ten in dieser kritischen Stunde den Ruf unseres Volkes nicht 
überhören. 

Es lebe die internationale Solidarität und das hondurenische 
Volk! 


Vom Gefängnis aus - gegen die Unterdrückung des Volkes! 


Komitee der politischen Gefangenen des 
Zentralgefängnisses (CPPPC) 


Jos& Gonzalo Flores Trejo Juan Garcia Väsquez 

Luis Alonso Perez Casco Jesus Martinez Benites . 
Jorge Alberto Soler Casco Oscar Lenin Moncada Charraria 
Miguel Angel Cabrera Tejeda Marcos Martinez Vasquez 


In Honduras verschwinden Menschen so gründlich, daß nicht einmal 
die Regierung davon weiß. Sie wähnt sie in Kuba und Nicaragua. 
Noch als 1982 die ersten geheimen Friedhöfe entdeckt werden, 
bleibt die Regierung ratlos. Auch der Höchste Gerichtshof hält es 
nicht für möglich, daß Menschen in Honduras selbst verschwinden, 


geschweige denn, daß die Streitkräfte damit etwas zu tun haben 
könnten. 


Die Streitkräfte selbst, in Gestalt des militärischen Sicherheits- 
dienstes DNI (Direcciön Nacional de Investigaciones), lüften 1983 
ein wenig das Geheimnis und übergeben einige der heimlich Verhaf- 
teten den Justizbehörden. Man munkelt, nach der öffentlichen Kri- 
tik von US-Abgeordneten habe das demokratische Image etwas besser 
gepflegt werden müsssen, Jedenfalls haben die Militärs demon- 
striert, wie autonom sie zumindest gegenüber der eigenen Regie- 
rung und den Gerichten sind. 


Von namentlich 142 bekannten Menschen fehlt weiterhin jede Spur. 
(Siehe auch die neue Broschüre "Verschwunden in Honduras", her- 


ausgegeben vom Honduras-Komitee Hamburg, c/o ESG, Grindelallee 9, 
2000 Hamburg 13.) 


“FALTA TIERRA!” - WIR BRAUCHEN LAND! 
ZU BESUCH BEI CAMPESINOS UND LANDBESETZERN 


Wir haben fünf Gruppen von Campesinos und ehem. Landarbeitern be- 
sucht. Sie versuchen, die Versprechungen des Gesetzes über die 
Agrarreform von 1975 offensiv zu nutzen, um in eigener Initiati- 
ve kollektive Produktionsformen zu realisieren. Die Initiativen 
entstehen nicht um hehrer Ideale willen, sondern um zu überleben, 
aus purer Not. Obwohl sich die Gruppen auf das Agrarreform-Gesetz 


Julio Cesar Gomez Gömez Victor nt en Ehen. sind ihre Initiativen mit hohen persönlichen Ri- 
is Ovidio Maradiaga Gregorio Pinto Are | siken verbunden. 

a Martinez Eamez” Romulo Alexander Cruz | 

Jesus Garcia Märquez Rolando Alberto Cäseres EN. 

Pedro Antonio Girön Reyes Aquilino Garcia Yänez SaopeE2L 1 Ya. kanamal 

Ostilio Suarez Castro Ricardo de Jesus Ramirez Die Kooperative "Panama" besteht seit 1983. Sie ist aus einer 

Paulino Marquez Gömez A (Frauen- Landbesetzung eigentumsloser Landarbeiter hervorgegangen. Das 

Benedicto Perez Diaz gefängni 


| Land liegt großenteils an steilen Berghängen, die zuvor nicht 
kultiviert waren, und ist außerordentlich schwer zu bearbeiten. 
Der Einsatz von Maschinen oder Zugtieren ist unmöglich. 


Der Kampf um die Legalisierung der Landbesetzung dauerte mehrere 
Monate. Die Gruppe agiert zunächst ohne jede Unterstützung. Nach 
der Legalisierung erhält sie 9 Monate lang eine geringfügige Un- 
terstützung an Lebensmitteln (Bohnen, Mais, Milch, Ül), heute ist 
sie wieder auf sich gestellt. Trotz Legalisierung bleibt jede 
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technische Hilfe aus, nicht einmal Samen wird zur Verfügung ge- 
stellt. 


Heute leben in der Kooperative 19 Familien. Sie bauen vor allem 
Mais, Yuca und Bohnen an. Da die Ernte nicht gelagert werden kann, 
muß sie sofort verkauft werden. Ein Zwischenhändler besitzt das 
Ankaufsmonopol und zahlt sehr niedrige Preise; staatlich garan- 
tierte Preise gibt es nicht. Der Erlös reicht nicht, um außerhalb 
der Erntezeit genügend Lebensmittel zu kaufen. 


Auch der Transport wirft große Probleme auf. Obwohl eine asphal- 
tierte Straße nur wenige Kilometer entfernt ist, wurde die für 

den Transport der Ernte dringend benötigte und von der Kooperative 
geforderte Zugangsstraße bis heute nicht gebaut. Heute verfügt 

die Kooperative über 100 manzanas ( I manzana = 0,7 ha) Land. Ob- 
wohl ein Fluß in der Nähe ist, ist eine Bewässerung der Berghänge 
nicht möglich. Für die nötige technische Ausstattung fehlt das 
Geld. 


Große Sorgen bereitet die Gesundheitssituation der Kinder. Die Ko- 
operative fordert eine medizinische Versorgung. Bisher gab es 
nicht einmal Impfungen. Ohne jede Unterstützung baut die Gruppe 
gerade eine Schule. 


Auf einem der wenigen ebenen Landstücke, die zur Kooperative ge- 

hören, haben die Frauen der Kooperative mit dem Anbau von Gemüse 

für die Eigenversorgung begonnen. Das Wasser wird von einem nahe- 
gelegenen Bach Eimer für Eimer auf die Felder geschleppt. 


Von den seit Jahrzehnten in EI Calän lebenden Familien (insgesamt 
72) haben 45 sich zusammengeschlossen, um eine Kooperative zu 
gründen. Sie fordern vom Staat 300 manzanas Land an den umliegen- 
den Berghängen, das bisher nicht kultiviert wurde. Bisher leben 
die Familien notdürftig von Saison- und Gelegenheitsarbeiten. Auf 
dem geforderten Land wollen sie Ananas anbauen. 8000 Setzlinge ha- 
ben sie bereits aufgetrieben. Die Gruppe hat bereits einen 10 Me- 
ter tiefen Brunnen gegraben, mit dem das Land bewässert werden 
soll. Um die hierfür nötige Pumpe samt 5 PS-Dieselmotor zu kaufen, 
braucht sie 3.200,- Lempiras (ca. 1.600 US-Dollars), eine von der 
Gruppe selbst nicht aufzubringende Summe. 


Sobald eine Bewässerung möglich ist, sollen auch Gemüsegärten für 
die Eigenversorgung und ein Fischteich angelegt werden. Für die 
insgesamt 425 Kinder planen sie den Bau einer Schule und eines 
Kinder- und Gesundheitszentrums. Die meisten Kinder sind unterer- 
nährt und oft krank. Ein an der Gemeinde vorbeifließender Bach 
ist von Abfällen und Chemikalien vergiftet. 


ernennen a ren me er 


Die Gruppe besteht seit 1982, als sich 16 Landarbeiter zusammen- 
schlossen, um vom Staat Land zu fordern, das sich in Privatbesitz 
befindet, aber seit Jahren nicht mehr kultiviert wird. Vor einem 
Jahr hat die Gruppe das Land besetzt und sofort mit dem Anbau von 
Sandias (Wassermelonen), Plätanos (Kochbananen), Yuca, Mais und 
Bohnen begonnen. Von 80 beanspruchten manzanas hat sie 35 bereits 
kultiviert. 


Gegenwärtig leben 12 Männer in einfachsten Hütten auf dem besetz- 

ten Land. Sie müssen ständig damit rechnen, von Schlägertrupps 

überfallen zu werden (einmal schon passiert), die im Auftrag des 
Besitzers Häuser und Ernte zerstören sollen. Die Männer halten 

I und Nacht Wache und leben notgedrungen von ihren Familien ge- 
rennt. 


Die Gruppe kämpft seit 6 Jahren um das Land, das sie heute bearbei- 
tet. 1979 hatten sich 56 Familien zusammengeschlossen, um vom 

Staat 60 manzanas Land zu fordern, nicht kultivierter Teil eines 
privaten Großgrundbesitzers von 24.000 manzanas. 


Das Nationale Agrarinstitut erkennt die Forderung der Gruppe zu- 


Eh 2 nn ee no ie eu ne 


nächst an, zieht seine Zusage jedoch zurück, nachdem die Besitze- 
rin und die zuständige Stadtverwaltung Einspruch erheben mit der 
Begründung, der Boden sei zu wertvoll für die Landarbeiter. (Nach 
dem Gesetz über die Agrarreform kann das Nationale Agrarinstitut 
nur Landtitel vergeben, wenn die zuständigen staatlichen Behörden 
das Land nicht selbst beanspruchen.) Die Familien wohnen zunächst 
außerhalb des beanspruchten Landes, beginnen es jedoch zu bebauen. 
Im Februar 1982 besetzen sie es schließlich und errichten sofort 
Häuser. Seitdem sind sie permanent Drohungen und Überfällen aus- 
gesetzt, einige Mitglieder der Gruppe werden verhaftet. Heute 
steht die Legalisierung unmittelbar bevor. 


Die Gruppe baut vorwiegend Plätanos, Orangen, Ananas an und berei- 
tet Projekte mit der palma africana (zur Ölgewinnung) und bananos 
(Eßbananen) vor. 


Um beim Verkauf der Bananen von der Vertriebsorganisation der gro- 
ßen Bananengesellschaften unabhängig zu werden, versucht die Grup- 
pe, direkten Zugang zum nationalen Markt zu bekommen. 


Die Frauen betreiben eine Hühnchen-Aufzucht, unterstützt von der 
Ecclesia Episcopal, einer von der römisch-katholischen Kirche ab- 
gefallene katholische Richtung. Von ihr wird auch der Bau von 
Brunnen unterstützt. 


Um den hohen Anteil von Analphabeten (80% der Erwachsenen) zu 
verringern, ist ein Alphabetisierungsprojekt geplant. Außerdem 
werden große Anstrengungen unternommen, um die Gesundheitssitu- 
ation und -versorgung zu verbessern. Ohne Unterstützung ist dies 
nicht möglich. 


GSrupo Remolino No. 2 "Omonita Cortez" 
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Die Gruppe besteht aus ehemaligen Bananenarbeitern und umfaßt 31 
Familien. Sie leben teils auf, teils am Rande eines Gebiets, das 
früher einer großen US-Bananengesellschaft gehörte. Von den beim 
Nationalen Agrarinstitut beantragten 126 manzanas werden 35 be- 

reits kultiviert, vorwiegend mit plätanos, Mais.und Zitrusfrüch- 
ten. 


Der Verkauf der plätanos steht unter dem Preisdiktat der großen 
Zwischenhändler. Je Büschel (ca. 25-30 Pfund) erhalten die Cam- 
pesinos ganze 1.20 bis 1.50 Lempiras (d.h. etwa 1,80-2,30 DM). 


Das Nationale Agrarinstitut verspricht die Anerkennung, wenn die 
Gruppe den Landtitel käuflich erwirbt. Dies verweigern die Campe- 
sinos mit dem Argument, das Land gehöre ihnen bereits, da sie es 
seit Jahren bearbeiten; man könne nicht von ihnen verlangen, für 
einen formalen Besitztitel auch noch nachträglich zu bezahlen. 
Seit die Gruppe 1980 damit begonnen hat, das Land in eigener Ini- 
tiative zu bebauen, steht sie unter dem Druck massiver Repressi- 
onen und Drohungen, 


C mpesino-Fami lie auf besetztem Land 


HINTERGRÜNDE DER LANDBESETZUNGEN 


Die Campesino-Gruppen und Kooperativen, die wir besuchten, sind 
Beispiele dafür, daß die Bauernbewegung in Honduras nicht tot 
ist. Wir hatten sogar den Eindruck, daß sie gegenwärtig einen 
neuen Aufschwung erfährt. Zuletzt kam es Anfang April zu einer 
Welle von Landbesetzungen. In 11 der 18 Provinzen besetzten 

ca. 10.000 Campesino-Familien 20.000 ha Land. Über 100 Landbe- 


setzer wurden vom Militär festgenommen und mit unbekanntem Ziel 
verschleppt. 


Zu Beginn dieses Jahres haben sich 5 unabhängige Bauernorganisa- 
tionen zur Central Nacional de Trabajadores de Campo (C.N.T.C.) 
zusämmengeschlossen. Im Unterschied zu dem traditionellen, mit 
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der Regierung kunkelnden Bauernverband ANACH, unterstützt die 
C.N.T.C. massiv die Versuche von Campesinos und Landarbeitern, 
Land - auch über den Weg von Landbesetzungen - zu erhalten, um 

es selbständig und kollektiv zu bebauen. Gegenwärtig repräsentiert 
die C.N.T.C. 532 lokale Gruppen (bases campesinas) mit insgesamt 
22.000 Familien. 


Mit den Landbesetzungen knüpfen die Campesinos an Kampftraditionen 
an, die sich seit den 60er Jahren herausgebildet haben. Vor einer 
Besetzung schließen sie sich zu Gruppen zusammen und versichern 
sich der Unterstützung einer Bauernorganisation. Sie machen sich 
auf die Suche nach brachliegendem Land und versuchen, die Besitz- 
verhältnisse ausfindig zu machen. I.d.R. besetzen sie dann Land, 
das sich in Staats- oder Gemeindebesitz befindet oder dessen Be- 
sitzverhältnis offenkundig zweifelhaft ist. (Nach dem Agrarreform- 
gesetz von 1975 gilt der Privatbesitz von Land, das nicht (mehr) 
kultiviert wird, als "zweifelhaft" und ermöglicht die Übertragung 
an Campesinos, die es bebauen.) Sofort nach der Besetzung, die 

oft unter Beteiligung der ganzen Familie erfolgt, errichten die 
Campesinos ihre Hütten und beginnen, das Land zu kultivieren. 

Über die sie unterstützende Bauernorganisation fordern sie vom Na- 
tionalen Agrarinstitut (INA), die Besetzung zu legalisieren. 


Einen ersten Höhepunkt hatten die Landbesetzungen Mitte der 70er 
Jahre. In einer synchronisierten Aktion kam es z.B. am 18.5.1975 
zu 128 Landbesetzungen, an denen vorwiegend die Tinks-christliche 
Union Nacional de Campesinos (U.N.C.) organisierend mitwirkte. 
Bei diesen Aktionen waren ca. 40.000 Leute beteiligt. Andere Ak- 
tionsformen zu dieser Zeit waren die Besetzungen von Regionalbü- 
ros des INA und die Veranstaltung von Hungermärschen. 


Nach wie vor herrscht unter der Landbevölkerung ein hohes Ausmaß 
an Unterernährung. 1983 verfügte eine Campesino-Familie im Durch- 
schnitt pro Familienmitglied über ganze 15 centavos (ca. 20 Pfen- 
nig), um 24 Stunden zu überleben. Von 1.187.500 Campesino-Kindern 
unter 14 Jahren leiden 550.000 an chronischer Unterernährung, die 
übrigen sind vom gleichen Schicksal bedroht. Täglich sterben in 
Honduras 50 Kinder. 


Die Landbevölkerung lebt großenteils äußerst isoliert, .ohne Zu- 
gang zu Öffentlichen Diensten und medizinischer Versorgung. Die 
Versorgung mit Wasser und Elektrizität ist außerhalb der Städte 
eine Seltenheit. Von den Verkehrswegen in den Landzonen sind 30% 
nur im (europ.) Sommer (Regenzeit) mit Fahrzeugen zu benutzen. Wei- 
tere 30% auch im Winter, aber 40% der Wege sind überhaupt nicht be- 
fahrbar. Unter solchen Bedingungen der Isolation ist es für Tau- 
sende von Familien unmöglich, Lebensmitte! oder Kleidung zu er- 
halten; sie sind fast vollständig angewiesen auf die eigene pre- 
käre Subsistenzpröduktion. Ihre Ernährung ist unter diesen Um- 
ständen unvollständig und ungenügend. 
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Das Land, das Campesino-Gruppen aufgrund des Agrarreform-Gesetzes 
bisher überlassen wurde, ist großenteils von schlechter Qualität 
und ungünstig bzw. weit entfernt gelegen von den Handelszentren 
des Landes. 56% der organisierten Campesino-Gruppen erhielten 
Grundstücke, die zwischen 15 und 40 km von Transportwegen entfernt 
sind. Die meisten neuen Ansiedlungen und Kooperativen sind prak- 
tisch so weit isoliert, daß sie ihre Produkte nicht verkaufen, 
sondern nur selbst verzehren können. Die große Mehrheit der Böden 
wurde übergeben ohne jede technische Unterstützung, ohne Kredite 
oder angemessene Verkehrsanbindungen. Die Mehrheit des verteilten 
Landes stammt aus Staats- und Gemeindebesitz, nur 20% aus "zwei- 
felhaftem" Privatbesitz. Das Land wird nicht gratis übergeben, 
sein Wert muß in 20 Jahren abbezahlt werden. Dies gilt auch für 
eventuell getätigte staatliche Investitionen. 


Yon den 4,2 Mio. Einwohnern, die Honduras nach amtlichen Schätzun- 
gen 1984 hatte, leben fast 60% auf dem Land, das sind 420.000 Fa- 
milien. 156.000 dieser Familien verfügen nicht einmal über Parzel- 
Ten, um für ihre eigene Subsistenz sorgen zu können. 


Unter diesen Bedingungen bleibt vielen Campesinos gar nichts an- 
deres übrig, als sich auf eigeneFaust überlebensmöglichkeiten zu 
sichern. Dazu gehören auch die Landbesetzungen als Antwort auf 
die völlig ungenügende Agrarreform. Statt die Agrarreform weiter- 
zuentwickeln, reagieren die Behörden immer wieder mit repressiven 
Maßnahmen. Von der Armee verübte Massaker sollen die Campesino- 
Bevölkerung ebenso einschüchtern, wie Hunderte von Verhaftungen 
und Entführungen. Unter den 142 Menschen, die heute in Honduras 
als "verschwunden" gelten und die wahrscheinlich umgebracht wur- 
den, sind zahlreiche Campesinos, die an Landbesetzungen teilnah- 
men oder in Bauernorganisationen aktiv waren. Eine besondere Be- 
deutung hat das Dekret Nr. 33, das sog. "Antiterroristen"-Dekret 
vom 29. April 1980 erlangt: es qualifiziert Landbesetzung als "De- 
likt gegen die Staatssicherheit" und sieht Strafen von 15 bis 20 
Jahren vor. 


WAS WIR TUN KÖNNEN 


Wir hatten den Eindruck, daß unser Besuch bei den Campesinos auf 
großes Interesse stieß. Obwohl die fünf Gruppen, die wir kennen- 
lernten, noch relativ einfach mit dem Auto und kurzen Fußmärschen 
zu erreichen waren (einfacher jedenfalls als die meisten anderen 
Campesino-Gruppen in abgelegenen Gebieten des Landes), schienen 
wir die ersten internationalen Besucher zu sein. Teilweise forder- 
ten die Campesinos uns ausdrücklich auf, sie weiter, auch materi- 
ell, zu unterstützen. Die Gruppe von EI Calän z.B. benötigt drin- 
gend 1.600 US-Dollar um den Brunnen fertigzustellen und mit einer 
Pumpe auszustatten, der für die Bewässerung der Ananas-Felder be- 
nötigt wird. Andere benötigen z.B. Unterstützung für den Bau einer 
Schule, für den Bau von stabileren Häusern, für die Alphabetisie- 
rung etc. 


Blick in den entstehenden Brunnen von EI Calän. 


Weitere Besuche wären auch wichtig, um uns besser über den Alltag, 
die Forderungen und Wünsche der Campesinos zu informieren und ih- 
nen die Gewißheit zu vermitteln, daß ihr Kampf auch im Ausland 
Aufmerksamkeit und Unterstützung findet. Vielleicht wäre es auch 
möglich, eine kleine "Brigade" von Leuten zustandezubringen, die 
für einige Wochen mit den Campesinos auf einem besetzten Stück 
Land zusammenleben und -arbeiten. Eine solche Aktion wäre nicht 
ohne persönliche Risiken, hätte aber einen sehr hohen symbol i- 
schen und informativen Wert. Das Regionalbüro der C.N.T.C. in 
San Pedro Sula wäre bereit, eine solche Initiative oder Besuche 
vor Ort vorzubereiten und zu unterstützen. 
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Eine Ausnahmesituation soll geschaffen werden 


Die Zeit drängt, denn in Honduras verschärft man mit militärischen 
und politischen Maßnahmen absichtlich den psychischen Druck auf 
die salvadorianischen Flüchtlinge, um sie zur "freiwilligen Repa- 
triierung" nach EI Salvador zu bewegen. Dahinter steht das Ziel 
die Grenze zwischen Honduras und den befreiten Gebieten EI Salva- 
dors endlich feuerfrei zu bekommen, um die salvadorianischen Be- 
freiungsorganisationen von Honduras aus bekämpfen zu können, 


ZWANGSRAUMUNG ZU BEFÜRCHTEN 


Inzwischen gibt es Informationen über ein Dokument des US-State- 
Departments und einen entsprechenden Brief der US-Botschaft in 
Tegucigalpa an die dortige UNHCR-Vertretung, nach denen die Kon- 
zentration hondurianischer Truppen um die Lager der salvadoriani- 
schen Flüchtlinge in unmittelbarer Grenznähe (San Antonio und 
Colomoncagua) derartig erhöht werden soll, daß es zu Zwischenfä]- 
len kommt. Mit derartig provozierten Zwischenfällen, einer ent- 
sprechenden Berichterstattung in der hondurianischen Presse und 
der Behandlung des Repatriierungsthemas im "Nationalen Sicherheits- 
rat" von Honduras soll eine Ausnahmesituation geschaffen werden. 
Diese wiederum gibt dann die Rechtfertigung ab, für eine schnelle 
militärische Zwangsräumung der genannten Lager. Die Flüchtlinge 
sollen auf diese Weise nach Mesa Grande zwangsverlagert werden, 
honduranische Dörfer und Siedlungen in Grenznähe gegenüber den 
von der FMLN kontrollierten Zonen sollen ebenfalls geräumt werden. 


NOTWENDIGE SOLIDARITÄTSAKTIONEN 


Um dieser Strategie entgegen zu wirken sind folgende Schritte zu 
unternehmen: 

- Telegramme etwa folgenden Inhaltes zu schicken an Poul Hartling, 
Flüchtlingshochkommissar der Vereinten Nationen, UNHCR, Palais des 
Nations, CH-1211 Genf 10: 

"Angesichts der zunehmenden militärischen Übergriffe auf die sal- 
vadorianischen Flüchtlingslager San Antonio und Colomoncagua in 
Honduras, die eine baldige Zwangsräumung dieser Lager befürchten 
lassen, fordern wir den UNHCR auf, mehr Personal in diese Lager zu 
schicken, für mehr internationale Mitarbeiter der dort tätigen 
Organisationen und unbefristete internationale Besuchsmöglich- 
keiten zu sorgen und so den Schutz der Flüchtlinge zu gewährleis- 
ten. 


3 gMme 


- steht eine Notfalldelegation bereit, in Großbritan- 
a derzeit organisiert. Die Flüchtlingshilfe he 
amerika e.V. ‚Universitätsstraße 19,4300 Essen 1% will das Er i 
BRD ebenfalls organisieren. Leute würden sich dafür en nn i 
sie benötigen Geld für Reisekosten und Taschengeld; N ; a 
Verpflegung stellt die Lutherische Kirche San Salvadors. BD 
bitte einen kleinen Betrag an die Flüchtlingshilfe mit dem Stic 
wort "Notfalldelegation". 


> ki 
Zeichnung eines Flüchtlingskindes 
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ARGENTINIEN 


“Mit Hunger gibt es keine Demokratie” 


Seit dem 1. Mai führt der argentinische Gewerkschaftsbund CGT einen 
"Kampfplan'" durch, der am 23.5. in einem landesweiten Generalstreik 
und einer Massenkundgebung mit 150 000 Teilnehmern (nach Polizeian- 
gaben) vor dem Regierungsgebäude gipfelte. Dabei protestierten die 
Kundgebungsteilnehmer gegen die Abhängigkeit vom Internationalen 


Währungsfonds und gegen die Politik der Regierung Alfonsin. 


ENTLASSUNGEN 


Buenos Aires: Vor einem alten Fabrikgebäude im’ Stadtteil Soldati 
stehen seit drei. Wochen zwei Zelte, Tische und eine Feuerstelle mit 
großen Töpfen: eine "olla popular", eine Volksküche. Hier wird mit 
Hilfe von Solidaritätsspenden für die Familien der 43 Entlassenen 


gekocht. Darüber hängen große Transparente, die die sofortige Wie- 
dereinstellung fordert. 


Die Arbeiterinnen berichten, daß das Unternehmen Laci, das Metall- 
teile für den militärischen Bereich produziert und 200 Arbeiter/in- 
nen - vorwiegend Frauen - beschäftigt, vor allen diejenigen 
entlassen hat, die für höhere Löhne, eine Kantine und saubere Toi- 
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letten gekämpft hatten. Der Solidaritätsstreik wurde nach einigen 
Tagen abgebrochen, da die Angst vor Entlassung und folgender Ar- 
beitslosigkeit groß ist und die Vertreter der Gewerkschaft nicht 
nachdrücklich genug für den Streik eintraten. Kommentar Er 
Arbeiterinnen: "Die werden ja selbst von den Unternehmern bezahlt. 


Weiter erzählen sie: "Heute geht es uns Arbeitern ‚schlechter 
als während der Militärdiktatur. Alfonsin ist auf der Seite der Ka- 
pitalisten und macht das, was der IWF von ihm verlangt. Am 23. Mai 
gehen wir auf die Plaza (de Mayo vor dem BER SIDE BED NN ss 
Anm. d. Red.), um eine Änderung der Wirtschaftspolitik zu fordern. 


REZESSION UND INFLATION 


Wie bei Laci werden in vielen Unternehmen Arbeiter entlassen; man- 
che Firmen werden ganz geschlossen - wie beispielsweise vor 
kurzem die große traditionsreiche Banca Italia, die durch Spekula- 
tion und nicht zurückgezahlte Kredite zusammenbrach. In den 
ersten vier Monaten 1985 ist die Industrieproduktion um 7% zurück- 
gegangen (El Periodista, 16.5.85). 


Die in offiziellen Statistiken nicht vollständig erfaßte Arbeitslo- 
sigkeit wird auf 30% geschätzt. Die Straßenverkäufer, die ‚ihre Wa- 
ren längst schon lautstark auch in Zügen und Bussen anpreisen, und 
Kinder, die Heiligenbildchen verkaufen, nehmen ebenso zu wie die 
Zahl der Menschen, die nach Räumungsklagen wegen nicht bezahlter 
Miete ihre Wohnung verlassen müssen: zur Zeit laufen 90 RN 
mungsklagen. Immer mehr Menschen müssen in die "villas miserias”, 


die Elendsviertel ziehen. 
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ff Die überall sichtbare Ar- 
mut in Argentinien ist 

| quantitativ kaum erfaßbar. 

| Umso mehr ist es die In- 

| flationsrate, auf die alle 
gebannt starren. Im April 
stiegen die Lebenshal- 
tungskosten um 30% gegen- 
über dem Vormonat März, im 
Vergleich zum April 1984 
sind dies 1 015%. 


Greifbar wird die Infla- 
tion z.B. an den neuen 
Banknoten (mittlerweile 
gibt es 10 000-Peso-Schei- 
ne) und den Preiserhöhun- 
gen in Bussen und Zügen, 
die im Mai zum ersten Mal 
nicht nur zum 1. sondern 
auch am 15. noch einmal 
erhöht wurden. 


Gleichzeitig sinkt der Re- 
allohn: Während bei der 
Regierungsübernahme Alfon- 
sins der Lohn ausreichte, 
um wenigstens die Hälfte 
des Warenkorbs mit dem 
Mindestbedarf einer Durch- 
schnittsfamilie einzukau- 
fen, deckt der Minimallohn 
heute nur noch ein Drittel 

dieses Warenkorbes (Tiempo 
17.5.85 nach FIDE). Das Nationale Statistikinstitut FIDE hat ausge- 
rechnet, daß ein ungelernter Arbeiter heute 54 Minuten arbeiten 
muß, um 1 kg Fleisch zu kaufen, im April 1984 waren es 24 Minuten. 
(In Argentinien mit seiner Rinderzucht gilt Fleisch als ‚eines der 
Grundnahrungsmittel, das bis in die jüngste Zeit auch für die Be- 
wohner der Elendsviertel erschwinglich war. Der Fleischpreis ist 
in Argentinien ein Politikum wie in anderen Ländern der Brotpreis.) 


"Wir baden darin, so geben wir 
der Suppe wenigstens ein bißchen 
Geschmack ." 


In einem Land, das Fleisch und Weizen exportiert, sterben 44 von 
1000 Kindern an Unterernährung; in der Hauptstadt Buenos Aires sind 
28% der Kinder chronisch unterernährt (El Portefio 4/1984). Das um- 
Strittene Plakat der CGT, mit dem sie zur Kundgebung am 23.5. auf- 
rief, zeigt nur die Wahrheit: ein nacktes- Kind mit aufgegollenem 
Hungerbauch. 


VOM IWF VERORDNETE "KRIEGSWIRTSCHAFT” 


Kurz nach der Rückkehr von seinem USA-Besuch mußte Präsident Alfon- 


4 


sin die Tiefe der Wirtschaftskrise eingestehen. Auch Teile der re- 
gierenden Uniön Civica Radical gaben das Scheitern der bisherigen 
Wirtschaftspolitik zu; Wirtschaftsminister Grinspun wurde abgelöst. 
(Vgl. IN 137) Auf einer Massenkundgebung am 26. April kündigte Al- 
fonsin eine "Kriegswirtschaft" an, deren konkrete Maßnahmen noch 
nicht ganz festgelegt sind. Auf jeden Fall will der jetzige Wirt- 
schaftsminister Sourrouille keine Konfrontation mit dem IWF. 


Entsprechend den IWF-Forderungen soll die Agrarproduktion gefördert 
werden, da hier am schnellsten eine Steigerung der Devisen bringen- 
den Exporte zu erwarten sind. Bezüglich des Staatsapparats sieht 
die Austeritätspolitik eine 10% ige Kürzung der Staatsausgaben vor. 
Staatsbetriebe sollen z.T-. privatisiert, z.T. rationalisiert werden 
- was letztlich Entlassungen bedeutet. So wird derzeit beispiels- 
weise an einem Plan zur Sanierung der defizitären Eisenbahnen sear- 
beitet. Auch hier ist mit Massenentlassungen zu rechnen. Für die, 
die (noch) Arbeit haben, bedeutet Alfonsins "Kriegswirtschaft": 
Steuererhöhungen und weiteres Sinken des Reallohns. 


Die Unzufriedenheit mit Alfonsins Politik wird immer größer. Bei 
einer im Mai durchgeführten Meinungsumfrage hätten ihn nur noch 
32,7% gewählt; 1983 waren es 47,2% (Semana Gräfica, 16.5.85). Bei 
einer Gallup-Umfrage vom Mai gaben 25% der Befragten an, daß sie 
angesichts der großen Probleme mit der Inflation und den hohen 
Preisen lieber im Ausland (Spanien, USA) leben würden. (Tiempo, 


24.5.85). 
KAMPFPLAN DER GEWERKSCHAFTEN 


Die Wirtschaftspolitik der Regierung führte infolge ihrer sozialen 
Konsequenzen zu einer Konfrontation mit den peronistischen Gewerk- 
schaften und zum Scheitern des Versuchs, zu einer "konzertierten 
Aktion" (concertaciön) zwischen Gewerkschaften, Unternehmern und 
Regierung zu kommen. In dieser "concertaciön" waren bisher die mo- 
natlichen Lohnerhöhungen und Preissteigerungen für Transport, Post 
Benzin etc. gemeinsam festgelegt worden. 


Ende März verabschiedeten die Gewerkschaften einen Kampfplan unter 
der Parole: "Nur mit sozialer Gerechtigkeit gibt es Demokratie". 
Mehr als 40 000 Zuhörer jubelten den CGT-Generalsekretär Saül Ubal- 
dini am 1. Mai in Rosario zu, als er die neun Forderungen des CGT- 
Programms verkündete: "j, Verteidigung der Arbeitsplätze; 2. ange- 
messene Löhne; 3. Arbeitsplätze für die Jugendlichen; 4. Verteidi- 
gung der nationalen Produktion; 5+ Entmachtung der Finanzoligar- 
chie; 6. Untersuchung der Legitimität der Auslandsschulden; 7.Rück- 
gabe der Sozialwerke an die Gewerkschaften; 8. Arbeitsgesetzgebung, 
die den Bedürfnissen der Arbeiter entspricht; 9. eine ehrliche 
Wirtschaft ohne Schiebung und Betrug." 


Hinter ‘der Forderung nach der Untersuchung der "Legitimität der 
Auslandsschulden" steht die Überlegung, daß ein großer Teil dieser 
Schulden einerseits auf ungerechte Welthandelsstrukturen und ande- 
rerseits auf schuldenfördernde Geschäfte der Militärdiktatur zuU- 
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ac Gewerkschaften und die Peronistische Partei fordern 
a en ZU bezahlen. Die Rückgabe der Sozialwerke an 
ne ie ist eine seit Jahren umstrittene Forderung. Die- 
a RER a Sozialfonds) in 

; er J \ -stellen ein Millionenvermö 
a ee den Gewerkschaften entzog; a en 
en sollte dabei, daß die rechtsperonistische Gewerkschartebilege 


kratie diese Sozial 
werke zu Korruption ä i 
stellung ausgenutzt hatten. 2 Be 


Texte der Gewerkschaftsplakate: 
. " 1 1 n 
un mit sozialer Gerechtigkeit kann die Demokratie konsoli- 
a = En u alle zur Plaza de Mayo - Confederaciön Gene- 
an ajo"; note: 'So wollen wir die Auslandsschuld nicht 
zahlen"; rechts: "Bankangestellte, laßt uns unsere Arbeitsplä 
verteidigen - Bankgewerkschaft" a 


on des Kampfplans umfaßte regionale Streiks mit Ver- 

; ucuman mit 15 000, in Cördoba mit 40 000, i & 

mit 7 000 und in Mendoza mit 30 000 a 
- in Kundgebungsteilnehm ä 

dieser Kundgebungen wurde Saü ini . Bene 
; aül Ubaldini immer stärk ü 

figur, während seine Konkurr i N 

end : 5 enten, die Gewerkschaftsführer Tri 
und Baldassini wegen ihrer zweifelhaften Aussagen in den a 


gegen die ehemaligen Mitglieder d ilitärj 
lautstark kritisiert wurden. a 


en Ubaldinis Worte in Neuquen hervor: "Wenn die 
nicht in der Lage ist, die sozialökonomi iti 

t sche P 

erneuern und sich aus der Fessel des IWF zu lösen, dann an 


3E mm 


gehen." Alfonsin beschimpfte ihn daraufhin als "Nörgler und Heulsu- 
se", Minister unterstellten ihm sogar Putschabsichten, was aber le- 
diglich die Solidarisierung der Gewerkschaftsbasis mit Ubaldini 


förderte. 


“DIE REGIERUNG SOLL GEHEN" 


Am 23.5. war dann schließlich der Tag des nationalen Generalstreiks. 
Ab 11 Uhr zogen Tausende von Menschen der unterschiedlichsten poli- 
tischen Gruppierungen mit riesigen Transparenten und kleinen, 
selbstgebastelten Schildern, mit dröhnenden Bombos (große Trommeln) 
sowie Liedern und Parolen gegen IWF und Alfonsin durch die Innen- 
stadt von Buenos Aires. Auf der überfüllten Plaza de Mayo herrschte 
kämpferische Volksfeststimmung mit Rauchschwaden, die von den rie- 
sigen Würstchenrosten aufstiegen, bis dann schließlich vaslatimnıs 
die Nationalhymne gesungen wurde, gefolgt von der "Marcha Peronista) 
die in ein "Viva Perön” mündet. 


Auch wenn neben der CGT über 20 Organisationen und Parteien zur 
Kundgebung aufgerufen hatten, dominierten doch eindeutig die Pero- 
nisten. CGT-Führer Ubaldini, der immer wieder begeistert gefeiert 
wurde ("Saüıl querido, el pueblo estä contigo" - "Gelicbter Saül, 
das Volk ist mit dir"), kritisierte die "leeren Versprechungen" der 


"Saül, wir sind mit Dir" 


Regierung, die in 17 Monaten Amtszeit nichts geleistet hätte. Gegen 
den IWF richtete er den Satz: "Wir werden keine Abhängigkeit Argen- 
tiniens erlauben." Zu Putschgerüchten sagte er, die Arbeiter wür- 
den ihn zu verhindern wissen. Schließlich erklärte er: "Demokratie 
kann es nur mit sozialer Gerechtigkeit geben. Eine Demokratie mit 
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Hunger ist keine Demokratie. Entweder verändert sich die Wirt- 
'schaftspolitik, oder die Regierung soll gehen." Minutenlang wurde 
diese Forderung von den Menschenmassen wiederholt, gefolgt von der 
alten peronistischen Parole: "Volveremos -— wir kommen wieder!" 


Angefangen von der Art, wie Ubaldini die Massen ansprach ("Dies ist 
dasselbe Volk, das am 17. Oktober 1945 auf demselben Platz General 
Perön an die Regierung brachte") über die heftige Kritik an der 
UCR-Regierung bis hin zu Ubaldinis Versuch, Perön rhetorisch zu 
imitieren, war dies eine peronistische Wahlveranstaltung. (Am 3.11. 
wird ein Teil der Abgeordneten - nach dem Vorbild des US-Wahlsy- 
stems - neu gewählt.) Der Generalstreik - da hat Vizepräsident Mar- 
tinez sicher recht - war zweifellos ein politischer Streik. 


AUCH DIE CGT OHNE ALTERNATIVE 


Neben der massiven Kritik konnte die CGT jedoch keine gesellschaft- 
liche und ökonomische Alternative entwickeln. Wie z.B, die auf den 
Plakaten geforderte Vollbeschäftigung erreicht werden kann, dazu 
hörte man in Ubaldinis Reden nur "durch Entwicklung der Industrie". 


Auch das am 30. März zu Beginn der Kampfplans präsentierte "sozial- 
ökonomische Programm der C6T" ist eher durch Auslassungen denn 
durch in die Praxis umsetzbare Vorschläge gekennzeichnet. So wird 
beispielsweise weder erläutert, wie eine funktionierende Preiskon- 
trolle durchgeführt werden könnte, noch wie eine - notwendige - Fi- 
nanzreform aussehen müßte. Eine Nationalisierung des Banksystenms 
wird nicht einmal angesprochen, In der "Analyse" wird die Unterent- 
wicklung Argentiniens kurzschlüssig der Kapitalflucht angelastet, 
die Inflation wird auf das fehlende Warenangebot zurückgeführt, oh- 
ne die Abwälzung der Lohnerhöhung auf die Preise auch nur zu thema- 
tisieren. 


Auch bezüglich der Umstrukturierung des Marktes - entsprechend den 
IWF-Forderungen nach Erhöhung der Exportproduktion - fehlen seitens 
der Gewerkschaften alternative Konzepte. Insebesondere fehlt ein 
Konzept zur Umstrukturierung der Landwirtschaft, dem Gebiet, auf 
dem Argentinien noch über ausreichende Ressourcen - Land, Arbeiter 
und Agrartechnologie - verfügt, fehlen Vorschläge. So weiß sich 
auch die CGT keinen Rat angesichts der Besitzverteilung auf dem 
Land, die Millionen von Menschen in die Elendsviertel treibt, wäh- 
rend Millionen von Hektar Land auf den Latifundien brachliegen. 


Ebensowenig wie die Regierung Alfonsin konnte die peronistische C6GT 
ihren Anspruch einlösen, ein überzeugendes "nationales Projekt! 
auszuarbeiten. 


Angesichts dieser Situation gewinnt in den letzten Monaten eine 
Partei an Bedeutung, die bisher ein Schattendasein als recht kleine 
politische Kraft geführt hat: die "Partido Intransigente" unter der 
Führung von Oscar Alende. Sie fordert die Nationalisierung der Ban- 
ken und die Nicht-Erfüllung der IWF-Forderungen einschließlich der 
Nichtbezahlung der Auslandsschulden. Mit diesen sehr populären For- 
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derungen erreichte sie bei einer Wählerumfrage in der Provinz Bue- 
nos Aires Anfang Mai 18,3% gegenüber 3,6% bei den Wahlen vom Okto- 
ber 1983. Die Peronistische Partei kam dabei auf 34,8%, die Radika- 
le Partei von Präsident Alfonsin nur noch 32,7% (bei den Wahlen 


1983 waren es noch 47,2%). 


Die Demonstranten fordern auf dem Transparent einen an die In- 
flation angepaßten Mindestlohn von 150 000 Pesos (ca. 750 DM), 
das entspricht in etwa den Kosten des statistischen Grundbe- 
darfswarenkorbes. 

Die Schilder der Kommunistischen Partei verkünden: 

"IWF oder VOLK" 
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"El Gran Juicio’”’ — der große Prozeß 


Aus Buenos Aires erhielten wir folgende Reportage, die Atmos- 
phäre und Hintergründe des Prozesses gegen die ehemaligen Mit- 


glieder der Militärjuntas schildert. (Vgl. dazu auch LN 138) 


Mitten im tosenden Zentrum von Buenos Aires, nur zwei Quadrate 
von den großen Prachtstraßen Avenida 9 de Julio und Corrientes 
entfernt, liegt an der Plaza Lavalle gegenüber dem pompösen 
Opernhaus "Colön" ebenso majestätisch der Ort des Schauspiels 
"El Gran Juicio" (Der große Prozeß): der Justizpalast. Während 
der Verhandlungszeit von 15 Uhr nachmittags bis oft tief in die 
Nacht ist der Vorplatz durch Polizei und Spanische Reiter abge- 
sperrt. 


Passieren darf nur, wer eine Eintrittskarte besitzt, die man 
durch Anstehen ab 6 Uhr 30 morgens bekommen kann. 

Pro Sitzung werden 220 Karten vergeben. Die. Hauptakteure, Rich- 
ter und Zeugen haben ein weiteres Kontigent von 80 Karten für 
ihre Freunde und Bekannten, die als "besondere Gäste" auch bes- 
ser sitzen. Nach fünfmaliger Kontrolle - Ausweise, Taschen, 
Durchleuchten -— in. den Fluren des ehrwürdigen Marmorgebäudes 
darf man dann endlich den Saal betreten, in dem das Spektakel 
stattfindet. Kristall-Leuchter und zusätzliche Scheinwerfer 
leuchten.den kunstvoll verzierten, z.T. mit dunklem Holz vertä- 
felten hohen Raum aus, der durch Säulen wie eine Kirche in drei 
Schiffe unterteilt ist: Links und rechts sitzen die Journali- 
sten und stehen die Fernsehkameras, darüber auf den Emporen das 
"gemeine Publikum" und unten in der Mitte die geladenen Gäste. 
Alle schauen auf die Stirnseite des Saals, wo unter einem gros- 
sen Bogen das Wappen Argentiniens prangt, darunter der leidende 
Christus am Kreuz gefolgt vom Symbol der Justiz, der Waage, die 
auf dem Thron des vorsitzenden Richters angebracht ist, nicht 
zu vergessen die argentinische Fahne. 


Deutlich erhöht stehen die Throne der sechs Richter, die sich 
wöchentlich im Vorsitz ablösen. Links von ihnen sitzt Staatsan- 
walt Strassera mit zwei Assistenten und unten einige der zwan- 
zig Verteidiger an drei Tischen. 


Erwartungsvolles Gemurmel unter den geladenen Gästen, von denen 
die meisten äußerst elegant gekleidet und geschminkt sind, bis 
dann die Aufforderung erfolgt, sich für den Einzug der Richter 
von den Plätzen zu erheben. 


Den Vorsitz hat diesmal Dr. Torlasco, ein braungebrannter, grau 
haariger Neunundvierzigjähriger. Mit ruhiger, überlegener Stim- 
me stellt er Fragen, beruhigt die Zeugen, wenn sie Gefühle zei- 
gen und genehmigt Fragen der Verteidiger ınd des Staatsanwal- 
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tes. Seine Kollegen wirken oft unkonzentriert, unterhalten 
sich, schieben sich Zettel zu, hören mit geschlossenen Augen 
zu und rauchen. Für sie, die bereits einen Arbeitstag seit 8 
Uhr hinter sich haben und weniger als 2000 DM verdienen, sind 
die hier vorgetragenen Greuel bereits Alltäglichkeit. Seit fünf 
Wochen hören sie nun schon die Berichte von den brutalen Ent- 
führungen und den viehischen Folterungen und Morden. 


Im Gegensatz zum Publikum repräsentieren die meisten Zeugen das 
"einfache Volk"; der Klassenunterschied wird an Kleidung und 
Auftreten deutlich. Sie sind oft verwirrt, verhaspeln sich; ihr 
Nervosität wird an dem schnellen Tempo spürbar, mit dem sie die 
oft vorbereitet wirkenden Aussagen machen. Auch wenn z.T. schon 
zehn Jahre vergangen sind, wird die emotionale Betroffenheit 
faßbar, wenn vierzig- bis fünfzigjährige Hausfrauen (oft) von 
ihren Ängsten, den Schrecken ihrer Kinder oder von den endlosen 
Odysseen, die die Frauen für ihre Männer, die Mütter für ihre 
Kinder bei den Polizeikommissariaten, den Ministerien und Mili- 
tärstellen durchgemacht haben, berichten. 


STAATSANWALT UND VERTEIDIGER 


Vorn links sitzt der geheime Regisseur des Prozesses: Staatsan- 


walt Julio Cesar Strassera., Er hat - so sagt er selbst - "die 
Wahrheit in der Hand und zeigt sie jeden Tag". Mehr als 90% der 
Zeugen sind von ihm geladen. Wenn sich eine Zeugin -— wie an 


diesem Nachmittag - bei einer Frage des Richters nicht daran 
erinnert, ob sich in einer Nacht vor Ostern vor zehn Jahren et- 
was Ungewöhnliches abgespielt hat, so bringt er sie durch ge- 
schicktes und hartnäckiges Fragen doch dazu, von einer Polizei- 
kontrolle zu berichten. Dann: "Keine weiteren Fragen." Zufrie- 
den lehnt er sich zurück, streicht sich über seinen buschigen 
schwarzen Bart und steckt sich eine neue Zigarette an. 


"Es ist naiv anzunehmen", sagt Strassera, "daß Videla, Massera 
oder Viola vorne in den Falcons (den Autos der Repressionskom- 
mandos, d. Red.) saßen, mit denen die Menschen entführt wurden, 
um sie hinterher zu foltern." Es geht ihm darum, zu zeigen, daß 
die neun Juntachefs (1976-1982) für die Etablierung des perfek- 
ten Repressionsapparates und die Menschenrechtsverletzungen 
verantwortlich sind, nicht aber eine direkte Beteiligung an den 
Morden nachzuweisen. Dazu hat er 711 Fälle vorbereitet, die er 
bis Ende des Jahres präsentieren wird, wenn die Richter nicht 
bereits vorher sagen, daß es reicht. Strassera bezeichnet sich 
in dieser Verhandlung selbst als "Verteidiger der Rechte der 
Gesellschaft". 


Von den zwanzig Verteidigern der Angeklagten ist kaum die Hälf- 
te anwesend, Bei den Zeugenaussagen schauen sie eher betreten 
weg. Manche von ihnen treten gar nicht in Erscheinung - vor al- 
lem dann, wenn ihre Mandanten noch nicht betroffen sind. Nur 
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selten melden sie sich zu einer Frage, um ihre Strategie zu 
verfolgen. Immer wieder fragen sie: "War der Verhaftete Mit- 
glied einer terroristischen Vereinigung?", um so die Repression 
indirekt zu legitimieren. Diese Strategie hat aber wenig Aus- 
sicht auf Erfolg, da Strassera nur solche Fälle herausgesucht 
hat, die nichts mit den bewaffneten Gruppen Montoneros und ERP 
zu tun hatten. 


Insgesamt wirken die Verteidiger recht hilflos; es sind nicht 
die brillanten Anwälte, die auch eine schlechte Sache verteidi- 
gen können. Ein Kommentator wertete das als Zeichen für die po- 
litische Ablösung der traditionell herrschenden Klasse und 
ihrer Helfer in Uniform. 


An diesem Nachmittag fordert der besonders aktive Verteidiger 
Violas, Orgeira, die Richter auf, Strassera Äußerungen gegen- 
über der Presse zu verbieten, was abgelehnt wird. Ein paar Tage 
später will Orgeira sogar die Auflösung des Prozesses, da 
Strassera zuvor mit Zeugen gesprochen habe - ebenfalls ohne Er- 
folg. Strassera meinte dazu: "Die Beweise sind so überwälti- 
gend, daß sie nun andere Taktiken suchen." 


MORD AN EINEM VIERZEHNJÄHRTGEN 


Nach dem Geplänkel der Verteidigung wird es dann ernst: Die mit 
Spannung erwartete Zeuein Iris Etelvina de Avellaneda wird ge- 
rufen. Ihr Fall wird breit in den Medien erscheinen, die neue 
Zeitschrift "El Diario del Juicio" (Prozeßtageszeitung) erklärt 
sie zur "Zeugin der Woche", 

Nach ihrer Vereidigung berichtet die 46jährige Hausfrau, am 15. 
April 1976 seien fünf Personen mit Perücken und falschem Bart 
nachts gewaltsam in ihr Haus eingedrungen. Ihr Mann, Mitglied 
der Konmunistischen Partei und aktiver Gewerkschafter im Unter- 
nehmen Tamet, konnte sich durch einen Sprung aus dem Fenster 
retten. Die fünf Bewaffneten raubten Geld, einen Fotoapparat 
und Papiere. Dann sagte sie wörtlich: 


"Nachdem sie mir und meinem vierzehnjährigen Sohn Floreal Ed- 
gardo Säcke über den Kopf gestülpt hatten, brachten sie uns auf 
das Kommissariat in Villa Martelli. Dort trennten sie uns. Dann 
begannen die schrecklichen Folterungen. Sie zogen mir die Hosen 
aus und rissen mir den Rest der Kleidung herunter, begossen 
mich mit Wasser, banden mich auf eine Stahlpritsche und fingen 
mit den Elektroschocks än. Es war furchtbar. Sie machten es an 
den Achseln, den Brüsten, in der Mundhöhle und den Genitalien. 
Die Verbrennungen an den Brustwarzen haben es mir noch Jahre 
später nach meiner Freilassung unmöglich gemacht, mein später 
geborenes Kind zu stillen. Sie fragten mich nach den gewerk- 
schaftlichen Aktivitäten meines Mannes ." 


Die Aussage wurde immer wieder von Schluchzen und Weinen unter- 
brochen, vor allem, wenn sie von ihrem Sohn sprach. "Ich hörte 
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die Stimme meines Sohnes, wie er mich verzweifelt bat: 'Sag ih- 
nen, Mami, daß er geflohen ist.'! Danach wurde es wieder still, 
und Musik wurde spielt. Dann hörte ich wieder die Schreie mei- 
nes Sohnes, wie er gefoltert wurde. Sie können sich meine Ver- 
zweiflung vorstellen. Ich fing an zu schreien. Sie taten mir 
eine Art Gas in den Mund, um mich zum Schweigen zu bringen und 
banden mich fest. Eine lange Zeit hörte ich die Musik und die 
Schmerzensschreie meines Sohnes. Darauf folgte die schreckliche 
Stille. 


Später brachten sie mich an einen anderen Ort, wahrscheinlich 
auf das Campo de Mayo (ein großes Militärgelände in der Nähe 
von Buenos Aires, d.Red.). Dort folterten sie mich immer wieder 
mit Elektroschocks. Einmal taten sie so, als ob sie mich er- 
schießen würden. 'Du hast drei Wünsche!! Ich wollte wissen, wo 
mein Sohn war. 'Den haben wir schon fertiggemacht', sagten sie 
mir. Ich dachte, 'Erde verschlinge mich!'! 


Im Campo de Mayo waren noch andere Gefangene. Wenn wir auf die 
Toilette wollten, ließen sie uns im Gänscemarsch gehen. Einmal 


. fühlte ich mich ganz schlecht, aber der Wärter ließ mich nicht 


eher auf die Toilette, bis ich mit lauter Stimme rief: 'Viva 
Hitler!' Das war das einzige Zugeständnis, das ich machte. Mir 
brennen jetzt noch die Lippen von den Worten. 


Von dort aus wurde ich am 9. November ins Gefängnis nach Olmos 
gebracht. Vorher peitschten sie mir das{iGesäß blutig. Als eine 
Ärztin diese Peitschenwunden sah, konnte sie es kaum glauben 
und sagte: 'Welche Barbarei!'!' Nachdem die Verhaftung mit der 
Verlegung ins Gefängnis offiziell geworden war, schrieb ich 63 
Briefe, um Auskunft über meinen Sohn zu erhalten. Ich schrieb 
an General Riveros und auch an Präsident Videla und seine Gat- 
tin. An sie richtete ich einen langen und gefühlvollen Brief. 
Niemand antwortete mir." 


Am 13. Juli 1978 wurde sie endlich freigelassen, um dann zu er- 
fahren, was mit ihrem Sohn passiert war. Seine Leiche war am 
14. Mai 1976, seinem fünfzehnten Geburtstag, von der Präfektur 
Truville in Uruguay am Ufer des Rio de la Plata gefunden wor- 
den. "Es war", wie seine Tante aussagte, "eine von neun oder 
zehn Leichen, die zu dieser Zeit dort entdeckt wurden." Die 
uruguayischen Militärs wollten 280 US-Dollar für Floreals Lei- 
che, die anhand von Tätowierungen eindeutig identifiziert wer- 
den konnten. 


Dem Untersuchungsbericht der uruguayischen Behörden und den Fo- 
tos zufolge, war der Junge brutal gefoltert worden. Allem An- 
schein nach war ihm ein kegelförmiger Stab in den After gestos- 
Sen worden, der ihm die Gedärme zerriß. Ob dies oder ein vom 
Leichenbeschauer festgestellter Bruch der Wirbelsäule die To- 
desursache war, ließ sich nicht feststellen. 
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DIE ANGEKLAGTEN FEHLEN 


Bei diesem Prozeß vor dem Bundesgericht, das nach den Regeln 
der Militärgerichtsbarkeit abgehalten wird, fehlen die Ange- 
klagten im Gerichtssaal. Sie brauchen ihr Luxusgefängnis nur 
zur Urteilsverkündung zu verlassen. Sie genießen all den 
rechtsstaatlichen Schutz, den sie den Verhaftet-Verschwundenen 
nie gewährt haben und über den sie sich noch lustig machen, 
denn sie erkennen die Zuständigkeit des Gerichts nicht an. 


Es kommt einem der Gedanke - auch wenn es mittelalterlich ist - 
sie an den Pranger zu stellen, sie im Licht der Öffentlichkeit 
mit all dem Elend und Grauen zu konfrontieren, das sie veran- 
laßt haben, von dem sie wußten und das sie deckten, auch wenn 
manche Vergewaltigung, Folter und Morde der tödlichen Phantasie 
ihrer sadistischen Schlächter entstammen. Solche Typen wie Ge- 
neral Videla, die jeden Sonntag brav in die Kirche gingen und 
der noch 1978 vom Schriftsteller Säbato, dem späteren Vorsit- 
zenden der Kommission zur Untersuchung der Menschenrechtsver- 
letzungen (CONADEP), als ehrenwerter und gebildeter Mann bezeich 
net wurde (wie Osvaldo Bayer aufdeckte), müßten öffentlich das 
Leid miterleben, für das sie verantwortlich sind. Videla nannte 
diesen Prozeß arrogant die "Rache der Verlierer". 


Trotz aller Showelemente und der ungenügenden politischen Auf- 
arbeitung der blutigen jüngsten Vergangenheit ist dieser Prozeß 
- in dem zum ersten Mal in Lateinamerika Diktatoren vor Gericht 
Stehen - eine Totenmesse mit unzähligen Dies Irae. 


I 
USA - LATEINAMERIKA 


Radiowellen und ideologischer Krieg 


Regierungsamtliche Radiostationen oder solche, die bestimmten 
staatlichen Agenturen unterstehen, gehören zu den offensten Instru- 
menten von parteilicher -Information und Desinformation. Die Pro- 
pagandasender der USA hatten ihre "große Zeit" im Kalten Krieg 

der fünfziger Jahre. Die kürzlichen Gründungen von Radio Marti 

und Radio Costa Rica, hinter denen US-Gelder und US-Programme 
stecken, passen denn auch in die gegenwärtige politische Groß- 
wetterlage. 


Die United States Information Agency (USIA) hat im Rahmen der 
US-Außenpolitik die Aufgabe, Informationen über die USA zu ver- 
breiten und Verständnis für ihre Politik zu wecken. Sie ist im 
Nationalen Sicherheitsrat vertreten, in dem die grundlegenden 
außenpolitischen und militärischen Entscheidungen fallen. In den 
einzelnen Ländern, in denen sie arbeitet, ist sie in die "Countrv 
Teams" integriert, die unter der Leitung des jeweiligen Bot- ü 
schafters die Politik der US-Agenturen vom der CIA bis zum Peace 
Corps koordin iert. Die Werbung um "Verständnis" zielt in be- 
freundeten und blockfreien Ländern vor allem auf die jeweiligen 
Eliten und Meinungsträger und nimmt die unterschiedlichsten For- 
men an, von der Veranstaltung von Konferenzen, Einladungen in die 
USA bis hin zur ständigen Korruption und zur direkten oder ver- 
deckten Einschleusung genehmer Informationen in die Medien. Eher 
auf die Breitenwirkung ist die Arbeit des Rundfunksenders der 
USIA, der Voice of America (VOA) angelegt, der in 36 Sprachen 
weltweit sendet. Bezüglich der Länder des "sowjetischen Lagers" 
ist der Rundfunk das zentrale Instrument der USIA. In diesem Be- 
reich gibt es neben der VOA jedoch auch noch Radio Liberty: und 
Radio Free Europe, deren CIA-Verbindungen Anfang der siebziger 
Jahre nicht mehr zu verheimlichen waren. 


1982 kündigte US-Präsident Reagan eine neue ideologische Offen- 
sive an und hob das "Projekt Demokratie"aus der Taufe, das nach 

den Worten des USIA-Chefs Wick dazu dienen soll, den "Krieg der 
Ideen zu gewinnen". Allein 1983 wurden 85 Mio.$ für diese neue 
Offensive veranschlagt, die zusätzlich zu den bestehenden Budgets 
der staatlichen Agenturen an Nicht-Regierungs-Institutionen gingen, 
etwa um salvadorenischen Presseoffizieren den korrekten Umgang mit 
US-Medien beizubringen. Die neue ideologische, natürlich allein 


45 


der Wahrheit verpflichtete Offensive äußerte sich etwa auch in 
MIG-Stories über Nicaragua und im gezielten Ausschluß der Medien 
bei militärischen Aktivitäten, wie es beim Überfall auf Grenada 
vorexerziert wurde. Denn wenn die offizielle Zielrichtung der 
"Informationsarbeit" der USIA und anderer Institutionen auch an- 
dere Länder sind, ist klar, daß die US-Regierung ihren "Krieg der 
Ideen" auch im eienen Land führt. 


RADIO MARTI 


Eher in die traditionelle Kategorie der Auslandspropaganda ge- 
hören demgegenüber die neugegründeten Radio Marti und Radio Costa 
Rica, obwohl beide durch ihren Namen verschleiern, daß sie ver- 
längerte Arme der VOA sind. Schon in den sechziger Jahren hatte 
die VOA ein "Spezialprogramm" für Cuba gesendet, das unter dem 
Namen Radio Swan von der gleichnamigen Insel (Swan, vor der hon- 
durenischen Küste) ausgestrahlt wurde und u.a. die Schweinebucht- 
invasion propagandistisch vorbereitete, Während auch später von 
Exilkubanern betriebene Sender von Florida und aus anderen Orten 
der Karibik Richtuna Cuba sendeten, forderte das Komitee von 
Santa F@, von dem Grundzüge der US-Außenpolitik unter Reagan ent- 
wickelt wurden, ein neu zu gründendes Radio Freies Cuba. 


1982 gab der US-Kongreß auf Antrag der Regierung seine Zustimmung 
zur Gründung von Radio Marti. Jetzt, mehrere Jahre später, be- 
willigte er ein 10 Mio.$-Budget für USIA, damit der Betrieb auf- 
genommen wird. Die politisch immer stärkere Gemeinde der 
Exilkubaner hatte sich seit längerem dafür eingesetzt. In Washing- 
ton wurde jetzt die Redaktion eröffnet, in Florida ein 50 kw - 
Sender errichtet. Chef des Senders ist Jorge Mas. \rteran der 
Schweinebuchtinvasion. 


Die relativ lange Zeit zwischen der grundsätzlichen Zustimmung 
des Kongresses und der Inbetriebnahme der Radiostation wird u.a. 
auf die Furcht vor einer ganz bestimmten Gegenmaßnahme Cubas zu- 
rückgeführt. Da anders als in Europa auf dem amerikanischen Kon- 
tinent keine gemeinsame Frequenzverteilung stattfindet, sind schon 
unbeabsichtigte Interferenzen relativ häufig. Weil Cuba sich hin- 
sichtlich der Ausstrahlungen des englischsprachigen Programms von 
Radio Moskau nicht an das mangels Frequenzverteilung gebräuch- 
liche 50 kw - Limit hält, das sonst die Häufigkeit von Interfe- 
renzen begrenzen soll, kam es z.B. 1980 zu 67 Überlagerungen in 
Cuba, aber 216 in den USA. Die vielen kleinen, bis zu lokalen Ra- 
diostationen in den USA, die zum Teil aber in den Händen großer 
Unternehmen oder religiöser Sekten sind, befürchteten von einer 
Inbetriebnahme von Radio Marti spezielle Störsendungen Cubas. Die 
Fähigkeit dazu wurde bereits während der Senatsdiskussion 1982 
demonstriert, als 5 Stunden lang starke Mittelwellensender zu- 
sätzlich arbeiteten. Diese Furcht vieler Sender vor einem Radio- 
wellenkriea scheint eine rasche Umsetzung der 8er Entscheidung 
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gebremst zu haben. Seit Anfang der 80er jahre gab es Verhandlungen 
zwischen Cuba und den USA, um das Problem der Interferenzen zu 
regeln; mit der Entscheidung für Radio Marti im "Krieg der Ideen" 
sind diese Verhandlungen nun zunächst natürlich obsolet geworden. 


Der Beginn der Sendungen stellte eine doppelte Beleidigung Cubas 
dar: Nicht nur wurde der Name des Anti-Imperialisten Jos& Marti 
mißbraucht, die Sendungen wurden darüber hinaus am 83. Jahrestag 
der Unabhängigkeit Cubas aufgenommen - ein Vorgang der von cubani- 
scher Seite verständlicherweise als "zynisch und provokativ" kom- 
mentiert wurde. 


Das Programm von Radio Marti ist den Berichten zufolge nicht durch 
platte Propaganda gekennzeichnet, sondern enthält - man lernt ja 
Schließlich dazu - viel Musik und Sport: american way of life. 
Schließlich ist die Konkurrenz groß, denn VOA, BBC, Radio Vati- 
kan sowie mehrere Stationen aus Florida können - auch in spani- 
scher Sprache - auf Cuba sowieso schon empfangen werden. Radio 
Martis Vorteil könnte gegenüber den kleinen Stationen im pro- 
fessionellen Hintergrund in Sachen Information und Desinformation 
und im Budget, gegenüber den großen in der besseren akustischen 
Qualität seiner aus der Nähe gesendeten MW-Programme liegen. 


Zu den cubanischen Reaktionen gehört zumindest bis jetzt noch 
nicht der in den USA befürchtete Radiowellenkrieg. Statt dessen 
wurde das ein halbes Jahr alte Migrationsabkommen suspendiert 
(nicht gekündigt !), das die Ausreise von 20 000 Cubanern jähr- 
lich und die Rückkehr von Kriminellen und psychisch Kranken re- 
gelte, die 1980 mit der großen Fluchtbewegung in die USA gelangt 
waren und die die USA - bezeichnend genug - abschieben wollen. 
Außerdem wurden die Besuchsmöglichkeiten für Exilkubaner ge- 
sperrt,und ein Abkommen über die Bekämpfung der Luftpiraterie 
soll überprüft werden, Insgesamt also relativ zurückhaltende 
Gegenmaßnahmen. Laut dem Latin America Weekly Report macht Cuba 
weitere Reaktionen von den Inhalten der Sendungen abhängig, die 
bislana als noch nicht provokativ eingeschätzt würden. 

Cuba hat in den letzten Jahren nicht nur ständig Entspannungssig- 
nale Richtung USA gesandt, sondern auch versucht, die Beziehungen 
zu lateinamerikanischen Ländern zu verbessern. Zu Hilfe kam dabei 
der Malvinenkrieg, der auf einer gewissen Ebene fast alle latein- 
amerikanischen Länder verschiedenster Couleur zusammenführte. Ar- 
gentinien ist jetzt größter Tateinamerikanischer Kreditgeber für 
Cuba. Besonderes Mißfallen innerhalb dieser fortschreitenden Auf- 
brechung der Isolierung fand in den USA die cubanische Kampagne 
zum Schuldenproblem, die den kapitalistischen Industrieländern 


die Verantwortung und Pflicht zur Übernahme der Schulden zuspricht. 


Der Druck der Hardliner in den USA hat mal wieder - hier voran- 
getrieben durch die Exilkubaner - die vorsichtigen Versuche zer- 
schlagen, durch Kooperation auf Randgebieten der gegenseitigen 
Beziehungen zur Entspannung beizutragen, wie es Cuba seit langem 
versucht und wie es hin und wieder zu Teilerfolgen führt. Die 
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relativ zurückhaltende Reaktion auf Radio Marti läßt eine Beibe- 
haltung dieser Politik erwarten. 


RADIO COSTA RICA 


Etwas anders als bei Radio Marti Tiegen die Dinge bei Radio Costa 
Rica. Schon seit längerem haben rechte Kreise in Costa Rica be- 
klagt, daß die Campesinos im Norden des Landes von der "sandino- 
kommunistischen Propaganda" durch nicaraguanische Radiostationen 
beeinflußt würden und gefordert, die "Rundfunksouveränität" zu ret- 
ten. Dies geschah jetzt durch Verletzung und Umgehung verschieden- 
er Verfassungs- und Gesetzesbestimmungen und einer Aufgabe natio- 
naler Rechte. Da ausländische Unternehmen in Costa Rica kein Radio 
betreiben dürfen, gründeten führende Vertreter von Presse- und 
anderen Unternehmen die Costaricanische Vereinigung für Infor- 
mation und Kultur (Asociaciön Costarricense de Informaciön y Cul- 
tura - ACIC). Laut dem Kooperationsabkommen zwischen ACIC und 
USIA unterhält USIA die Installationen des 50 kw - Senders, wäh- 
rend ACIC die Verantwortung trägt. Die Sendezeit soll zu 60% von 
USIA, zu 40% von ACIC genutzt werden. Die Mittel für den Erwerb 
der Rechte für den Rundfunkbetrieb erhielt ACIC von USIA, die 
auch den Betrieb des Senders wie auch den Ankauf von Grundstük- 
ken und Installationen (mit?)finanziert. 


Die Radiostation im Norden des Landes (Canton San Carlos) ist 
durch 3 m hohe Zäune, Stacheldraht, Photozellen und abgeworbene 
Polizisten (die hier 800 statt 100$ verdienen) geschützt und darf 
nur mit Erlaubnis der US-Botscha“t betreten werden, und das, ob- 
wohl fremde Staaten in Costa Rica Land nur für diplomatische Ver- 
tretungen erwerben dürfen (Die Region verdient außerdem an der 
Dollarschwenme, die der Nachschub für die an der Grenze operie- 
renden Contra mit sich bringt). 

Seit Jahren betreiben die costaricanischen Medien eine derart 
massive Hetze gegen Nicaragua, daß die Wahrung der "Rundfunk- 
souveränität" mittels der Preisgabe verschiedener Aspekte der 
verfassungsmäßig festgelegten Souveränität für die costaricani- 
schen Campesinos kaum eine Verschärfung des Medienklimas bedeuten 
dürfte. 

AUSZUG AUS DEM EDITORIAL VON LA NACION, DER FÜHRENDEN COSTA- 
RICANISCHEN TAGESZEITUNG, VOM 6. 10. 1984 


".. wir können nicht in einer Unsicherheit leben, die, nach den 
Worten von Daniel Ortega zu urteilen, in eine libanesische 
Schlächterei, zumindest in Honduras und Costa Rica, münden kann. 
...Wir müssen etwas tun, bevor sie uns auf offener Straße nieder- 
metzeln und beginnen, uns dort zu guillotinieren. 

Wir sind - die ganze Welt weiß das - ein Volk des Friedens, aber 
wenn wir sowieso sterben müssen und von einem Volk massakriert 
werden, dem wir im guten Glauben die Hand entgegengestreckt haben, 
ziehen wir es vor, kämpfend zu sterben." 


AB 


Die Mittelwellensendungen, mit denen die VOA jetzt auch Nicara- 
gua erreicht, zielen wohl vor allem auf Propagandaerfolge in den 
an Costa Rica grenzenden Regionen, in denen weite Teile dünn be- 
siedelt, politisch relativ schwach organisiert und - wie auch die 
Wahlen vom Novemver 1984 zeigten - Hochburgen der konservativen 
Opposition sind. 


Die ideologische Offensive auf dem eher traditionellen Feld der 
Rundfunkstationen soll weitergehen, So sollen ähnliche Projekte 
in Honduras und Puerto Rico entstehen, Und TASS spricht von 
neuen Sendern, die Afghanistan und Indien "bedienen" sollen, 


Quellen: El Pais, Monitor-Dienst, Covert Action Information Bulle- 
tin 19, CounterSpy Vol. 5, Nr. 1, Newsweek, Aportes 23, El Dia, 
Latin America Weekly Report, Weltweit Hören 6/84 (jetzt: Radio- 
welt) 


"Es wird jedesmal aufregender und kostet nur 
ein Zehntel vom Preis der anderen Video-Spiele." 
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MEXIKO 


Kleine Fische — Große Fische 


VERFILZUNG VON DROGENSZENE UND BÜROKRATIE 


Daß die Sonne Mexikos besonders geeignet ist für den 
Anbau von Marihuana und die Sorte "Acapulco Gold" 
einen excellenten Joint hergibt, ist hinlänglich 
bekannt. Seit Menschengedenken wird es in den entle- 
genen Gebieten von Guerrero, Jalisco und anderen 
Bundesstaaten angebaut, oftmals einzige Überlebens- 
möglichkeit für marginalisierte Bauern. So verwun- 
dert es eigentlich niemanden, daß kontinuierlich in 
den Zeitungen von Anti-Drogen-Aktionen der Polizei 
und der Armee zu lesen war: mal waren 5 Tonnen Can- 
nabis in einem Lagerraum in Chihuahua gefunden wor- 
den, mal 10 ha Anbaufläche in Sinaloa abgebrannt 
worden. 


Ein "Betriebsunfall" veränderte diese Situation in 
den letzten Monaten. Am 7, Februar wurden in Guada- 
lajara Enrique Camarena Salazar und Alfredo Zavala 
entführt. Camarena war Agent des nordamerikanischen 
"Drug Enforcement Agency (DEA), zavala ein im 
Dienst dieser Organisation stehender mexikanischer 
Pilot. 


Als die Zeit verstrich und die beiden Entführten 
nicht auftauchten, begann Washington Druck auszu- 
üben, Botschafter Gavin erklärte: "Ich habe den Ein- 
druck, daß die mexikanische Regierung mehr im Zusam- 
menhang mit der Entführung von Camarena Salazar tun 
könnte. Ganz offensichtlich gibt es in diesem Land 
Sicherheitsprobleme." Außenminister Schultz sagte es 
Mitte Februar ganz unverblümt: "Der aus Mexiko stan- 
mende illegale Drogenhandel wird gefördert, weil 
dort die Korruption toleriert wird." An der US-Gren- 
ze wurde Dienst nach Vorschrift erlassen und alle 
Fahrzeuge wurden minutiös nach Rauschgift kontrol- 
liert. Es bildeten sich kilometerlange Schlangen, 
der Grenzverkehr kam fast zum Erliegen. Die vom 
Grenzverkehr abhängigen Unternehmen beklagten enorme 
Geschäftseinbußen. - 
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Die mexikanische Polizei, offensichtlich auf Trapp 
gebracht, fand die Leichen der Entführten Anfang 
März. Beide waren gefoltert und noch bei Leben in 
Plastiksäcken begraben woden. 


CARO QUINTERO - EIN DEALER WIE AUS DEM BILDERBUCHBUCH 


Erneut "halfen" US-Behörden nach: "Ein mutmaßlicher 
Drogenhändler, der unter dem Verdacht steht, an der 
Entführung von Camarena Salazar beteiligt gewesen zu 
sein, verließ mit Hilfe der Polizei am 22, Februar 
das Land". Am 4. April wurde der 29-jährige Rafael 
Caro Quintero in einer Luxusvilla in San Jose, Costa 
Rica festgenommen und nach wenigen Tagen an die me- 
xikanischen Behörden ausgeliefert. Kurz danach ging 
in Puerto Vallarta auch der 60-jährige Mentor Caro 
Quinterog der Drogenhändler Fonseca Carollo in die 
Falle. Ihre Aussagen lüfteten einen millionenschwe- 
ren Schleier, den die beiden prominenten Dealer auf- 
gebaut hatten: offensichtlich arbeitete ein Heer von 
Polizisten für sie. 


Die Erklärungen von Caro und Fonseca erinnern an die 
wildesten Groschenromane: millionenschwere Beste- 
chungen für ihre freie Betätigung und ihren Schutz, 
sowie Häuser, Landgüter, Flugzeuge und Fahrzeuge im 
ganzen, Land verstreut. Caro Quintero in seiner er- 
sten Aussage: "Der Comandante Armado Pavon Reyes von 
der Bundespolizei PJF erhielt 60 Millionen Pesos 
(fast 1 Million DM), um sie unter seinen Leuten zu 
verteilen, damit ich das Land verlassen konnte. Al- 
berto Arteaga Carcfa, ebenfalls von der PJF, erhielt 
wöchentlich 10 Millionen Pesos für seine Leute." Mit 
diesen Bestechungen sicherte sich Caro Quintero die 
absolute Diskretion für den Anbau von Marihuana in 
Chihuahua. Weitere Polizeichefs erhielten Millionen- 
beträge, um in diversen Bundesstaaten das Geschäft 
zu sichern. 


In den 9 Jahren, in denen Caro Quintero im Geschäft 
war, akkumulierte er ein Vermögen im Werte von über 
100 Billionen Pesos (l DM = 75 Pesos). Er besaß das 
Landgut "El Büfalo" in Chihuahua, wo bis zu 19 Tau- 
send Landarbeiter zur Ernte eingesetzt wurden. Im 
letzten Herbst umzingelte die Armee "El Büfalo" und 
verbrannte 8 Tausend Tonnen Marihuana. Außerdem be- 
saß er die Landgüter "El Pocito" und "El Vaquero" in 
Sonora. Er erwarb 7 Villen in Jalisco, eine in ca- 
borca, drei in Sinaloa und drei in Costa Rica. In 
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Die Finca von Caro Quintero 


Tonala, Jalisco, besaß er 800 ha Weideland mit hoch- 
wertigem Zuchtvieh. Im letzten Jahr verschenkte er 
36 Ford Grand Marquis an Freunde, Polizisten und 
Verwandte. 


Am Fall Caro Quintero zeigte sich, daß Beamte ver- 
schiedener Polizeieinheiten im Solde der Drogenmafia 
stehen. Die rätselhafte Immunität von Caro lüftete 
sich nach dem Polizeiüberfall auf das Landgut "El 
Mareno" im Staate Michoacän, als Polizei aus Jalisco 
und Bundespolizei unter der Leitung von Armando 
Pavön Reyes 5 Menschen tötete und selber einen Mann 
verlor. Es hieß, Camarena und Zavala würden dort ge- 
fangen gehalten. Und tatsächlich fand man dort am 
nächsten Tag die halbverscharrten Leichname der bei- 
den. Untersuchungen ergaben, daß sie zunächst woan- 
ders begraben worden waren und daß offensichtlich 
die Polizei die Leichen mitgebracht hatte, um den 
Besitzer von "El Mareno" zu belasten. Darauf hin 
wurden 5 Polizisten in Jalisco verhaftet, die .ge- 
standen, Caro Quintero zu schützen, daß es Polizi- 
sten waren, die am 7. Februar Camarena und Salazar 
in eine Falle gelockt hatten, um sie Caro zu überge- 


ben. 
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Unklar bleibt, ob die beiden Agenten ermordet werden 
sollten oder ob die Entführer sie zu einem Deal 
Übeneden wollten. Caros Kollege Fonseca Carillo ahn- 
te, was sich da anbahnte, doch da lagen die Entführ- 
ten schon im Sterben. Und so wurde die Aktion zu 
einem Stich ins Wespennest. 


Von Anfang an verfügten die nordamerikanischen Be- 
hörden Über die umfassenderen Informationen. In Me- 
Xiko wird vermutet, daß der in Los Angeles in Aus- 
lieferungshaft einsitzende ehemalige Polizeipräsi- 
dent von Mexiko-Stadt, Arturo "El Negro" Durazo Mo- 
reno wichtige Hinweise geliefert haben muß. Durazo 
ist in Mexiko mittlerweilen zur Symbolfigur der Kor- 
ruption avanciert (Die Memoiren seines Adjudanten 
"Lo Negro del Negro Durazo"” erreichten eine Auflage 
von Über 1 Million Exemplaren). Er stand bereits 
1976 in den USA wegen seiner Verwicklungen im Dro- 
genhandel vor Gericht, der Fall wurde aber nicht 
weiter verfolgt, als sein Jugendfreund Jose Löpez 
Portillo ihn an seine Seite rief. 


US-AGENTEN LEITEN DEN ANTI-DROGEN-KRIEG 


Die ersten Kontakte zwischen den Regierungen der USA 
und Mexikos zur Eindämmung des Drogenflusses began- 
nen 1968. Damals entstand das "Bureau of Narcotica 
and Dangerous Drugs", das aber mangels legaler 
Grundlagen Schwierigkeiten hatte, seine Agenten ef- 
fektiv einzusetzen. Dies änderte sich, als unter der 
Schirmherrschaft des Justizministeriums der USA um 
1973 die "Drugs Enforcement Administration" (DEA) 
entstand. Die Mexikaner akzeptierten den Einsatz von 
US-Agenten auf ihrem Territorium, von der Öffent- 
lichkeit nicht weiter zur Kenntnis genommen, Es ent- 
standen Büros in Monterrey und Guadalajara. 


"Zwei Dinge. charakterisierten die DEA-Agenten: Sie 
waren bis zu den Zähnen bewaffnet, um Spitzel einzu- 
kaufen. Sie korrumpierten kleine und mittlere Fi- 
sche, um die Dicken zu fangen ... anfangs. Spä- 
ter - zumindest in einigen Fällen - wendete sich das 
Blatt. Die dicken Fische ließen Geld in Strömen 
fließen und Üübergaben hin und wieder - um den Schein 
zu wahren und damit die Agenten ihre Quoten erfüll- 
ten - einen kleinen Fisch." (Aus dem "Geständnis 
eines mexikanischen Veteranen aus dem Milieu", in: 
Pägina UNO, Sonntagsbeilage von "uno mäs uno" vom 
28.4.1985) "Eines Tages entdeckten die mexikanischen 


te ee ne 
Agenten, daß es gar nicht so schlecht sei, mit den 
"güeritos" {die Blonden) zusammenzuarbeiten, Sie 
fanden auch bald heraus, daß es nicht schlimm war, 
zwei oder drei Freunde in der Drogenwelt zu haben. 
Die "Paten" zahlen - und zwar sehr gut - die Preund- 
schaft ... und das Schweigen." 


Später wurde die "operacidn cdndor"” organisiert: 
120 Flugzeuge und Hubschrauber für Kundschafter£flüge 
kamen zum Einsatz. "Ich war während der Operation in 
Sinaloa und Sonora. Ich glaube, daß oft falsche An- 
gaben gemacht worden sind: man stellte sich blind, 
sah die Felder nicht oder meldete mal einen halben 
Hektar hier, einen halben dort, und die selben Fel- 
der‘ wurden am nächsten Tag wieder gemeldet und so 
weiter. Und der halbe Hektar verwandelte sich in den 
Statistiken in 10 oder 20 ha." 


Die DEA-Agenten begannen, unter ihren mexikanischen 
Kollegen Geld zu verteilen: 30 Dollar pro Tad, "um 
die Korruption zu vermeiden", "Das war ein Witz. Na- 
türlich waren 30 Dollar am Tag nicht schlecht, aber 
stell dir vor, wenn irgend ein Chef etwas "Dickes" 
entdeckte, dann kam prompt ein "Pate" mit einer Ak- 
tentasche und stellte sie geöffnet auf seinen 
Schreibtisch. Und er sagte nur: 'Du kennst die 
Spielregeln, was deine beiden Hände greifen können, 
und nichts mehr'. Stell dir vor, lauter Bündel mit 
10-Tausend-Peso-Scheinen.” 


Als die Situation schwieriger wurde angesichts der 
zunehmenden Öffentlichen Kritik, £förderten die "Pa- 
ten" die Inflation im Drogenhandel. "Es war unglaub- 
lich. Einem der Chefs lieferten die bis zu 30 Mil- 
lionen Pesos in der Woche ab. Eigentlich sollte er 
es auch unter seinen Leuten verteilen, aber dafür 
gibt es andere Quellen (Bordelle, Konterbande). Nach 
Mexiko-Stadt mußten auch Abgaben geschickt werden. 
Ständig kam es vor, daß im Büro eines hohen Funktio- 
närs ein 'Geschenk' übergeben wurde, und dann dieser 
oder jener auch seinen Anteil verlangte.” 


DIE WIRKLICH GROSSEN HANDELN IN KOKS UND HEROIN 


Nach Angaben der mexikanischen Wochenzeitung PROCESO 
{Nr. 44l vom 15.4.85) steht es für den DEA fest, daß 
die Festnahme von Caro Quintero und Fonseca Carillo 
nur ein erster Schritt im Kampf gegen den organi- 
sierten Drogenhandel ist. Beide "folgten den Anwei- 
sungen ihrer Chefs" und sind möglicherweise nicht 


54 


einmal die Autoren der Ermordung von Camarena und 
Zavala. Die echten "Paten" sind vielmehr in den 
Kreisen der Politiker zu finden und handeln mit Ko- 
kain und Heroin, und nicht mit Marihuana wie Caro 
und Fonseca. DEA: "Die einen benutzen Waffen und ma- 
chen die Drecksarbeit, die anderen setzen ihr 
Know-how auf Managerebene ein." Die NEW York Times 
bemerkte in ihrem Leitartikel vom 22. März: "Präsi- 
dent de la Madrid dürfte nunmehr erwägen, ob er sei- 
ne politischen Freunde mit Verbindungen zum Drogen- 
handel ihrer Ämter enthebt." Ronald Reagan am 
25. März: "Es gibt Korruption und wir wissen, daß 
Sie sich bis in Regierungskreise auf verschiedenen 
Ebenen erstreckt." 


Und so scheint die größte Sorge der Mafia nicht die 
Suche von Camarena/Zavala nach Marihuana gewesen zu 
sein, einem "Sto£f£", dem im Anti-Drogen-Kampf keine 
Priorität eingeräumt wird, sondern deren Recherchen 
im Kokain- und Heroinhandel in Guadalajara, Laut DEA 
war Camarena auf einer heißen Spur, während Zavala 
den Flugverkehr überwachte. 


Einer DEA-Publikation zufolge (zitiert nach PROCESO, 
op.cit.) bilden Kokain und Heoin das Hauptgeschäft 
der mexikanischen Drogenhändler. Sie stehen in ver- 
bindung mit der südamerikanischen Mafia, insbesonde- 
re der Kolumbianischen. Über Guadalajara wurden Ko- 
kaingeschäfte im Werte von 50 Millionen Dollar pro 
Monat abgewickelt, 38 % des Heroins, das auf den 
US-Markt gehandelt wird, stammt aus Mexiko. 


Der "Betriebsunfall"”, als der sich die Ermordung von 
Camarena und Zavala herausstellte, schlägt weitere 
Wellen. Am 30. April wurde in der kolumbianischen 
Hafenstadt Cartagena der honduranische Kokainhändler 
Ramon Mata Ballesteros festgenommen, der zusammen 
mit seinem Partner Miguel Angel Felix Gallardo als 
das Gehirn der Entführung der Obengenannten gilt. 
Mata Ballesteros genoß bisher den Schutz von mexika- 
nischen Polizei- und Regierungsfunkionären "auf 
höchster Ebene". Kurz vor der Festnahme von Caro 
Quintero war in Mexiko gegen Mata Ballesteros Haft- 
befehl erlassen worden. Auf Betreiben von Manuel 
Ibarra, dem Che£ der Bundespolizei, verzögerte sich 
die beabsichtigte Festnahme um 36 Stunden, so daß 
Mata Ballesteros untertauchen konnte. 


a a 55 
THE SHOW MUST 60 ON 


Die Ausmaße der Verfilzung von Politikern und Dro- 
genmafia sind nicht auszumachen, Keine mexikanische 
zeitung kann es sich leisten, das Thema anzupacken. 
Die Ereignisse der letzten Monate haben jedoch den 
Eindruck verstärkt, daß in Mexiko "kolumbianische" 
bzw. "bolivianische* Verhältnisse herrschen. (Die 
US-Fernsehkette ABC bezeichneete am 24. April Mexiko 
neben Jamaika, Bolivien und Pakistan als "die vier 
Länder, die vom US-Kongreß kritisiert werden, da sie 
nicht genug im Kampf gegen die Drogen unternehmen.") 


Die mexikanische Regierung sieht sich zähneknir- 
schend gezwungen, die Aktivitäten der DEA im Lande 
zu tolerieren, auch wenn dadurch ein Eingriff in die 
nationale Souveränität stattfindet. Die DEA hat nit 
30 bis 50 Beamten und sechs Büros in Mexiko 76 Flug- 
zeuge zum Anti-Drogen-Kampf bereitgestellt, die 
"größte nicht-kommerzielle Luftflotte Lateinameri- 
kas", die sogar die Stärke der mexikanischen Luft- 
waffe übersteigt. 


j as mexikanische Innenministerium be - 
a a ee nee "Direccion Fede- 
ral de Seguridad" (DFS) zu säubern, 120 Agenten Ru 
den versetzt oder entlassen. Außerdem wurden „a 
DFS-Ausweise annulliert, die der Ex-Direktor ‚Jose 
Antonio Zorilla unterschrieben hatte, Viele dieser 
Ausweise befinden sich im a nn ee 

ä ern (Caro Quintero besaß ein l 
en DFS-Ausweis, den ne Ei 

175 Tausend Dollar und 3 Luxuslimousinen erstan a 
haben soll. Dieser Ausweis trug maßgeblich zum Ge 
lingen seiner Flucht bei.) 


e Antonio Zorrilla liegt kein Strafantrag 
vor. Zwar arbeitet er nicht mehr bei der DFS, dafür 
ist er von der Regierungspartei PRI als a 4) 
ersten Distrikt des Bundesstaates Hidalgo aufge 


stellt worden. 


Gegen Jos 
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COSTA RICA | 


Von Bananen, Kandidaten und anderem 


In einigen kürzeren Berichten soll über die neueste Entwicklung 
in Costa Rica informiert werden. Sie schließen zum Teil an länge- 
re Artikel in anderen Nummern der LATEINAMERIKA NACHRICHTEN an. 


DAS BANANENDRAMA - GLEICHES STÜCK, NEUER AUFZUG 


Der Rückzug der United Brands, des in Produktion und Export dritt- 
größten Bananenmultis in Costa Rica, aus dem Bananenanbau (vgl. 

LN 135) hat eine ganze Region wirtschaftlich lahmgelegt und so- 
zial schwer getroffen, Die Städtchen Golfito, Palmar Sur und Coto 
an der südlichen Pazifikküste drohen zu Geisterstädten zu werden: 
Nach der Entlassung von 3000 Arbeitern durch United Brands und bei 
ca. 85% Arbeitslosigkeit (in Golfito) wandern verzweifelte Men- 
schen auf Arbeitssuche nach Panamäs Verbrechen, Alkoholismus und 
Prostitution nehmen zu, Schulen schließen, Elendsbehausungen ent- 
stehen, 77% der Patienten im Hospital von Golfito leiden an direk- 
ten Folgen der wirtschaftlichen Lage. 

Versuche, durch Landbesetzungen in der Gegend von Golfito eine 
neue Lebensgrundlage zu schaffen, wurden gewaltsam beendet. Resul- 
tat: 6 Verletzte (4 Besetzer, 2 Guardias), 100 Verhaftungen. Mit 
einem 12stündigen Generalstreik in Golfito wurde die Verantwortung 
der Regierung für eine schnelle wirtschaftliche Reaktivierung der 
Region unterstrichen. 


Das Abkommen, das die Regierung Ende März mit der United Brands 
schloß, obwohl der Multi eindeutig einen Vertrag über die Produk- 
tion gebrochen hatte, und das sie akzeptierte, um - wie sie sagt - 
Zeitverluste durch Prozesse zu vermeiden, konnte den Niedergang 
der völlig von der Bananen- und Ölpalmenproduktion lebenden Re- 
gion jedoch nicht aufhalten. Die Regierung kaufte der United 
Brands ca. 1700 ha Bananenplantagen ab, sowie eine Bahnlinie, die 
Mole von Golfito, das Telefon- und Wasserversorgungssystem dar Re- 
gion, Sportplätze, Parks, Lagereinrichtungen, über 500 Gebäude der 
verschiedensten Art und und und - die Region gehörte praktisch dem 
Multi. 


Für Pläne, durch den Ausbau der Olpalmenproduktion und die Neuein- 
führung von Kakao und Milchwirtschaft eine neue ökonomische Grund- 
lage zu finden, stehen Kredite der Interamerikanischen Entwick- 
lungsbank zur Verfügung; die Wirkung wäre aber höchstens mittel- 
fristig (Reifezeit bis zur Ernte beim Kakao: 5 Jahre). Mitte Mai 
raste zu alledem ein Hurrikan über den Pacifico Sur, verwüstete 
6000 DEE völlig und 2000 ha teilweise - Schäden: 
51 Mio.$. 
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Außerdem wird Costa Rica (1983 mit 52 Mio. Kisten weltgrößter Ba- 
nanenexporteur) auch durch die Drohungen des zweitgrößten Bananen- 
multis im Land, der Standard Fruit, unter Druck gesetzt. Dieser 
hat wegen der Verluste der "Mutter", Castle & Cook, bereits in- 
nerhalb der letzten 1 1/2 Jahre 1000 ha Pflanzungen aufgegeben 
sowie 600 - 700 Arbeiter entlassen und droht mit weiteren Still- 
legungen, die bis 58% der Fläche ausmachen könnten. Standard 
fordert eine starke Senkung der Exportsteuer (die schon von 

einem Dollar auf 70 Cent reduziert worden ist, aber noch die 
höchste der Region darstellt) sowie eine Beendigung der Subven- 
tionen für einheimische Pflanzer. Wegen der sinkenden Produktion 
und noch mehr wegen der sinkenden Weltmarktpreise als Folge des 
überangebots werden die Bananenexporteinkunfte 1985 um etwa ein 
Drittel gegenüber 1983 (mit 214 Mio. $) sinken, 


Quellen: La Naciön, inforpress centroamericana, aportes 24, Latin 
America Regional Report, Latin America Commodities Report 


DIE UMWELT IN GEFAHR 


Wie praktisch in allen Ländern der "Dritten Welt" ist auch in 
Costa Rica die Kontrolle über den Einsatz von Schädlingsbekän- 
pfungsmitteln minimal. Das Zusammentreffen von Propagandakampag- 
nen der Herstellerfirmen, Unwissenheit über die Gefahren dieser 
Substanzen bei den Anwendern und schwacher staatlicher Kontrolle 
führt immer wieder zu Vergiftungen. Bekannt ist die Praxis der 
Chemiegiganten, in den Industrieländern verbotene Mittel in der 
"Dritten Welt" weiter zu propagieren. So wurde das Schädlings- 
bekämpfungsmittel DBCP 1979 in den USA verboten, da es zu Steri- 
lität bei Männern führt. Dennoch war es in Costa Rica weiterhin 
erlaubt, bis auch dort Fälle von Sterilität nachgewiesen wurden, 
0b die Bananenfirmen, Hauptanwender von DBCP und Direktimporteure, 
auf den Gebrauch von DBCP verzichtet haben, ist ungewiß - mit dem 
Verbot wurden die Untersuchungen eingestellt. 


Auch Mittel, die DDT enthalten, werden - obschon auch in Costa 

Rica verboten - weiterhin angewandt. Das gilt sogar für das Ge- 
sundheitsministerium bei seinem Kampf gegen die Malaria. Bei Un- 
tersuchungen über DDT in der Muttermilch wurde entdeckt, daß die 
Werte in Gegenden, in denen Anti-Malaria-Kampagnen geführt wur- 

den (Nicoya, Talamanca, Pacifico Sur) 18 mal so hoch waren wie im 
zentralen Hochland. Wobei die dortigen Werte schon den höchsten der 
in den USA vorkommenden Konzentrationen entsprechen. 


Auch Campesinos haben sich und andere aus Unkenntnis z.B. über die 
Wahl des Mittels, die Fristen und Mengen bei der Anwendung, die 
Notwendigkeit von Schutzmaßnahmen u.a. vergiftet, 


Neben dem Einsatz der Chemie in der Landwirtschaft sind die unge- 
klärten Industrieabwässer und Fäkalien, die ungereinigten Emissio- 
nen von Industrie und Kraftverkehr sowie die Abholzung die gravie- 
rendsten Belastungen für die Umwelt Costa Ricas. Der Waldbestand 
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sank von 77% im Jahre 1945 auf 23% des Territoriums 1984. Als im 
Mai indigenas im Reservat Boruca - Terraba Zufahrtswege blockier- 
ten, um den Holzschlag durch eine einheimische Firma zu verhin- 
dern, wurden 40 von ihnen festgenommen. Ihr Protest richtete sich 
dagegen, daß das zuständige Landwirtschaftsministerium die Erlaub- 
nis zur forstwirtschaftlichen Nutzung ohne die gesetzlich gefor-, 
derte Zustimmung der indigenas gegeben hatte. Nach vielen Protesten 
wurden die Festgenommenen gegen Kaution freigelassen. 


Quellen: Aportes 23, inforpress centroamericana, ips 


NEUER HUNGERSTREIK 


Im Oktober/November 1984 führten Mitglieder des Comit& Patriötico 
Nacional (COPAN) ein Hungerstreik durch, um gegen die politische 
Korruption zu protestieren, die Wohnungsbauprogramme für Wahlzwek- 
ke einsetzte (vgl. LN 135). Nach 17 Tagen kam es zu einem Abkommen 
mit der Regierung, in dem diese sich zur Berücksichtigung der An- 
träge der im COPAN Organisierten verpflichtete und entsprechendes 
Bauland zusicherte. Das zuständige Wohnungsbauinstitut hielt die 
Abmachungen jedoch nicht ein. Das COPAN rief daher für den 20. Mai 
zu einem neuen Hungerstreik auf, um die Erfüllung der Versprechen 
zu erzwingen. Über den Verlauf dieses neuen Hungerstreiks ist 

im einzelnen nichts bekannt; der Latin America Regional Report 
meldet jedoch am 7.6., daß er ergebnislos abgebrochen sei. 


Quellen: COPAN, Latin America Regional Report 


a u A rien u 


DER AUFBAU EINER ARMEE 


Nachdem in den letzten Jahren eine Vielzahl neuer paramilitäri- 
scher Einheiten gegründet worden ist und die Stärke von Zivil- 
und Landgarde von Anfang der 80er Jahre bis jetzt’ von 5000 auf 
etwa 13000 erhöht worden ist, ist mit der Aufstellung eines neuen 
Bataillons eine neue Stufe bei der Durchlöcherung des in der Ver- 
fassung festgeschriebenen Verbots einer Armee erreicht. Dieses 
400 Mann starke Bataillon soll nach dem Muster salvadorenischer 
Einheiten zur "schnellen Reaktion" aufgebaut werden. Die Ausbil- 
der sind 24 US-"Green Berets", mit deren Eintreffen wieder ein 
Stück Widerstand gegen den Einbezug Costa Ricas in die US-Pläne 
überwunden ist, und 47 Costaricaner, die in US-Lagern in Honduras 
ausgebildet wurden. Der Ort, wo Soldaten "Polizisten" (so weiter- 
hin die offizielle Sprachregelung) ausbilden, ist die ehemalige 
Somoza-Hacienda "EI Murci@lago" im Norden des Landes, 


Die costaricanischen "Polizeikräfte" werden u.a. mit Hubschrau- 
bern, leichten Flugzeugen, Patrouillenbooten, Truppentransportern 
und Mörsern ausgerüstet, was sich im Anwachsen der US-Militärhil- 
fe auf 9,2 Mio. $ für 1985 niederschlägt (1981: 300 000 $). 


Eine costaricanische "Spezialität", ursprünglich dazu gedacht, 
die politische Kontrolle der bewaffneten Kräfte zu garantieren, 
ist die Ablösung des Offizierskorps und auch eines beträchtlichen 
Teils der niedrigen Dienstgrade bei Regierungswechseln. Im Zuge 
der "Professionalisierung" von Zivil- und Landgarde kommen jetzt 
Aufforderungen aus den USA, dem Offizierskorps einen dauerhaften 
Status zu geben. Entsprechende Überlegungen gibt es auch in Costa 
Rica, etwa die, die guardias zu Angestellten des Öffentlichen 
Dienstes zu machen und sie damit aus ihrer Position als "politi- 
sche Angestellte"zu entbinden, 


Quellen: El Dia, taz, Latin America Weekly Report 


PRÄSIDENTSCHAFTSWAHL: DIE KANDIDATEN STEHEN FEST 


Am 2, Februar 1986 finden Präsidentschafts- und Parlamentswahlen 
statt, und der schon lange anhaltende Kampf um die Nominierung zum 
Präsidentschaftskandidaten ist in den Hauptwahlkampf umgeschlagen 
(vgl. LN 130). Für die gegenwärtig regierende Partido Liberaciöon 
Nacional (PLN) ist der ehemalige Generalsekretär Arias Sänchez 
nominiert worden, nachdem der Ex-Vizepräsident Fait zu seinen Gun- 
sten verzichtete und der dritte Bewerber Castillo damit chancenlos 
war. 


In einem Interview mit dem Latin America Regional] Report machte 
Arias Nicaragua für die Spannungen in der Region verantwortlich, 
meinte aber, daß sich die Sandinisten stabilisiert hätten und man 
sich mit dieser Situation arrangieren müsse, Während die konser- 
vative Opposition den Versuch, die costaricanische Neutralität 
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in Verfassungsrang zu erheben und aamit ein Bollwerk gegen den 
Einbezug in einen Krieg zu errichten, vehement ablehnt, hat sich 
Arias für eine - wirkungslosere - gesetzliche Verankerung der 
Neutralität ausgesprochen - Ausdruck seines Lavierens aus der De- 
fensive. Für die Wirtschafts- und Innenpolitik hat der sich gerne 
als Parteiintellektueller darstellende Arias keine neuen Ideen. 

Er spricht von einer Förderung des privatwirtschaftlichen und ge- 
nossenschaftlichen Sektors und plädiert für eine Dezentralisierung 
der politischen Macht .durch eine Stärkung der Gemeinden. 


Der Gegenkandidat zu Arias Sänchez wird für die oppositionelle Par- 
tido de Unidad Social Cristiana (PUSC) Calderön Fournier sein. Er 
sieht den Mittelamerika-Konflikt als eine Form des Ost-West-Kon- 
flikts, für ihn wird Costa Rica durch Nicaragua bedroht, er lehnt 
die Contadora-Initiative als Schwatzbude ab und fordert, daß Costa 
Rica sich am US-Handelsembargo gegen Nicaragua beteiligt (wie bis- 
lang nur Honduras und EI Salvador). Sein Parteisekretär für inter- 
nationale Beziehungen behauptet, daß es keine Beweise gebe, daß 
nicaraguanische Contras vom costaricanischen Boden aus agieren. 
Auf dem wirtschaftlichen Sektor plädiert Calderön für eine ver- 
schärfte Durchführung des IWF-Programms. Außerdem hätte Costa 

Rica mit einem Wahlsieg der PUSC bessere Beziehungen zu den USA, 
zu Großbritannien und zur BRD, da dort befreundete Parteien re- 
gierten. Die US-Republikaner unterstützen die PUSC finanziell. 


Das Rennen zwischen Arias und Calderön ist offen; zwar hat Arias 
nach Umfragen vom April einen leichten Vorsprung, aber die Kombi- 
nation aus US-amerikanischer Unterstützung und massiver Propagan 
da seitens der fast durchgehend reaktionären Medien könnte Cal- 
derön den Sieg bringen. 


Calderöns Gegenspieler bei der Nominierung zum Präsidentschafts- 
kandidaten der PUSC, Aguilar Bulgarelli, hat die Partei aus Protest 
gegen die undemokratischen Strukturen sowie die Aufgabe der christ- 
lich-sozialen zugunsten der liberalistischen Elemente verlassen 

und eine eigene Partei gegründet (Partido Renovaciön Nacional). 
Calderöns Chancen dürfte das aber kaum beeinflussen. 


Auf der Linken haben sich PVP (Partido Vanguardia Popular) und 
Frente Amplio Democrätico zum Wahlbündnis Uniön Democrätico Popu- 
lar zusammengeschlossen. Kandidat für die Präsidentschaft wird 
Rodrigo Gutierrez sein, der 1978 und 1982 für die damalige Links- 
koalition Pueblo Unido antrat, 


Der andere Zusammenschluß auf der Linken, die Acciön Patriötica, 
will sich unter eben der Flagge vergangener Wahlkämpfe, Pueblo 
Unido, Zur Wahl stellen, 


Quellen: Latin America Regional Report, Inforpress Centroamericana, 
Lateinamerika Report, El Dia, Latin America Weekly Report 
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GRENADA 


Fragwürdige Demokratie 


Der größte Teil der Berichterstattung Über die Wahlen im 
letzten Dezember vermittelte den Eindruck, als ob Gre- 
nada nun wieder zurückgeholt worden sei in die Arme der 
Demokratie und das Leben auf der Gewürzinsel wieder 
seinen normalen paradiesischen Gang ginge. In den LN 1936 
veröffentlichten wir einen Situationsbericht von George 
Louison, einem Minister unter der Regierung Bishop, in 
dem dieser ein weniger rosiges Bild zeichnete. Im folgen- 
den drucken wir einige der Fragen und Antworten, die sich 
an das von Louison im Februar in Hamburg gehaltene Re- 
ferat anschlossen. Dabei geht es um die immer wieder ver- 
schobenen Prozesse, um Wahlmanipulation, um die Situation 
der Linken in der Karibik "nach Grenada", um die Gefahr 
eines Wiedererstarkens von Diktator Gairy und die neu ge- 
gründete Partei Maurice Bishop Patriotic Movement (MBPM)und 
die Lehren, die diese aus dem Scheitern der grenadischen 


Revolution gezogen hat. 


Frage: Gab es irgendwelche Verbindungen zwischen den Mör- 
dern an Maurice Bishop und seinen Ministern und der Sow- 
jetunion? 


George Louvison: Ich habe dafür keinerlei Beweise, und 
niemand hat bisher eine derartige sowjetische "connec- 
tion" nachweisen können. So viel mir bekannt ist, hatten 
die Sowjets nichts damit zu tun. 


F: Stehen Sie unter dem Druck der Amerikaner oder gibt 
es Druck von seiten Ihrer eigenen Leute? 


6L: Es ist immer gefährlich,in einem besetzten Land zu 
arbeiten und das ist es auch für uns. Die Amerikaner 
führten einen Propagandakrieg und einen psychologischen 
Krieg gegen uns. Kenrick (ehemeı. Justizminister und wie 
Louison Mitbegründer der MBPM, d.Red.) auch, viele von 
uns wurden schikaniert. Mir wurde zeitweilig der Paß ab- 


genommen. Wo immer wir hinkamen,waren Amerikaner oder In- 
formanten aus der einheimischen Bevölkerung, die unsere 
Bewegung bespitzelten. Hubschrauber schwebten über meinem 
Haus. Damit haben sie jetzt aufgehört, weil sie sich bei 
den Leuten unbeliebt machten 


F:Wieviele Leute sind zusammen mit Bishop umgekommen? 


GL:Bis jetzt ist keine richtige Untersuchung gemacht 
worden. Es gibt keine offiziellen Zahlen. 


F: Was ist mit den Prozessen? Sie sind immer wieder ver- 
tagt worden. Welches waren die Gründe? 


GL: Der Prozeß ist gerade wieder vertagt worden... Wir 
glauben, daß die Amerikaner ihn absichtlich verschoben 
haben, weil sie erkannt haben, daß sie den Prozeß nicht 
benutzen können, um die ganze Revolution vor Gericht zu 
bringen. Das wollten sie eigentlich. Aber die Programme 
der Revolution und Maurice Bishop selbst genießen in der 
Bevölkerung so viel Popularität, daß dies nicht gelang. 
Das wäre nach hinten losgegangen. Der Prozeß hätte den 
Leuten auch über viele Dinge Klarheit verschafft. Er 
hätte auch unsere Rolle aufgezeigt und unsere Schuldlo- 
sigkeit bewiesen. So haben sie den Prozeß immer wieder 
verschoben. Sie wollten auf keinen Fall, daß er vor den 
Wahlen stattfand, weil er für die Leute von großem In- 
teresse ist. Wenn der Prozeß vorher stattgefunden hätte, 
Coard und Konsorten dadurch isoliert worden wären, hätte 
das den progressiven Kräften im Land neuen Auftrieb ver- 
schafft. Auch hätten sie für den Prozeß konkrete Be- 
weise erbringen müssen, daß Maurice Bishop und die 
anderen tot sind. (Die Leichen sollen sich in Washington be- 


finden, d.Red.) h , . . . 
F: Waren die Wahlen ihrer Meinung nach eigentlich fair? 


.LN 136, d.Red.) 


GL: Auf keinen Fall, aus all den genannten Gründen, 
(s 
F: Waren sie formal unsauber? 


Waren sie manipuliert? 


GL: Ja, dazu komme ich gleich. Es gab einige Hinweise da- 
für, daß die Wahlzettel chemisch präpariert waren. Wir 
können das nicht konkret nachweisen, weil wir keinen 
Wahlzettel in Händen haben, denn einen Tag nach den Wah- 
len schafften die Amerikaner die Wahlzettel fort, gleich 
nach der Auszählung. 

F: Wohin? 

GL: Keine Ahnung. Sie nahmen sie einfach mit. So, wie 

der Wahlvorgang ablief, konnte man auch während des 
Wählens keinen. Wahlzettel herausschmuggeln. Es gibt 


einige Indizienbeweise, die fast alle Leute in Grenada 
von der Manipulation überzeugt haben. Erstens wurden bei 
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früheren Wahlen die Wahlzettel immer in Grenada gedruckt. 
So auch diesmal, Aber eine Woche vor der Wahl brachten 
die Amerikaner ihre eigenen Wahlzettel, gedruckt in At- 
lanta, Georgia, und sie tauschten sie gegen die grena- 
dischen Wahlzettel aus. Zweitens, kamen verschiedentlich 
Leute zu uns und sagten, daß sie jederzeit bereit seien, 
zu bestätigen, daß sie unsere Partei gewählt haben. In 
einem von Marios (Mario Bullen, einer der Anwesenden bei 
dem Hamburger Treffen, d.Red.) Wahlkreisen zum Beispiel, 
erklärten sich fünf Leute bereit, zu schwören, daß sie 
ihn gewählt haben, aber er bekam dort keine einzige 
Stimme. Auch Gairys Partei sagt, sie könnten ähnliche 
Beweise erbringen. 


Mario Bullen: Ich möchte noch etwas hinzufügen, was mir 
passiert ist. In einem meiner Wahllokale gab es 230 
Wähler auf der Liste - in Queenspark, Town of St. George's 
war das - und bei der Stimmenauszählung geschah etwas 
äußerst Seltsames. Erst mal war sonderbar, daß die 
höchste Stimmenzahl, die ein einzelner Kandidat von un- 
serer Partei erhielt, 14 war und die Zahl 14 dabei öfter 
auftauchte. Aber das Interessanteste passierte bei der 
Auszählung: Wie vielleicht bekannt, benutzen wir in Gre- 
nada Symbole - also bekam das Haus, das Symbol der NNP 
zunächst einige Stimmen, dann bekam der Stern, das ist 
Gairys Partei, einige, und dann passierte diese äußerst 
seltsame Sache: unsere Partei, die als Symbol das Flug- 
zeug hatte, bekam 14 Stimmen; die einzigen 14 Stimmen, 
die ich dort bekam, erhielt ich nacheinander, von 1 bis 
14, kein anderer war dazwischen und dann bekam ich von 
den nächsten 200 Stimmen keine einzige mehr. Die sta- 
tistische Wahrscheinlichkeit, daß so etwas passiert 
(großes Gelächter im Saal, d.Red.) 


F: Haben die US Behörden jemals etwas über die Befra- 
gungen von Austin und Coard veröffentlicht? (Hudson 
Austin war Oberbefehlshaber der Armee z.Zt. des Militär- 
putsches und Bernhard Coard gilt allgemein als der ideo- 
logische Kopf der Verschwörung, d.Red.) 


GL: Nein, sie haben nichts über die Befragungen ver- 
öffentlicht. Sie haben nie etwas über deren Aussagen 
verlauten lassen. Ich habe eine Theorie dazu. Ich 
glaube, daß die US Behörden - und dafür gibt es Bewei- 
se - gegenüber einigen der Verhafteten sehr nachsichtig 
sind, um absichtlich eine Basis für neue ultralinke Akti- 
vitäten zu schaffen, die dann, nach Bedarf erneut Ver- 
wirrung unter den Leuten stiften soll. Deshalb, glaube 
ich, haben sie bereits zwei der Verhafteten freigelas- 
sen. Einmal Keith Roberts, der Stellvertreter von Liam 
James war, dem Chef des Innenressorts (unter dem Mili- 
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tärrat, d.Red.). Liam James ist einer jener, die wegen 
des Mordes an Maurice Bishop angeklagt sind ... und Keith 
Roberts, dessen Stellvertreter, der über alles Bescheid 
wußte, wurde ohne Anklage freigelassen. Ebenso wurde Ian 
St. Bernard freigelassen, der des Mordes angeklagt war, 
Meiner Meinung nach kann es keinen anderen Grund für die 
Freilassungen geben, als den, den ich genannt habe. Er 
war dabei, als alle Entscheidungen für die Exekutionen 
und die Schießereien ausgeführt wurden. St. Bernard ist 
jetzt dabei, eine kleine Gruppe von Coard-Anhängern 
zusammenzubringen, die sich "New Jewel Movement" (Name 
der Revolutionspartei unter Maurice Bishop, d.Red.) 
nennt. 


F: Wie lange hätte Coard überlebt (ohne die Invasion, 
d.Red.)? 


GL: Er, d.h. die -Militärregierung hätte keinerlei Überlebens- 
chancen gehabt. Es gab ein Embargo. Gegenüber Kuba 

hatte er eine äußerst feindselige Haltung, dort konnte er 
sich also nicht hinwenden, an kein sozialistisches Land 
konnte er sich wenden. 


F: Entschuldigung, haben Sie gesagt, Coard war feind- 
selig gegenüber Kuba? 


GL: Ja, das habe ich gesagt. Er war den Kubanern gegen- 
über spinnefeind. Es gab das Embargo der anderen Staaten, 
Es ist die absolute Wahrheit, daß am 19. Oktober die Re- 
volution zerstört wurde. 


F: Gibt es heute noch Unterstützung für Coard unter den 
Grenadiern in London oder den USA? 


GL: Ja, die gibt es, besonders in London. In den USA ist 
diese gering, in Kanada mag es ein oder zwei Leute geben, 
aber in London gibt es wirklich einige Unterstützung für 
Coard. (Einwurf aus dem Publikum: Ich habe einen in 
Grenada getroffen!) Ja, in Grenada gibt es einige. Ich 
schätze dort gibt es ungefähr 50 Leute, die die Coard 
Gruppe unterstützen. 


F: Seine politische Position oder die Ermordung der 
Führer? 


G. L.: Ich glaube, sie argumentieren, daß die Morde 
spontan passiert sind, und daß die Probleme, die 

dazu geführt haben, von Bishop verschuldet wurden. Mit 
dem Oktober-Ereignis beschäftigen sie sich kaum. Sie 
vermeiden es, über den Oktober *zu reden. Sie machen 
jetzt eine neue Kampagne, eine Menschenrechtskampagne 
für die Mörder, für jene Gefangenen. 


F: Glauben Sie, daß die Theorie stimmt, daß die Inter- 
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vention in Grenada direkt oder indirekt gegen Kuba ge- 
richtet war, weil Grenada einfacher zu nehmen war; daß 
aber den Kubanern gezeigt werden sollte, wo die Gren- 
zen sind in Bezug auf ihre Unterstützung anderer Länder 
und ihre Einflußmöglichkeiten? 


G. L.: Ich glaube, an dem, was Sie sagen, ist was Wah- 
res dran. Aber der Hauptgrund für die Invasion Grena- 
das war, das grenadinische Beispiel zu zerstören; 
selbst zu einer Zeit, als es bereits von innen zer- 
stört war. Wie Fidel sagte, die Amerikaner haben eine 
Leiche getötet. Das ist absolut richtig. Trotzdem 
schlugen sie zu, um jedes neue Aufflackern der grena- 
dischen Revolution zu verhindern. Sie waren immer gegen 
uns, nicht etwa wegen unserer ökonomischen Ressourcen, 
nicht wegen der Investitionsmöglichkeiten für ihre Ge- 
schäftsleute und nicht wegen der Rohstoffe. Sie wollten 
das revolutionäre Modell zerstören, das in der Karibik 
an Popularität gewann. Das zeigte sich beispielsweise 
daran, daß wo immer Maurice Bishop hin ging, die Leute, 
die Armen, die arbeitenden Leute, zusammenströmten, 

um ihn zu begrüßen. Das war phänomenal, selbst in Län- 
dern mit ganz rechten Regierungen. ... 


Hinzu kam, daß unsere Entwicklung zu einer Zeit Fort- 
schritte machte, als die Amerikaner eine Unmenge Geld 
nach Jamaika pumpten. Zwischen 1980 und 1984, seit dem 
Regierungsantritt von Seaga, haben sie fast eine Milli- 
arde Dollar nach Jamaika gepumpt, und es war wie ein 
Loch im Ozean. Je mehr Geld sie hineinpumpten, je we- 
niger kam dabei heraus. Stattdessen wuchs die Armut 

und das Elend, und die Erniedrigung der Menschen nahm 
immer weiter zu. Edward Seaga, das schöne große ame- 
rikanische Modell... war ein völliger Reinfall. 


Aber es gibt noch einen anderen Aspekt. Mit der Inva- 
sion Grenadas sollten nicht allein die Reste der Re- 
volution vernichtet werden, sondern sie sollte der 
Rechten in der Karibik neuen Auftrieb geben; ihre Vor- 
herrschaft in der Karibik sollte gestärkt werden. Eine 
Reihe solcher rechter Regierungen wird heute mit be- 
trächtlicher Militärhilfe unterstützt. Die Militari- 
sierung der Karibik ist z. Zt. unglaublich. Und solche 
SSUs, solche Spezialeinheiten, werden nicht nur in 
Grenada trainiert, sondern fast auf jeder karibischen 
Insel. In St. Lucia sind sie dabei, in St. Vincent 
soll eine aufgebaut werden, es gibt bereits eine in 
Dominica und in Antigua. Diese SSUs sollen Teil eines 
regionalen Sicherheitspakts werden, so daß, wie es 
Blaize letzte Woche ausdrückte, iedes Buschfeuer in 
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Ba Karibik von diesen SSUs sofort gelöscht werden 
ann. 


So hat letzendlich die Zerstörung der grenadischen Re- 
volution und die Invasion der USA die Rechte gestärkt 
und gleichzeitig die linken und progressiven Bewegun- 
gen in der Karibik stark gespalten und in die Defensi- 
ve gedrängt. In manchen Ländern sind sie dadurch so 
geschwächt worden, daß sie sich auch nicht mehr an 

den Wahlen beteiligen. Die Frage ist heute in der Ka- 
ribik, wie die linke und progressive Bewegung wieder 
zusammenkommen und wieder fuß fassen kann. Es ist 

eine sehr schwierige Zeit. Die Invasion diente nicht 
nur zur Diskreditierung aller Progressiven, gleich- 
zeitig war sie auch eine Offensive gegen Kuba. Wo 
immer Kuba Hilfe geleistet hat, so behaupten sie, sei 
das kubanische Modell aufoktroyiert worden, das 
schließlich zur Zerstörung führte. Diese Propaganda 
läuft überall in der Karibik auf Hochtouren; und es 
ist erstaunlich ‚wieviele "liberale" Kreise bereits 
nach rechts gedriftet sind. 


F: Welche Perspektiven hat die gegenwärtige Regierung 
angesichts der instabilen Situation in Grenada? Wel- 
ches werden die hauptsächlichen Widersprüche sein, mit 
denen diese künstlich geschaffenen Regierung in der 
Zukunft konfrontiert sein wird? Was erwarten normale 
Grenadier von dieser Regierung? Inwiefern kann sich 
eine Oppositionspartei wie die MBPM diese Situation 
zunutze machen? 


G. L.: Die Situation für die NNP und die Amerikaner 
ist wirklich sehr instabil. Die Amerikaner haben 

die entscheidende ideologische Schlacht noch nicht 
gewonnen. Jedenfalls nicht in dem Jahr der Besetzung. 
Die Leute fangen vielmehr an, sich zu fragen, ob die 
Yankees wirklich so dumm sind, daß sie nicht einmal 
ein bißchen Geld springen lassen, um die Macht zu 
halten? Außerdem messen die Leute jetzt jede Regierung 
an den Errungenschaften der PR& (Revolutionsregierung, 
die Red.). Die Leute fordern - und das ist vermutlich 
eines der Hauptprobleme für die Regierung - ein Ent- 
wicklungsprogramm, wie es unter der PRG existiert hat- 
wenn nicht sogar ein besseres. Sie beobachten und ver- 
gleichen sehr genau. Hinzu kommt noch, daß die NNP .we- 
gen der erzwungenen Koalition große interne Schwierig- 
keiten hat. Beispielsweise hat Premierminister Blaize 
dafür gesorgt, daß die GNP (Blaizes ehemalige Grenada National 
die Red.) in der NNP dominiert. Zwar hat die NNP die 
Wahlen gewonnen, aber Blaize hat die GNP an die Macht 
gebracht. Fünf der acht Minister sind von der GNP 
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und sieben von elf Senatoren sind GNP. Jedermann in 
Grenada hatte erwartet, daß Brizan (George Brizan war 
Anfang 1984 Mitarbeiter im Erziehungsministerium 
unter der PRG und hatte Anfang 1984 die National De- 
mocratic Party, eine als rechtssozialdemokratisch 
geltende Partei gegründet, die sich dann an der NNP 
Fusion beteiligte, d. Red.) Vizepremierminister wer- 
den würde. Aber Blaize hat ihn nicht ernannt. Die 
Leute haben auch das Gefühl, daß sich Blaize nicht 
lange halten wird. Er ist 66 und sehr gebrechlich. 
Kinder in Grenada nennen ihn Prime Minister Break- 
dance. 


die Freude über den Sieg der NNP war nicht groß. Eine 
Woche nach den Wahlen wurde ein Öffentlicher "Feier- 
tag" angesezt, um in einem religiösen Akt Grenada 
wieder dem lieben Gott zu weihen, nachdem es aus den 
Händen der ruchlosen, kommunistischen PRG befreit 
worden war. Dazu erschienen 800 Leute. Es gab freien 
Transport und alles mögliche. Religion, Macht und 
freien Transport, und es kamen gerade mal 800 Leute. 
Es war ein Fiasko. Sie haben zwar die Wahlen gewon- 
nen, aber es gelingt ihnen nicht, die Leute zu mobi- 
lisieren. Wegen dieses Kräftegleichgewichts können 
wir einigermaßen offen arbeiten. 


Ich möchte nicht, daß es so klingt, als ob die Situa- 
tion für uns einfach ist. Es gibt viele Gefahrenmo- 
mente. Die SSU, die Erwartung mancher Leute, schnell 
reich werden zu können, und natürlich die Möglich- 
keit, daß die Amerikaner die Insel jederzeit mit Geld 
überschwemmen können. 


F: Was ist mit Gairy und seiner Partei? Sie hat 36% 
der Stimmen gewonnen. Ist er nicht eine große Gefahr? 


G. L.: Ja, er ist eine große Gefahr, wegen seiner Ge- 
Schichte. Man kann ihn vielleicht zu einem gewissen 
Grad mit Peron vergleichen. Gairy hatte in den 50er 
Jahren in einem wichtigen Kampf die Arbeiterbewegung 
angeführt. Er wurde Populist. Er hat den Arbeitern 
Vorteile verschafft, das haben die Leute nicht ver- 
gessen, obwohl er die Sache schließlich verraten hat. 


viele Leute, die Gairy gewählt haben, argumentieren, 
daß sie nur zweimal in ihrem Leben etwas bekommen ha- 
ben, anfangs unter Gairy und dann unter der PR&G. Aber, 
sagten sie zu uns, Eure Partei (MBPM) war noch nicht 
richtig organisiert, viele Eurer möglichen Wähler 
haben sich erst gar nicht registrieren lassen, Mau- 
rice Bishop nicht mehr da, - das Fußvolk der Gairy- 
wähler, nicht die Führer, sagten das - sie sagten, 
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wir mochten Bishop, wenn er noch da wäre, aber ihr 
seid schwach und absolut nichts unter der Sonne wird 
uns dazu bringen, Blaize und die GNP zu wählen. Er 
repräsentiert für sie den "Massa", den Plantokraten, 
dem die großen Häuser gehören und der sie immer un- 
terdrückt hat. Sie sagten auch NNP stehe für "No Na- 
tive Party"(eine Partei, die nicht die Interessen der 
Einheimischen vertritt). Wenn man genauer guckt, haben 
die Gairy-Wähler objektiv gesehen, nicht subjektiv, 
antiamerikanisch gewählt. ... (1) 


So seltsam das klingen mag, aber wir müssen in unserer 
politischen Arbeit versuchen, das Fußvolk der Gairy- 
Partei für uns zu gewinnen - natürlich nicht die hö- 
heren Chargen, diese absolut nicht, - aber die norma- 
len Leute, die Armen, die Landarbeiter etc. Wir müs- 
sen auch jene Leute für uns gewinnen, die die NNP ge- 
wählt haben, um Gairy zu verhindern. Das ist die Mehr- 
heit der NNP Wähler. Viele Anhänger der NJM (New Je- 
wl Movement während der Revolutionszeit, d. Red.) wa- 
ren frühere Gairy-Anhänger. Dies alles zusammenzu- 
bringen, das müssen wir schaffen, 


F: Was ist mit der Kirche in Grenada? Ich habe gehört, 
daß einige mysteriöse Dinge religiöser Art passiert 
sind nach den Oktoberereignissen. 


G. L.: Im allgemeinen ist die Kirche in Grenada sehr 
rechts und befindet sich auf Seiten der Amerikaner. 
Die wichtigsten Kirchen jedenfalls, die Römisch Katho- 
lische und die Anglikanische Kirche. Nicht die Bap- 
tisten. Die meisten Baptisten sind auf Gairys Seite. 
also die Katholiken, die Anglikaner, die Methodisten 
und die Presbyterianer. Sie haben Wahlpropaganda für 
die NNP. gemacht und haben immer "Thank God America" 
auf denLippen. Sie haben vor den Wahlen wirklich pri- 
mitiv dahergeredet. Der katholische Bischof verglich 
die Amerikaner mit dem Pharao von Agyten. Er sagte, 
Gott hätte nicht selber kommen können, deshalb hätte 
er die Amerikaner geschickt, um die Menschen in Gre- 
nada zu retten. Auf dieser Linie liegt die Kirche in 
Grenada. ... 


Hinzu kommt noch, daß jetzt eine Reihe rechtsgerichte- 
ter amerikanischer Kirchen nach Grenada kommen. Vor 


ein paar Wochen kam ein Bibelschiff an, ein Schiff 
voller Evangelikalisten, 600 an der Zahl und sie 
strömten aus in jeden Winkel von Grenada und über- 
schwemmten die Insel regelrecht mit allem möglichen 
Gedruckten. Eine Woche waren sie da. Da die Leute in 
Grenada sehr religiös sind, versuchen sie bei den 
Leuten dort anzusetzen. Aber in Bezug auf Politik 
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haben die Leute eigentlich nicht viel am Hut mit 
rzligion. Jedenfalls versuchen sie alle religıosen 
Register zu ziehen, um jegliche progressive Bewegung 
zu stoppen. 


F: Welche Beziehungen hat die MBPM zu den sozialisti- 
schen Ländern und zu anderen progressiven Ländern? 


L.: Wir sind dabei, einige der ehemaligen Bezie- 
hungen wieder zu knüpfen,besonders zu Kuba. In ande- 
ren sozialistischen Ländern sind wir noch nicht ge- 
wesen. Wir haben zu einigen Leuten von dort gesprochen, 
und es gibt wohl Möglichkeiten, einige der Beziehungen 
wieder aufzunehmen. Wir versuchen auch unsere Kontakte 
zur Sozialistischen Internationale wieder herzustel- 
len. Die NJM war ein MlItglied, aber nach den Oktober- 
ereignissen ist ihre Mltgliedschaft auf Eis gelegt 
worden. Auf dieser Reise reden wir mit den jeweiligen 
Parteien der Länder, in die wir fahren. 


F: Wie hat die SPD reagiert? 


G. L.: Sie sagten sie würden unsere Wiederzulassung 
grundsätzlich unterstützen. 


F: WAs macht Gairy jetzt? Kann es nicht sein, daß Gairy 
in dieser politisch instabilen Situation wieder an die 
Macht kommt und Amerika ihn dabei - unterstützt? 


G. L.: Es ist uns klar, daß wenn die Amerikaner keine 
andere Wahl haben, falls die NNP in Schwierigkeiten 
gerät, werden sie sofort. auf Gairy setzen. 


Eine zweite Sache ist, daß die Amerikaner und die Rech- 
ten in Grenada Gairy als eigentliche Opposition im 
Land wünschen. Sie versuchen alles, daßGairy den einen 
gewonnenen Sitz im Parlament besetzt. Denn Gairy hat 
behauptet, die Wahlen seien manipuliert und gefälscht 
worden. Und er hat den Mann, der den einen Sitz gewon- 
nen hat, dazu gebracht, zurückzutreten. Gairy rechnet 
dieses Jahr noch mit Neuwahlen. Die meisten Leute 
glauben, daß die NNP sich nicht länger als zwei Jahre 
im Amt wird halten können. Das wird viel gesagt. Die 
Lage ist sehr unsicher und Gairy ist nicht zu unter- 
schätzen. 


F: Wenn die MBPM wieder die Unterstützung der Massen 
in Grenada erlangen will, muß sie die Leute wohl davon 
überzeugen, daß sich die Tragödie vom Oktober nicht 
noch einmal wiederholt. Welche KOnsequenzen ziehen Sie 
aus den Oktoberereignissen in Bezug auf das Verhältnis 
zwischen Parteiführung und den Massen? 

Ich möchte noch hinzufügen, daß viele von uns hier in 
der Vergangenheit Revolutionen unterstützt haben, wie 
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beispielsweise die Kulturrevolution in China und dann 
gab es Tausende von Exekutionen. Da gab es die Erfah- 
rung mit Pol Pot in Kambodscha und jetzt hatten wir 
die schöne Revolution in Grenada und in Nicaragua. 
Dann kam ganz unvorbereitet der Schock des Staats- 
Streichs der Coard-Gruppe. Welche Konsequenzen ziehen 
sie in der Partei aus dieser Erfahrung? 


G. L.: Natürlich versuchen wir, aus der Art und Weise, 
wie es zur Spaltung in der Partei kam, eine Reihe von 
Konsequenzen zu ziehen. In der neuen Partei muß es auf 
jeden Fall mehr offene Diskussionen geben. Ferner muß 
die Struktur und das Fundament der Partei in Bezug auf 
Arbeitsstil und Funktion viel demokratischer sein. Es 
darf auch nicht mehr vorkommen, daß bestimmte Vorfälle 
vertuscht und verheimlicht werden, z. B. was Probleme 
der Loyalität anbelangt, wie das im Falle von Coards 
Rücktritt vom Zentralkomitee ein Jahr vorher gesche- 
hen ist. Darüber wurde nie mit den Parteimitgliedern 
diskutiert. Diese Sachen dürfen nicht mehr passieren. 


Noch eine Sache ist, daß wir während der ganzen Ent- 
wicklung der Partei nichts wirklich formalisiert ha - 
ben. Die Parteifunktionierte fast wie eine informelle 
Familie, so daß manchmal der Eindruck entstand, jeder 
könnte führen. Das war total falsch. Es gab keine 
feste Parteistruktur. Die Partei hatte wegen der gan- 
zen Geheimniskrämerei nicht einmal eine Satzung. Mir 
hatten auch keine formellen Bezeichnungen für Posi- 
tionen innerhalb der Partei. Die Partei entstand zu 
einer Zeit, als es unter Gairy sehr viel Repression 
gab und deshalb haben wir so viel Wert auf Geheimhal- 
tung gelegt, die später dann zur. Schlinge wurde. Sa- 
chen, die eigentlich eine breite Diskussion in der 
ganzen Partei erfordert hätten, wurden nur im Polit- 
büro oder im Zentralkomitee diskutiert, weil wir 
Angst hatten, daß diese Probleme die Revolution in 
den Augen der Massen in Verruf bringen könnten. Wir 
dachten, wir könnten das unter uns ausmachen, weil wir 
eigentlich ein sehr gutes Verhältnis zueinander hatten. 
.. Auch als alles schon über uns zusammenbrach, haben 
wir auf eine fast naive und romantische Art geglaubt, 
daß, wenn wir erst einmal die Sache besprechen würden, 
alles wieder ins Lot gebracht werden könnte. 


(1) Der einzige siegreiche Kandidat von Eric Gairys United Labour 
Party (GULP), Marcel Peters, hat mit Sir Eric gebrochen und zu- 
sammen mit einigen anderen GULP Abtrünnigen die neue Grenada De- 
mocratic Labour Party (GDLP) gegründet. Peters war der GULP erst 
im Juni 1984 beigetreten und hatte bei den Wahlen als einziger 
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nicht NNP Kandidat einen Parlamentssitz gewonnen. Er lehnte es 
jedoch ab, seinen Sitz einzunehmen, da er mit Sir Eric einer Mei- 
nung war, daß die Wahlen manipuliert worden waren. Peters wider- 
rief nun seine Behauptung mit der Begründung, daß er diese An- 
schuldigung in der Hitze de Wahlfiebers gemacht hätte, heute aber 
anders darüber denke, und ließ sich nun als Parlamentsabgeordne- 
ter vereidigen. 


Selbsthilfeprojekt in Chile 


Nieht nur politische Unterdrückung kennzeichnet das Leben in 
Chile, mit der wachsenden Arbeitslosigkeit nimmt auch die Ver- 
armung in erschreckender Form zu. Ein Beispiel, mit dieser 
Armut individuell umzugehen und unter den von Pinochet gegebe- 
nen Bedingungen wenigstens das eigene Überleben zu sichern, 
bietet das Projekt von fünf arbeitslosen Jugendlichen in der 
mittelchilenischen Hafenstadt Vina del Mar. Im alltäglichen 
Rahmen suchen die Jugendlichen nach Mitteln und Wegen, eine 
sparsame, d.h. den realen Lebensverhältnissen angepaßte Haus- 
haltsführung zu ermöglichen. 

Zum Austausch und zur Vermittlung von Kenntnissen über alter- 
native Technologien in Elendsvierteln ist die Gruppe aus Vina 
auf der Suche nach deutschen Koordinationsgruppen. Interessierte 
Einzelpersonen und Gruppen mögen sich für eingehenderer Infor- 
mationen an die folgende Adresse wenden: 

Paul Schmarling, Hollensiek 5, 4800 BIELEFELD 1. 
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Politiker und Verbrecher 


Vor einigen Wochen konnte der aufmerksame Leser in verschiedenen 
Tageszeitungen eine meist kleine Meldung finden: Die Leiche des 
1976 in Argentinien "verschwundenen" Klaus Zieschank wurde gefun- 
den. Alle Hoffnungen, er könne noch Teben, mußten begraben werden. 


Klaus Zieschank war nur einer der Tausenden von Menschen, die von 
der argentinischen Diktatur verschleppt, gefoltert und ermordet 
wurden, Klaus Zieschank war aber auch ein "Fall", an dem sich be- 
sonders deutlich der nicht vorhandene Wille mehrerer Bundesregie- 
rungen zeigte, sich für die Opfer der argentinischen Diktatur ein- 
zusetzen - selbst wenn es sich um deutsche Staatsbürger handelte. 
Die Bundesregierungen sprachen von "Nichteinmischung in die inne- 
ren Angelegenheiten" eines anderen Staates - und mischten da doch 
gut mit, wenn es darum ging, der Diktatur Waffen zu verkaufen oder 
Kredite abzusichern, Atomkraftwerke in Argentinien zu bauen und 
freundschaftliche Beziehungen zu den Militärs zu unterhalten. 


Daß die Bundesregierung - trotz ihrer Menschenrechtsrhetorik - sich 
vor allem von wirtschaftlichen Überlegungen und der Haltung der 
Regierungen zum "westlichen Bündnis" leiten läßt, das ist bekannt, 
schon fast banal. Wie das aber ganz konkret in einzelnen Fällen 
aussieht - das liest sich dann doch wie ein Krimi. Beispielhaft 

für die Außenpolitik der Bundesregierungen ist der Fall Argenti- 
nien. Ein gerade erschienenes Buch dokumentiert und analysiert mi- 
nutiös die Außenpolitik der BRD in der Zeit der argentinischen MiTi- 
tärdiktatur von 1976 bis 1983: 


Tino Thun 

MENSCHENRECHTE UND AUSSENPOLITIK 
Bundesrepublik Deutschland - Argentinien 
1976 - 1983 

Vorwort von Ernst Käsemann und Osvaldo Bayer 
CON / PERIFERIA, Bremen 1985, 207 S. 


Tino Thun hat als langjähriger Mitarbeiter von amnesty internatio- 
nal aktiv an den Solidaritätskampagnen für die Opfer der Diktatur 
teilgenommen und in seiner praktischen Arbeit den Zynismus der 
Regierung erlebt. In seinem nun vorgelegten Buch dokumentiert er 
nicht nur die Menschenrechtsverletzungen in Argentinien und die 
Politik der Bundesregierungen, sondern er weist auch nach, daß 
sich eine Menschenrechtspolitik nicht auf die bürgerlichen Frei- 
heitsrechte beschränken darf. Er analysiert die Verletzung der so- 
zialen Menschenrechte in Argentinien und stellt dem die prospe- 
rierenden Wirtschaftsbeziehungen zwischen der BRD und der Dikta- 
tur gegenüber. 
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Damit vermeidet Thun den Fehler, durch die einseitige Be- 
schränkung auf bürgerliche Freiheitsrechte die soziale und 
wirtschaftliche Bedingtheit dieser Freiheiten zu vernach- 
lässigen, In seinem sehr persönlich gehaltenen Vorwort for- 
muliert Osvaldo Bayer diesen Zusammenhang: "Das Wort "Menschen- 
rechte'kann genauso demagogisch sein wie das Wort "Demokratie’. 
Wie kann man :beispielsweise von Demokratie reden, wenn die ein- 
zige relative Freiheit darin besteht, seinen Stimmzettel in die 
Urne zu werfen bei Wahlen, die offensichtlich frei sind, (...) 
wenn aber in dieser Demokratie ein Teil der Bevölkerung kein 
Recht hat auf angemessene Wohnung, Ausbildung der Kinder oder 
einen Arbeitsplatz? Sind denn Arbeitslosigkeit und Jugendkri- 
minalität weniger schlimme Geiseln als Folter ünd Gefängnis 

aus politischen Gründen? Ist Demokratie die Gottlosigkeit, am 
gut gedeckten Tisch zu sitzen, während uns die hungrigen Augen 
von Millionen Menschen anstarren?" 


Tino Thuns "Menschenrechte und Außenpolitik" sei all denen emp- 
fohlen, die sich nicht damit begnügen,zu wissen, daß Politik 
sowieso nur im Dienst des Kapitals gemacht wird, sondern die 
wissen wollen, wie diese Politik dann ganz konkret aussieht 

und welche Auswirkungen sie hat. Tino Thun zitiert immer wieder 
ausführlich die Begründungen der Politiker für ihren fehlenden 
Einsatz für die Menschenrechte. Als Leseprobe sei hier nur ein 
Zitat des Landtagsabgeordneten Dr. Scheuer (CDU) wiedergegeben. 
Er verteidigt hier gerade die lange Weigerung der Regierung, 
politischen Flüchtlingen aus Argentinien Asy] zu gewähren: 

"Es kann nicht Aufgabe der Bundesrepublik Deutschland sein, bei 
jedem politisch motivierten Bandenkrieg Unterschlupf und Zu- 
fluchtsort für die jeweilig unterliegende Seite zu sein. Sie 
können sich leicht ausmalen, welche Konsequenzen dies für die 
innere Sicherheit unseres eigenen Staates hätte, von den außen- 
politischen Verwicklungen ganz abgesehen." 


Argentinien ist nur ein Beispiel für die Außenpolitik der BRD. 
Aber es macht besonders deutlich, von welchen Interessen diese 
Politik geleitet wird. Es ist ein Lehrbeispiel, das man heute 
durch die Politik gegenüber dem Regime in EI] Salvador fortfüh- 
ren könnte. Aus politischen Gründen verweigert die Bundesregie- 
rung Nicaragua die so dringend benötigte Unterstützung, während 
sie gleichzeitig politisch und wirtschaftlich die schlimmsten 
Diktaturen des Kontinents unterstützt. Und trotz der Beteue- 
rungen, wie sehr sie die junge Demokratie in Argentinien schät- 
ze und unterstützen wolle, denkt sie nicht daran, der Regierung 
Alfonsin die Möglichkeit zu geben, aus den von der Militärdik- 
tatur geschaffenen Lieferverträgen über Fregatten auszusteigen. 
Es könnte auch niemand behaupten, sie setze sich nun besonders 
dafür ein, daß die Demokratie dadurch unterstützt wird, daß 
die internationalen Bankenkonsortien und der IWF günstige Um- 
schuldungsbedingungen gewähren, 
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Theologie der Befreiung — 
nicht nur für Lateinamerika 


Das Buch "Konflikt um die Theologie der Befreiung” ist 
ein gelungener Versuch, sowohl die Entstehungsgeschich- 
te und die Aussagen der Befreiungstheologie in seiner 
gesamten Vielschichtigkeit darzustellen, als auch den 
daraus resultierenden innerkirchlichen und politischen 
Konflikt, der bis zum heutigen Tage anhält, aufzuzeigen. 
Mit diesem längst überfälligen Werk schließt Norbert 
Greinacher nach seiner zu kurz ausgefallenen Arbeit 
"Theologie der Armen’ eine Lücke in der europäischen 
Literatur zu diesem Thema. Hier wird es dem von der eu- 
ropäischen Theologie und Denkweise geprägten Leser er- 
möglicht, trotz klarer Stellungnahme des Autors für die 
Befreiungstheologie sich ein relativ eigenständiges 
Bild über diese kirchliche Strömung Lateinamerikas zu 
machen. Diese Bewegung läßt nicht nur mit unwidersteh- 
licher Kraft die oftmals schon verlorengegangenen Hoff- 
nungen und Identität der Dritten Welt wiederaufblühen, 
sondern stellt auch existenzielle Fragen an uns Indu- 
strieländer. 


Die Entstehung der Befreiungstheologie ist ohne 
ihren geschichtlichen Hintergrund und ihr soziales Um- 
feld, die durch die Unterdrückung der Menschen durch 
Rassismus, kapitalistische Wirtschaftssysteme, Militär- 
diktaturen, nordamerikanischen Imperialismus und abso- 
luter Verarmung breiter Teile der Bevölkerung gekenn- 
zeichnet sind, nicht zu verstehen. Die Theologen Latein- 
amerikas standen und stehen in dem Spannungsfeld der 
Differenz von Aussage der Heiligen Schrift und dem tat- 
sächlichen Dasein der verarmten Massen. Welch einen 
Sinn sollte in solch einer Situation das Jesuswort 

(Lk 4, 18£) "Der Geist des Herrn ruht auf mir, denn er 
hat mich gesalbt. Er hat mich ausgesandt, um den Armen 
die Heilsbotschaft zu bringen, um den Gefangenen die 
Befreiung und den Blinden das Augenlicht zu verkünden, 
um die Zerschlagenen in Freiheit zu setzen und ein Gna- 
denjahr des Herrn auszurufen" haben? 


Bis zum Tode von Papst Pius XII im Jahre 1958 hat die Mehr- 


heit der Theologen diese Herausforderung mit der "Zwei- 
Welten"-Theorie beantwortet und das Volk auf ein bes- 
seres Jenseits vertröstet. Ab 1960 vollzog sich ein 
vollkommener Wandel durch die "Heutewendung der Kirche", 
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welche von Papst Johannes XXIII entwickelt wurde. Nun 
gelangte die lateinamerikanische Kirche zu der Freiheit, 
die sie für die Findung ihrer eigenen Identität brauchte. 
Sehr bald schon entstanden die ersten Basisgemeinden, 
mit denen die Theologie der Befreiung fest verwurzelt 
ist. Hier wurde zum ersten Mal im größeren Umfang nicht 
nur der gemeinsame Glaube zelebriert, sondern auch ver- 
sucht mit und durch die Gemeinschaft das Alltagsleben zu 
bewältigen. 


Dies sind die Grundmauern der Befreiungstheologie, die 
nicht am Schreibtisch durch den genialen Gedankengang 
eines Theologen entstanden ist, sondern durch die Re- 
flektion über die Praxis und die Heilige Schrift zu der 
Erkenntnis gelangte, daß die Verflechtungen, die zur 
Unterdrückung und Verarmung des Volkes führen, nicht 
Gottgewollt sind und als Sünde erkannt werden müssen. 
Somit ist die Verantwortung jedes Christen seinen. Mit- 
menschen gegenüber aufgerufen, nicht auf das Reich Got- 
tes zu warten, was irgendwann: mit Bestimmtheit kommt, 
sondern es ist die Pflicht die Partei der Armen zu er- 
greifen und eine Gesellschaft zu schaffen, die dem wWil- 
len Gottes möglichst nahe kommt. Schon hier wird deut- 
lich, mit welcher Dynamik diese Theologie einen inner- 
kirchlichen und politischen Konflikt heraufbeschwören 
mußte. 


Diesen Konflikt stellt Norbert Greinacher durch wört- 
lich abgedruckte Veröffentlichungen der Kirche, der Be- 
freiungstheölogen, der europäischen Theologen und Unter- 
lagen des CIA dar. Diese Vorgehensweise ermöglicht dem 
Leser durch die relative Ausgewogenheit sich ein eigenes 
Bild über die Vielschichtigkeit der Befreiungstheologie, 
ihren Gegnern, dem drohenden Schisma der Kirche, der 
Stellung der Industrieländer und der Herausforderung an 
uns zur Neureflektierung zu machen. 


Man kann nur hoffen, daß möglichst viele Menschen gera- 
de in unserm Kulturkreis dieses Buch lesen, denn auch 
wir stehen un der Verantwortung vor Gott oder dem Huma- 
nismus. Und nur durch unsere Unterstützung bzw. Akzep- 
tierung der Theologie der Befreiung kann diese Hoffnung 
auf Überwindung des Elends der Welt weiterbestehen. 

Der erste Schritt dazu ist, sich zu informieren. 


Greinacher, Norbert (Hrsg.): Konflikt um die Theologie 
der Befreiung. Dokumentation und Diskussion 
Zürich; Einsiedeln; Köln: Benzinger, 1985. 
331 Seiten 
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El Salvador — der Aufschrei eines Volkes 


EIN BERICHT DER ZENTRALAMERIKANISCHEN UNIVERSITÄT IN 
SAN SALVADOR 


Mit einem Vorwort von Arturo Rivera Damas, Erzbischof von 
San Salvador 


Matthias-Grünewald-Verlag, Mainz / Chr. Kaiser Verlag, Mün- 
chen, 1984, 163 Seiten 


El Salvador, das kleine mittelamerikanische Land, erregt 

immer wieder die Aufmerksamkeit unserer Massenmedien: 

- ein Erzbischof, Oscar Romero, wird am Altar während einer 
Messe ermordet, = 

- bei seiner Beerdigung findet ein Massaker statt, das 40 
Tote fordert, . 

- es werden unzählige engagierte Menschen, 10 Priester, Or- 
densschwestern, Katecheten, mehr als 200 Lehrer, unzählige 
Campesinos und Arbeiter, aber auch Studenten, Professoren, 
Ärzte und Krankenschwestern ermordet, oder sie 'verschwin- 
den!, 

- man weiß von Massakern, die jedes einzelne mehrere Hun- 
derte unschuldiger Menschen das Leben kostet, wie das 
Massaker am Sumpul-Fluß, 

- insgesamt wurden mehr als 50'000 Menschen, hauptsächlich 
Zivilisten, in den letzten Jahren gewaltsam umgebracht, 

- 500'000 Salvadorener flohen in Nachbarstaaten, das sind ca. 
10% der Bevölkerung, weitere 300'000 leben im eigenen Land 
in Fiüchtlingslagern 


Weiter hört und liest man von revolutionärer Gegengewalt ge- 
gen den Terror, der von Todesschwadronen im Auftrag der Oli- 
garchie, d.h. der 14 "staatstragenden Familien", ausgeübt 
wird; man hört und liest von befreiten Gebieten - und neuer- 
dings von einem Dialog zur Vermenschlichung des Konfliktes 
zwischen Vertretern des’ Staates und der Freiheitskämpfer, ei- 
nem Dialog, der auf Vermittlung des Erzbischofs von San Sal- 
vador, Arturo Rivera Damas mühsam in Gang kommt. Dazu 
kommen immer wieder Nachrichten, daß die Reagan-Administra- 
tion Militärhilfen für El Salvador bereitstellt. 


Was sind die Hintergründe, Zusammenhänge, Motive für alles 
das, was wir an täglichen Informationen über dieses unglück- 
liche Land erhalten? 
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Die deutsche Kommission Justitia et Pax hat die zentralameri- 
kanische Universität Jose Simeon Canas in San Salvador um 
einen eingehenden Bericht gebeten, der bis zum Spätherbst 1983 
von einem Autorenteam erstellt wurde. Nach den Wahlen im 
Herbst 1984 kam noch ein weiteres Kapitel mit einer Analyse 
der Situation nach dieser Wahl und der Erörterung der Chan- 
sen für eine Konfliktlösung durch einen Dialog zwischen der 
Regierung Duarte und der Freiheitsfront FDR-FMLN hinzu. Nun 
liegt diese gründliche Studie in deutscher Übersetzung vor. 


Der erste Hauptteil (S. 11-80) analysiert den "salvadoriani- 
schen Konflikt und seine Ursachen", die zunehmende Konzen- 
tration des Kapitals (mit eindrucksvollen Tabellen der führen- 
den Familien, S. 18-20), das geschlossene politische System 
ohne Mitbeteiligung (1930 fanden die letzten freien Wahlen 
Statt), den Ausbruch der Krise 1977, die entstehende Kriess- 
wirtschaft und ihre Folgen für die Bevölkerung, eine tabella- 
rische Darstellung der Kräfte der Rechten und der demokra- 
tisch-revolutionären Bewegung. Zwei besonders hervorzuhe- 
bende Kapitel handeln von der "nordamerikanischen Interven- 
tion und ihrer Auswirkung" und von "Tod, Unterdrückung und 
Elend". Das abschließende Kapitel zeigt: "Die salvadorianische 
Situation selber läßt keine andere Wahl, als Verhandlungen 
zu führen" (S. 73). Hier liegt neben dem analysierenden 
Durchsichtigmachen der politischen Situation das eigentliche 
Anliegen der Studie. 


Der zweite Hauptteil (S. 81-128) analysiert das "Engagement 
der Kirche in der Krise des Landes", jener katholischen Kir- 
che, die eine eindeutige Option für die Volksmassen getroffen 
hat, massiv und grausam verfolgt wurde und in diesem Prozeß 
glaubwürdig wurde für das Volk. Von 1977 - 1980 hat sie die 
"Anklage der Ungerechtigkeit und die Forderung nach Befrei- 
ung" erhoben, und das wird an dem Verhalten Erzbischof 
Oscar Romeros dargestellt. Diese Seiten muß jemand aus dem 
Autorenteam. konzipiert haben, der den Erzbischof sehr ge- 
liebt und sehr verstanden hat. Auf S. 95-98 finden sich Ta- 
bellen des Martyriums der Kirche, die ihre eigene Sprache 
sprechen. 


Von 1980 bis 1983 setzt sich die Kirche ein für "Humanisie- 
rung des Konflikts und Dialog für den Frieden", und das 
wird an dem Verhalten des Nachfolgers von Oscar Aomero, 
Erzbischof Rivera Damas dargestellt. Er "legte sein Augenmerk 
mehr auf die Tragödie des Landes als auf die Verfolgung der 
Kirche selbst" (S. 109), schlug unermüdlich den Dialog als 
Lösung vor und setzte sich für die Verbesserung der Lebens- 
bedingungen der riesigen Zahl von Flüchtlingen ein. Außer 
einem überzeugenden Beispiel dafür werden drei Episoden aus 
einem Flüchtlingslager berichtet - christliche Zeugnisse von 
ergreifender Glaubenskraft: hier spiegelt sich wieder, was 
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sich in den Basisgemeinden, in der Kirche der Armen er- 
eignet. 


Der dritte Hauptteil analysiert die "politische Situation in El 
Salvador nach den Wahlen 1984" - sehr differenziert, Aporien 
der einzelnen Machtfaktoren und gegenseitige Blockaden der 
Interessen aufzeigend: Die Verankerung der FDR-FMLN in der 
Bevölkerung ist, trotz militärischer Erfolge, schwächer gewor- 
den, die Position der Regierung ist nicht entschieden gestärkt 
worden, ob die Rechnung der USA aufgeht, die demokratisch- 
revolutionäre Front "abnutzen”" zu können, ist ungewiß. "Die 
große Herausforderung sowohl vor als nach den Wahlen ist 
weiterhin der Frieden ... Frieden kann nicht durch Vorberei- 
tung auf den Krieg, sondern nur durch die Vorbereitung auf 
den Frieden geschaffen werden. El Salvador muß sich bemü- 
hen, die US-amerikanische Perspektive und den Kreis der 
nordamerikanischen und sowjetischen Interessen zu verlassen. 
Es soll den Weg einer salvadorianischen Perspektive bezüg- 
lich der eigenen und mittelamerikanischen Interessen einschla- 
gen"(S. 161). 


Es wäre zu wünschen, daß viele, diesich mit dem Freiheits- 
kampf der Salvadorener solidarisieren, sich auch mit dieser 
Studie befassen. Und noch mehr wäre zu wünschen, daß diese 
Stimme der Vernunft und der Hoffnung in El Salvador selbst 
gehört würde. "Frieden kann nur durch die Vorbereitung auf 
den Frieden geschaffen werden." 
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ila-info Nr. 86, Juni 1985 Römerstr. 88, 5300 Bonn 1 
Schwerpunkt: Verschwörung gegen lateinanerikas Volkskirche 

Sekteninvasion: Mit Gott und Patriotismus gegen den Kommunismus / Die alte und 
die neue Kirche in El Salvador / Mönchskutten und Nonnenschleier - Tarnkappen 
des Marxismus? / CELAM - Der lateinanerikanische Bischofsrat /-Rechristianisierung 
oder Christdemokratisierung - Wie die Vatikanbürokratie Lateinamerikas Abhängig- 
keit pflegt / 

USA/Nicaragua: Handelsembargo - Flucht nach vorn / Brasilien nach Tancredos Tod: 
Wohin geht die "Neue Republik"? / El Salvador - kein neues Vietnan 


MITTELAMERIKA MAGAZIN Nr. 47, Juni 1985 

Königsweg 7, 2300 Kiel 1 
GUATEMALA: Umsiedlung der Flüchtlinge / Hilfe aus der BRD für das Militärregine 
/ Angehörige der Verschwundenen: Auf der Suche nach dem Leben fanden sie den Tod 
/ Zwist zwischen Privatwirtschaft und Armee / NICARAGUA: Handelsboykott: Schuß 
in den Ofen / Zwangsumsiedlungen: Geflüchtet mit einem Bündel Kleider und etwas 
Geschirr / Stimmung zwischen Erleichterung und Mißtrauen / EL SALVADOR: Wahlen: 
ARENA den Rücken gekehrt? / Guerilla: Zermürbungskrieg statt Stellungskampf / 
Honduras: Die gemietete Republik / Weltwirtschaft: Sieben Wege in die Verschuldung 
/ Karibik: Die Multis prägen die Insel-Ökonomie / Rückblick: Mexiko und die Verei- 
nigten Staaten 


BRD und "Dritte Welt" Nr. 14 Königsweg 7, 2300 Kiel 1 
Wende in der Entwicklungspolitik / Entwicklungshilfe und Außenhandelsförderung / 
Hallstein-Doktrin / Sozialdemokratische Entwicklungspolitik / BRD-Entwicklungshil- 
fe für Nicaragua / BRO-Entwicklungshilfe für El Salvador / Dokumentation: Bundes- 
tagsdebatte von 27.11.84 


BRD und "Dritte Welt" Nr. 15 Königsweg 7, 2300 Kiel 1 
NATO: Die Verwicklung der BRD in den Libanonkrieg / Deutschland und der Westen: 
Vom Feind zum Verbündeten / Von der Wehrnacht zur Bundeswehr / Die USA: Vom Anti- 
Hitler-Bündnis zum Kalten Krieg / Die Aufgaben der BRD in der NATO: Türkei / Mit- 
telstreckenraketen / CDU: "Deutsche an die Front" / Krieg in Europa oder in der 
"3, Welt"? / Die Rolle der BRD beim Kampf ums Öl / NATO-Einsatz: Mißbrauch oder 
Benutzung 


BRD und "Dritte Welt" Nr. 16 Königsweg 7, 2300 Kiel 1 
DEUTSCHER KOLONIALISHUS - Das Beispiel Deutsch - Ostafrika: Ostafrika vor der 
Kolonialzeit /. Ostafrika wird deutsch: Der "Wettlauf um Afrika" / Carl Peters 
- ein Mann erwirbt eine Kolonie / Die "Befriedung der Küstenstädte" / Die Erobe- 
rung des Landesinnern / Die "Erziehung der Schutzbefohlenen" / Der Maji-Maji-Auf- 
stand / Ausbeutung nach Plan / Der Machtkampf zwischen Siedlern und dem Gouverneur 
/ Der Verlust der Kolonien und die Verklärung der Vergangenheit / BRD-Tanzania 
heute / Deutsche Entwicklungshilfe 


links Juni 85 Postfach 591, 6050 Offenbach 4 
Peru nach den Wahlen / Nicaragua - große und kleine Knüppel / Brasilianische Hoff- 
nungen / Südafrika - und wenn sie kämpfend untergehen müssen ... 
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INPREKORR Nr. 170, Juni 1985 Postfach 111017, 6000 Frankfurt 
Peru: Neuer Kurs / Nicaragua: Die sandinistische Revolution und die Ausweitung 
der Massendemokratie / Bolivien: Zwischen Aufstand und Verzweiflung / Peru: Zum 
Wahlsieg der APRA / außerdem Artikel zu Sudan, Neu-Kaledonien, Irland 


INFORMATIONSDIENST SÜDLICHES AFRIKA Nr. 4, Juni 1985 
Blücherstr. 14, 5300 Bonn 1 


Schwerpunkt: Apartheid und Faschismus 

Protestaktionen der Christlichen Initiative vor der Südafrikanischen Botschaft / 
Einige Überlegungen zum Verhältnis Apartheid und Faschismus / Ein Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit / Bekennende Kirche in Namibia und SA / EKD und die weißen 
Kirchen in südlichen Afrika / Kollaboration BRD/SA / Südafrikanische Künstler 
zwischen Exil und Zensur / Organische Krise: Haushalt in Südafrika / Flüchtlinge 
und Vertriebene in Angola / Aktionen gegen Südafrikageschäfte der Dresdner Bank 


Termine 


INFORMATIONSVERANSTALTUNG ZU PARAGUAY 
am 6. Juli 1985 ab 11 Uhr in der Altstadt von Hof, anschlie- 


ßend Demonstration. 
Veranstalter: amnesty international, Gruppe Hof 
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des Cauca), Kassel 1985 


Holger Dohnt: Cafe - Contras - Canpesinos: Nicaragua. Hirtschaft und Politik in 
Nicaragua zwischen Restauration und Revolution, Mit einer Einführung von Dieter 
Boris, Ergebnisse-Verlag, Hamburg 1985 


Wolfgang Hug: Salz der Erde. Eine Erzählung nach dem gleichnamigen Film von H.J. 
Biberman, Basis-Verlag, Berlin 1974 


Syen Wernström, Der Schatz im Dorf der Armen. Basis-Verlag, Berlin 1976 
Sven Wernströn: Sie kanen aus den Bergen. Basis-Verlag, Berlin 1974 


Urs M. Fiechtner: Poesia Libre. Gedichte aus den Poesiewerkstätten Nicaraguas 
in deutschen Nachdichtungen und Übersetzungen. AS-Verlag, Tübingen, 1983 

Martin Albrecht: Der Regen erstickt das Feuer nicht - 69 Tage Peru, AS-Verlag 
Tübingen 1984 
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actualldad nmoticiosa tanto 


proveniente del continente 
como orlginada en Europa, 
Suscrfbase o adqul&ralo en 
las principales librerfas y 
kloskos especializados,- 
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4,— DM, im Abo 2,80 DM 
Magazin Varlag, Königsweg 7 
2300 Kiel 1 


Redscclön, publicidad y abonos: Gonza- 
lo Ramfrez, Kath,-Eberhard-Str.6, 8013 
HAAR-Tel:(089)4603906; y H&ctor Ba- 
rrientos,Ludwigkirchstr.9-A,BERLIN 15 
Tel:(030)8819262 


AIB-Sonderheft 1/1985 
10 Jahre befreites 


VIETNAM 


Vietnam? Vietnam! @ Das Vietnam-Trauma 
© Geschichte des Befreiungskampfes @ Der 
wirtschaftliche Wiederaufbau @ Wende in der 
Kampuchea-Frage? @ Die Vietnam-Solidari- 
tätsbewegung (28 Seiten, 2 DM) 


AIB-Sonderheft 2/1985 


LIBANON 


Besatzung und Widerstand 


Israels Libanonpolitik der „Eisernen Faust“ 
@ Widerstand im Süden @ Die aktuelle Lage 
im Libanon © Das Massaker von Zraryieh 
® Politische Gefangene in israelischen 
Gefängnissen (24 Seiten, 2 DM) 


AIB-Sonderheft 3/1985 


MITTELAMERIKA 


Befreiung und US-Agression 


US-Intervention und Verhandlungsprozeß 
@ Nikaragua: US-Embargo; Kriegswirtschaft; 
Umsiedlungen @ Ei Salvador: Dialog und 
Befreiungskampf @ Guatemala: Die Guerilla 
macht Boden gut @ BRD und Mittelamerika 
© Solidaritätsbewegung (erscheint Anf. Juni; 
32 Seiten, 2 DM) 


GEBURTSTAGSGESCHENK 


Im Juni wird das AlB 15 Jahre alt. Nennen 
Sie uns einen neuen Abonnenten und wir 
schenken Ihnen - nach Zahlungseingang - 


ein Buch 
2.B. Fidel Castro, ... wenn wir überleben wol- 


len, 296 S. 

Rainer Falk, Die heimliche Kolonialmacht, 
Bundesrepublik und Dritte Welt, 220 S. 
(Liste anfordern!) 


Jahresabo 25 DM (12 Nummern). Sonderhefte 2 DM 
(33% Rahati ab 10 Expi.; bei Bestellungen unter 10 DM 
Vorauszahlung in Briefmarken zzgl. 0,60 DM Porto je 
Heft). 


Coupon / Bitte einschicken an: 
AIB, Liebigstraße 46, D-3550 Marburg 
Ich bestelle: 
Expl. AlB-Sonderheft 1/1985 
Expl. AIB-Sonderheft 2/1985 
Expl. AIB-Sonderheft 3/1985 
ein kostenloses Probeheft 
U ein Abonnement ab Nr. 


Name 
Straße/Nr. 
PLZ/Wohnort 
Datum/Unterschrift 


Ich weiß, daß ich die Bestellung innerhalb von 
14 Tagen widerrufen kann. 
Datum/Unterschrift _ BEE: 


Ich habe den Abonnenten geworben: 
Name R 

Straße/Nr. 
PLZ/Wohnort 
Datum/Unterschrift 
Mein Buchwunsch 


